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Gerhard Wettig

MBFR: Motor der Aufrüstung oder Instrument 
der Friedenssicherung?

Auseinandersetzung mit den Thesen von D. Senghaas, V. Rittberger 
und B. Luber in B 13/73

Der Vorschlag einer „wechselseitigen ausge-
Iwogenen Streitkräfteverringerung" (MBFR) 

gehört zu den Hauptproblemen, die zwischen 
Ost und West zu regeln sind. Auf der bevor-I stehenden Konferenz für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (KSZE) sollen Nor-
men für die Beziehungen zwischen den euro-
päischen Staaten, Möglichkeiten einer erwei-
terten wirtschaftlich-technologischen Koope-
ration, die Frage von Kontakt und Kommuni-
kation und möglicherweise auch institutioneile 
Neuerungen zur Diskussion stehen. Wenn 
überhaupt, werden Gesichtspunkte der militä-
rischen Sicherheit in Europa nur am Rande 
und in eng begrenzter Weise zur Sprache kom-
men. Die Sicherheitspolitik im engeren Sinne 
ist der Erörterung während separater MBFR-
Verhandlungen vorbehalten.

Als die Mitgliedstaaten der Militärorganisa-
tion des nordatlantischen Bündnisses am 
25. Juni 1968 das MBFR-Konzept erstmals ge-
nauer formulierten1), forderten sie, der zu 
vereinbarende Truppenabbau müsse auf Ge-
genseitigkeit beruhen, nach Umfang und Zeit-
ablauf ausgewogen sein, nachteilige Verände-
rungen vermeiden und zu vermehrtem wech-
selseitigem Vertrauen beitragen. Die Absicht 
ging dahin, das bestehende militärische 
Gleichgewicht in Europa auf einen geringe-
ren Stand zu stabilisieren. Dahinter steht die 
Vorstellung, daß die einigermaßen gegebene 
Balance der Kräfte auf dem europäischen 
Schauplatz den Gebrauch von Gewalt zwi-
schen bündnisverschiedenen Staaten blockie-

1) F.-K. Schramm/W.-G. Riggert/A. Friedel, Sicher-
heitskonferenz in Europa. Dokumentation 1954 bis 
1972, Frankfurt/Main 1972, S. 58 f.
2) Der Ausdruck „dissuasion", der vor allem im 
Französischen, gelegentlich auch im Englischen 
gebräuchlich ist, kennzeichnet den Sinn der Ab-
schreckungskonzeption besser: nämlich ein über-
zeugen des anderen, etwas nicht zu tun (das heißt, 
nicht militärische Gewalt anzuwenden).

I. Fragestellung

re und daß dieses Verhältnis einer wechsel-
seitigen Abschreckung oder „Dis 2suasion" ) 
auch bei einer Verringerung der militärischen 
Kapazitäten aufrechterhalten bleiben müsse. 
Im Selbstverständnis derer, die das MBFR-
Konzept entworfen haben, ist also MBFR ein 
Mittel, wie man militärische Auseinanderset-



Zungen zwischen Ost und West mit geringem 
Truppen- und Rüstungsaufwand auf beiden 
Seiten weiterhin unwahrscheinlich machen 
kann. Mehr noch: Die Forderung, daß keine 
Veränderungen des bestehenden mili

3

tärischen 
Kräfteverhältnisses eintreten dürften, soll den 
gegenwärtigen Zustand wechselseitiger Ab-
schreckung vor etwaigen zukünftigen Er-
schütterungen bewahren. Der MBFR ist damit 
die Funktion zugedacht, einen Krieg noch un-
wahrscheinlicher zu machen. Demnach ist 
MBFR ein Instrument der Friedenssiche-
rung ).
Die Warschauer-Pakt-Staaten gehen offen-
sichtlich von anderen Vorstellungen aus. Sie 
stehen dem westlichen Vorschlag mit großer 
Reserve gegenüber4). Die sowjetischen Stel-
lungnahmen operieren bis heute mit dem Ar-
gument, daß die Verhandlungen auf der Euro-
pa-Konferenz über die Probleme der politi-
schen Sicherheit nichts mit den militärischen 
Fragen zu tun hätten und folglich auch in 
keiner Weise mit ihnen verbunden werden 
dürften5). Durch verschiedenartigste Äuße-
rungen, durch mehrfache Verfahrens Vorschlä-
ge und durch ihr praktisches Verhalten hat 
die sowjetische Seite ab Mitte 1970 wieder-
holt deutlich gemacht, daß die Europa-Konfe-
renz den Gesprächen über einen Truppenab-
bau vorausgehen müsse. Nach ihrem erfolg-
reichen Abschluß seien die Voraussetzungen 
für eine fruchtbare Diskussion über militäri-
sche Angelegenheiten gewährleistet. Daneben 
haben sowjetische Diplomaten und Publizi-
sten ständig betont, die Verhandlungen dürf-
ten nicht von Block zu Block geführt werden 
und sollten keiner Konsolidierung der Block-

3) „Frieden" ist hier zunächst als „Nicht-Krieg" 
definiert. Für einen Frieden im Sinne einer positi-
ven Friedensordnung scheinen vorerst noch we-
sentliche Voraussetzungen zu fehlen (vgl. G. Wet-
tig, Europäische Sicherheit. Das europäische Staa-
tensystem in der sowjetischen Außenpolitik 1966 
bis 1972, Düsseldorf 1972, S. 175—177). Im übrigen 
ist die Verhinderung des Krieges in jedem Fall die 
notwendige — wenn auch nicht zureichende — 
Voraussetzung für die Schaffung einer positiven 
Friedensordnung.
4) Das gilt wesentlich für die sowjetische Haltung, 
die weitestgehend das Verhalten der verbündeten 
Staaten bestimmt. — Die rumänische Interessen-
lage bleibt bei den Darlegungen unberücksichtigt.
5) Vgl. u. a. M. L’vov, erez mesjac posle starta, in: 
Izvestija, 26. 12. 1972; Ju. Jachontov, Kunsul’tacii 
v Dipoli, in: Pravda, 9. 2. 1973; L. Breshnejw in 
einem Gespräch mit Journalisten 1t. dpa-Bericht, 
11.1. 1973; V. Matveev, Pod natiskom sil mira/G. 
Kuznecov, Progress v Chel'sinki, in: Za rubezom, 
13/1973; Ju. Tomilin, Evropa — problema sokrae-
nija vooruzennych sil, in: Mezdunarodnaja zizn', 
3/1973, S. 53.

6) In diesen Zusammenhang gehört auch das Aus-
spielen Frankreichs (das eine Streitkräfteverringe-
rung in Europa grundsätzlich ablehnt) gegen die 
übrigen NATO-Staaten.
7) Pravda, 27. 6. 1970.
8) Vgl. Pravda, 31.3. 1971.

Strukturen dienen. Dahinter wird das Bestre-
ben sichtbar, der NATO eine Funktion im 
Entspannungsprozeß zu verweigern und damit 
erhoffte Tendenzen zu einem allmählichen 
Auseinanderfallen des atlantischen Bündnis-
ses zu fördern. Allen westlichen Kräften, die 
für eine Verbindung oder eine Parallelität 
zwischen der Europa-Konferenz und den 
Truppenabbau-Gesprächen eintreten, wird die 
Absicht unterstellt, sie wollten die multilate-
ralen Ost-West-Verhandlungen sabotieren. 
Dieser Befund legt den Schluß nahe, daß die 
sowjetische Führung und ihre Verbündeten 
an der Erörterung einer wechselseitigen 
Streitkräfteverringerung in Europa von sich 
aus wenig interessiert sind. Sie sind primär 
bestrebt, auf das Verlangen der NATO-Staa-
ten (mit Ausnahme Frankreichs) so weit ein-
zugehen, daß der Zusammentritt der Europa-
Konferenz nicht gefährdet wird. Gleichzeitig 
versuchen sie, mit Hilfe der Truppenabbau-
Frage auf die inneren Verhältnisse im atlanti-
schen Bündnis einzuwirken6). Für die UdSSR 
und ihre Bundesgenossen ist also das Problem 
einer wechselseitigen Streitkräfteverringe-
rung ein Instrument zur Manipulation der in-
tereuropäischen Beziehungen.

Die sowjetische Führung hat, was die militä-
rische Seite der Angelegenheit betrifft, auf 
entscheidende westliche Vorstellungen nega-
tiv reagiert. Die bis in das Jahr 1970 hinein 
zu hörenden Argumente, die NATO-Staaten 
wollten sich mit Hilfe des MBFR-Vorschlags 
einer einseitigen Reduzierung ihrer Truppen 
— insbesondere der amerikanischen Statio-
nierungsstreitkräfte in Europa — entziehen, 
werden mittlerweile nicht mehr vorgetragen. 
Der Gedanke der Wechselseitigkeit wird heu-
te nicht grundsätzlich bestritten. Dagegen hat 
die UdSSR die Vorstellung nicht akzeptiert, 
daß die Verringerung der Streitkräfte in ei-
nem ausgewogenen Verhältnis erfolgen müß-
ten. Sie wehrt sich demzufolge dagegen, daß 
die Vorgespräche in Wien mit dem Terminus 
„MBFR" verbunden werden. Im Budapester 
Memorandum vom 22. Juni 1970 wählten die 
Warschauer-Pakt-Staaten den Ausdruck „Ver-
minderung der ausländischen Streitkräfte auf 
dem Territorium europäischer Staaten" 7). 
Seit Breshnejws Rede vor dem XXIV. Partei-
tag der KPdSU vom 30. März 1971 8) ist von



„Verringerung der Streitkräfte und Rüstun-
gen" die Rede. Auf westliches Drängen hin 
fand sich die sowjetische Führung zu der 
Versicherung bereit, daß eine derartige Ver-
ringerung „ohne Nachteile für die beteiligten 
Staaten" stattfinden solle — eine Formel, die 
erstmals in dem Kommunique über die Bresh-
nejw-Brandt-Gespräche in Oreanda vom 
18. September 1971 auftaucht9). Alle diese 
Elemente sind in der programmatischen Pra-
ger Deklaration der Warschauer-Pakt-Staaten 
vom 26. Januar 1972 10 ) enthalten. Darin ist 
außerdem, einer früheren Breshnejw-Äußerung 
entsprechend, von einer Einbeziehung sowohl 
der ausländischen als auch der nationalen 
Streitkräfte in den Truppenabbau die Rede. 
Schließlich heißt es, die „Überprüfung und Be-
stimmung der Lösungsmöglichkeiten dieser 
Frage" dürften „nicht die Prärogative der be-
stehenden militärisch-politischen Bündnisse in 
Europa sein". Die sowjetische Position — ins-
besondere das Ausweichen von dem relativ 
konkreten Begrif

11

f der Ausgewogenheit auf 
das vagere Prinzip der Unschädlichkeit — 
könnte ein Hinweis darauf sein, daß Moskau 
an der westlicherseits angestrebten Stabilisie-
rung des militärischen Gleichgewichts in Eu-
ropa nichts gelegen ist ).

12) Vgl. D. Senghaas/v. Rittberger/B. Luber, MBFR: 
Aufrüstung durch Rüstungskontrolle?, in: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung 
„Das Parlament", B 13/73, 31. 3. 1973, S. 26—54.
13) Ebda S. 51. Begründende Argumente auf 
S. 51 f. — Die grundlegenden Auffassungen sind 
von Dieter Senghaas in einer Reihe von Abhand-
lungen (so: Abschreckung und Frieden, Frankfurt/ 
Main 1972 2) ausführlich dargelegt worden.
14) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 29— 
33. — Die „INTERPRETATION I" gilt den Verfas-
sern vor aller Argumentation als nicht ernst zu neh-
men: Sie wird gleich zu Anfang als „immer noch" 
gängig, als „offiziell" im Gegensatz zu der [Seng-
haas'schen] Auffassung, „die in der Wissenschaft 
immer mehr Fuß faßt", abqualifiziert.
15) Ebda, S. 36. Die Aussage ist auf das bisherige 
Resultat von Rüstungskontrollabkommen bezogen, 
das jedoch im folgenden als Maßstab auch für die 
zukünftig zu erwartenden Ergebnisse hingestellt 
wird.
16) Ebda, S. 37.

9) Vgl. Izvestija, 19.9. 1971; vgl. Schramm/Riggert/ 
Friedel, a. a. O., 590 f.
10) Vgl. Pravda, 27. 1. 1972.
11) Für diese Ansicht würde auch sprechen, daß 
in den Aussagen sowjetischer Publizisten und Au-
ßenpolitikexperten immer wieder das westliche 
Postulat einer politisch-militärischen Balance in 
Europa als eine entspannungsfeindliche Konzep-
tion angegriffen wird, mit der Schluß gemacht 
werden müsse. Gelegentlich sind Appelle an die 
Westeuropäer gerichtet worden, sie sollten end-
lich die Aussichtslosigkeit ihres Bemühens einse-
hen, der UdSSR ein machtpolitisches Gegenge-
wicht gegenüberzustellen. Alle sowjetischen Äu-
ßerungen über Sicherheit und Entspannung in Eu-
ropa gehen davon aus, daß die „Veränderung des 
Kräfteverhältnisses zugunsten der sozialistischen 
Staaten" den entscheidenden Motor jedes bisheri-
gen Fortschritts gebildet habe und auch jedes 
künftigen Fortschritts bilden werde. Die Ableh-
nung jedes sachlichen, zeitlichen und prozedura-
len Zusammenhangs zwischen der Europa-Konfe-
renz und den Truppenabbau-Gesprächen läßt sich 
plausiblerweise so deuten, daß die UdSSR nicht in 
die Lage kommen möchte, um des Zusammentritts 
und des Gelingens der von ihr angestrebten Kon-
ferenz willen dem westlichen Verlangen nach Fest-
legung ausgewogener Potentiale auf beiden Sei-
ten entsprechen zu müssen. Der Begriff des „Gleich-
gewichts", der auch im folgenden gebraucht wird, 
ist militärisch in Europa wenig sinnvoll. Er bezeich-
net jedoch eine politischen Tatbestand — nämlich 
eine Situation, in der eine Seite die andere nicht 
ohne unannehmbare Risiken für sich angreifen 
kann.

Gegenüber den Standpunkten von Ost und 
West ist kürzlich von Dieter Senghaas, Vol-
ker Rittberger und Burkhard Luber eine wei-
tere Ansicht formuliert worden12 ). Die drei 
Autoren gehen von einer „prinzipiellen 
Fragwürdigkeit der Prämissen gegenwärti-
ger Sicherheitspolitik (= Abschreckungspoli-
tik)" 13 ) und von einem unversöhnlichen 
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Ge-
gensatz zwischen militärischer Gleichge-
wichtswahrung und politischem Entspan-
nungsbemühen )  aus. Insofern das Konzept 
eines wechselseitigen Truppenabbaus in Eu-
ropa an dem Postulat orientiert sei, die militä-
rische Balance aufrechtzuerhalten und sogar 
zu stabilisieren, könne es daher der Entspan-
nung und dem Frieden nicht dienen. Einem 
MBFR-Abkommen würde die grundlegende 
Perversion bisheriger Rüstungskontrollmaß-
nahmen eignen, durch einen Verzicht auf mi-
litärisch uninteressant gewordene Bereiche 
den Rüstungswettlauf auf effizientere Waffen-
systeme zu konzentrieren und damit „be-
stimmte überfällige Selbstkorrekturen in de

15
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n 
Rüstungsapparaten" ) zu erleichtern. Vor 
allem aus einem steigenden Kostendruck, so 
heißt es, ergebe sich eine „Tendenz zur Des-
organisation der [militärischen] Appara-
te" ),  die sich nur durch eine Verlagerung 
des Aufwandes auf die wirkungsvollsten Rü-
stungssektoren auffangen lasse. Es gehe um 
eine Ersetzung von Quantität durch Qualität, 
das heißt der Personalbestand müsse verrin-
gert werden, damit besser geschulte Berufs-
soldaten, modernere Ausrüstungen und tech-
nologische Neuentwicklungen finanziert wer-
den könnten. Nur diesem Zweck sei das 
MBFR-Konzept zu dienen bestimmt. Mit sei-
ner Hilfe ließen sich die rüstungspolitisch 



notwendigen „Anpassungsprozesse" innerge-
sellschaftlich leichter durchsetzen — mit 
dem Ergebnis einer bloßen „Umrüstung oder 
Aufrüstung". Die „langfristig sich [ohne-
hin] du

1

18

7
rchsetzenden rüstungspolitischen 

Trends" )  würden beschleunigt. Statt der 
versprochenen Abrüstung sehen die Autoren 
„nur eine strukturelle Rationalisierung und 
.Produktivitätserhöhung' der militärischen Or-
ganisationen" )  (im Sinne einer größeren 
„Zerstörungskapazität") als das zu erwarten-
de Resultat. Die Zunahme an militärischer Ef-
fizienz, die von einem MBFR-Abkommen er-
wartet wird, erscheint notwendigerweise mit 
einem Weniger an Entspannung und Frieden 
gleichbedeutend.

Aus der dargelegten Sicht der Fakten leiten 
sich normative Thesen ab, wie der Frieden in 
Europa am besten gefördert werden könne. 
Das Problem ist von vornherein so definiert, 
daß die weitere Entwicklung des machtpoliti-
schen Verhältnisses zwischen den beiden Al-
lianzen und daneben auch den ungebundenen 
Staaten als irrelevant gilt. Der Ausbruch oder 
das Nicht-Entstehen von Kriegen in Europa 
hat demnach nichts damit zu tun, über welche 
militärischen Möglichkeiten ein Staat oder 
eine Staatengruppe gegenüber einem anderen 
Land oder mehreren anderen Ländern verfügt. 
Militärische Konflikte, so muß man schließen, 
entwickeln sich nicht aus internationalen 
Konstellationen heraus, in denen es zu Strei-
tigkeiten kommt und gleichzeitig der Ge-
brauch militä

21

rischer Mittel vorteilhaft zu sein 
verspricht. Tatsächlich leugnen Senghaas/ 
Rittberger/Luber den „rein instrumenteilen 
Charakter von Rüstungspolitik und Rüstungs-
apparaten" 19) und fassen die militärischen 
Anstrengungen der Staaten als „im wesentli-
chen innenbestimmt" 20) auf. „Das heißt, der 
Rüstungswettlauf ist weniger ein Wettkampf 
zwischen zwei Antagonisten, deren Interak-
tion auf eine Wechselbeziehung schließen 
läßt (Reziprozität); er ist vielmehr ein Wett-
lauf der Staaten mit sich selbst, der im Rah-
men der jeweiligen nationalen Rüstungspoli-
tik zwischen den an dieser Rüstungspolitik 
beteiligten zivilen, militärischen, industriel-
len, administrativen und wissenschaftlichen 
Gruppierungen sich abspielt." )

Das praktische Fazit lautet, man dürfe in den 
Fragen der Militärpolitik keinen Blick auf die 
zwischenstaatliche Lage verschwenden, son-
dern müsse im innerstaatlichen Rahmen alle 
Energie auf einen Abbau der Verteidigungs-
apparate richten. Es kommt allein darauf an, 
innerhalb der eigenen Gesellschaft bisher 
nicht bestehende Möglichkeiten der Wehrredu-
zierung zu schaffen. Bewußt wird in Kauf ge-
nommen, daß dieser Prozeß in einem oder in 
einigen Staaten anlaufen kann, in anderen da-
gegen nicht. Da die zwischenstaatliche 
Machtbalance von vornherein nicht interes-
siert, ist nicht die Wechselseitigkeit der Redu-
zierungsmaßnahmen im internationalen Rah-
men, sondern der Umfang des Militärabbaus 
im einzelstaatlichen Rahmen das Erfolgskrite-
rium. Der Entmilitarisierungsprozeß soll da-
her einen unwiderruflichen Charakter erhal-
ten und sogar vom Willen der nationalen Re-
gierung unabhängig sein. Die Autoren rech-
nen damit, daß das so gegebene Beispiel von 
immer mehr Staaten nachgeahmt werde und 
so eine weltweite Abrüstung einleiten kön-
ne 22).

17) Ebda, S. 39.
18) Ebda, S. 38.
19) Ebda, S. 29.
20) Ebda, S. 33.
21) Ebda.

22) Vgl. Ebda, S. 46—50.
23) Diese Ansicht liegt nicht nur der sowjeti-
schen Militärdoktrin (vgl. R. Kolkowicz, Strategie 
Parity and Beyond, in: World Politics, XXIII/3, 
April 1971, S. 432—438), sondern auch allen ein-
schlägigen Äußerungen aus der sowjetischen Pu-
blizistik zugrunde. Ebenso spiegelt die sowjetische 
Koexistenz-Doktrin die Vorstellung von einem ge-
walthemmenden Abschreckungsverhältnis zwi-
schen Ost und West wider: Bewaffnete Gewalt 
wird so weit ausgeschlossen, wie daraus eventuell 
ein Großkrieg mit den USA entstehen könnte. Da-
gegen sind diejenigen Fälle ausgeklammert, in de-
nen dieses Risiko klarerweise nicht besteht (Un-
terstützung von Entkolonialisierungs- und Bürger-
kriegen, bewaffnete Aktionen innerhalb des War-
schauer-Pakt-Bereichs). Vgl. D. Tomasevskij, Le-
ninskij princip mirnogo sosuscestvovanija i klas-
sovaja bor’ba, in: Kommunist, 12/1970, S. 101—113; 
A. Sovetov, Mimoe sosuscestvovanie — real’nyj 
faktor mezdunarodnych otnosenij, in: Mezduna-
rodnaja zizn', 8/1972, S. 11—12.

Die Regierungen der europäischen Staaten 
gehen — ohne Unterschied ihres politischen 
Standortes — davon aus, daß der Zustand 
wechselseitiger Abschreckung, solange und 
soweit er besteht, vernünftigerweise den Ge-
brauch militärischer Mittel bei auftretenden 
Streitigkeiten ausschließt23 ). Die Analyse von 
Senghaas/Rittberger/Luber kommt zu einem 
anderen Ergebnis. Daher ist kritisch zu prü-
fen, ob die herkömmliche Auffassung oder die 
Ansicht der drei Autoren zutrifft. Dabei stel-
len sich drei Fragen:



1. Dient ein machtpolitisches Gleichgewicht, 
das durch militärische Anstrengungen ähnli-
chen Umfangs seitens der Beteiligten aufrecht-
erhalten wird, der Verhinderung des Krieges 
oder der Erzeugung von Spannung und damit 
von Unfrieden?
2. Sind die Rüstungsprozesse in den verschie-
denen Staaten primär auf Herausforderungen 
durch die Militärpolitik potentieller Gegner 
oder auf Pressionen von Seiten interessierter 
innerstaatlicher Gruppen zurückzuführen?
3. Stellen die Rüstungskontrollbemühungen 
im allgemeinen und die Vorschläge für MBFR 
im besonderen Initiativen zu einer internatio-
nalen Rüstungsbegrenzung oder Teilstücke 
innerstaatlicher Um- und Aufrüstungsbestre-
bungen dar?
Die angesprochenen Fragen sind sowohl unter 
methodologischen Gesichtspunkten (Aufweis 
der zugrunde liegenden Prämissen und der 
daraus abgeleiteten Schlüsse) als auch im 
Hinblick auf die Realitätsbezogenheit der je-
weiligen Thesen (Vergleich des theoretisch 
Postulierten mit dem empirisch feststellbaren 
Geschehen) zu untersuchen.
Die Regierungen der nicht-kommunistischen 
Staaten und des sowjetischen Lagers operie-
ren von unterschiedlichen Interessenlagen 
aus und kommen daher zu verschiedenen 
Vorstellungen des Wünschbaren. Während 
die westliche Seite es für wünschenswert er-
achtet, daß das bestehende militärische 
Gleichgewicht in Europa für die Zukunft ver-
traglich fixiert wird, würde es die sowjeti-
sche Führung augenscheinlich lieber sehen, 
wenn die Entwicklung des militärischen Kräf-

teverhältnisses auf dem europäischen Schau-
platz offen bliebe, so daß aus den inneren 
Schwierigkeiten der NATO-Staaten mit ihrer 
Verteidigungspolitik Veränderungen der 
Machtlage zu sowjetischen Gunsten erwach-
sen könnten. Senghaas/Rittberger/Luber teilen 
das Interesse weder der einen noch der ande-
ren Seite. Mehr noch: Das Kräfteverhältnis in 
Europa, um das die Auseinandersetzung geht, 
erscheint ihnen prinzipiell unwichtig und ist 
ihnen daher völlig gleichgültig. Nach ihrer 
Ansicht muß man die Auswirkung der zu er-
greifenden Maßnahmen auf die machtpoliti-
schen Relationen des europäischen Konti-
nents ignorieren. Sie rufen daher dazu auf 
(und dieser Appell gilt praktisch der Bundes-
republik und anderen westlichen Staaten), un-
widerruflich eine einseitige, umfassende Mili-
täreinschränkung einzuleiten. Das fordert zwei 
Fragen heraus:
1. Welche Konsequenzen würden sich für die 
politische Unabhängigkeit der durch die Wehr-
reduzierung einseitig militärisch geschwächten 
Staaten und für die Wahrscheinlichkeit des 
Gebrauchs von militärischer Gewalt in Euro-
pa ergeben?
2. Läßt sich erwarten, daß einseitige Militär-
kürzungen einzelner Staaten allmählich auch 
alle übrigen Mächte zu einem gleichartigen 
Vorgehen veranlassen werden?
Von der Antwort auf diese Fragen wird es ab-
hängen, ob eine Verwirklichung der Vor-
schläge, welche die Autorengruppe unterbrei-
tet hat, tatsächlich Zu dem erstrebten Zustand 
eines friedlichen Miteinander in Europa führt.

II. Verhältnis zwischen

1. Überprüfung der Prämissen und Schlüsse

Die Analyse von Senghaas/Rittberger/Luber 
geht von der von vornherein feststehenden 
Gewißheit aus, daß Sicherheitspolitik und 
Entspannungspolitik zwei strikt voneinander 
getrennte Realitäten sind. Die Sicherheitspoli-
tik, die im Konzept der Abschreckung verkör-
pert gesehen wird, ist vor aller Argumenta-
tion negativ wertbesetzt, weil sie den Gegen-
pol zu der als schlechthin positiv geltenden 
Entspannung bildet24 ). Mit anderen Worten:

24) Diese Prämisse wird nicht direkt formuliert, 
läßt sich aber aus verschiedenen einleitenden Ur-
teilen erschließen. So ist auf S. 27 davon die Rede,

Sicherheits- und Entspannungspolitik

Sicherheits- und Entspannungspolitik werden 
nicht auf ihre jeweilige Bedeutung im Zusam-
menhang mit der gegebenen Situation (Inter-

es werde eine Fortsetzung der herkömmlichen Si-
cherheitspolitik gefordert, „als ob es keine . . . 
Entspannungspolitik geben würde". Des weiteren 
wird von einer Rückversicherungsfunktion der Si-
cherheitspolitik für die Entspannungspolitik (falls 
diese nämlich scheitern sollte) gesprochen. Derar-
tige Aussagen wären logisch sinnlos, wenn nicht 
davon ausgegangen würde, daß beides nicht mit-
einander harmoniere. Die negative Wertung der 
Sicherheitspolitik gegenüber der Entspannungspo-
litik unabhängig von allen damit verbundenen 
konkreten Inhalten und Zielen kommt am besten 
auf S. 39 unten zum Ausdruck. 



essenlagen der Beteiligten, Zielfunktionen des 
Vorgehens, Art des anvisierten Zustandes) 
hin untersucht, sondern vor aller Überlegung 
allein wegen ihrer Etikettierung als negative 
beziehungsweise als positive Phänomene an-
gesehen. Das ist ein höchst unkritisches, weil 
an bloßen Wortbenennungen orientiertes Be-
wertungsverfahren. Die reale Substanz, die 
mit den Begriffen nur grob umrissen werden 
kann und oft genug auch sorgsam verschlei-
ert wird, bleibt völlig unerörtert. Die Begriffs-
inhalte werden nicht näher präzisiert, son-
dern unbesehen für die Wirklichkeit genom-
men. Hat man sich erst einmal darauf festge-
legt, daß die Sicherheitspolitik in einem rea-
len Gegensatzverhältnis zur positiven Ent-
spannungspolitik steht, dann kommt man mit 
logischer Notwendigkeit zu dem Schluß, die 
Sicherheitspolitik stehe der Entspannung im 
Wege und müsse folglich dieser weichen. Auf 
Grund der gewählten Prämisse ist damit eine 
Aussage getroffen, die immer wahr sein muß. 
Das bedeutet aber, daß hier nur die Explika-
tion einer vorher vorgenommenen Definition 
erfolgt. Eine derartige Aussage ruht in sich 
selbst und hat keinen Bezug zur Wirklichkeit. 
Sie läßt sich nicht empirisch falsifizieren, son-
dern nur durch eine Infragestellung ihrer Prä-
misse anzweifeln. Dementsprechend ist die 
anschließend gestellte Frage, ob Sicherheits-
und Entspannungspolitik als „zwei Pfeiler 
ein- und derselben friedenspolitischen Strate-
gie" („INTERPRETATION I") oder als Aus-
gangs- und Zielpunkte eines Transformations-
prozesses (in einer zunächst abwartenden 
„pessimistischen" oder in einer s

25

ofort han-
delnden „optimistischen" Variante, „INTER-
PRETATION Ila bzw. Ilb") ) zu gelten hät-
ten, von vornherein entschieden: Die „innere 
Logik" verbietet die Vorstellung eines „Ne-
beneinander von Rüstung und Ents,an- . 
nun 26g" ).

Der grundlegende methodologische Fehler 
liegt darin, daß die Begriffe als Wirklichkei-
ten behandelt werden. Die Vorstellung, die 
ein Benutzer mit dem Begriff verbindet, gerät 
so unversehens zu einem realen Wesen. Ideen 
werden als Realitäten gesetzt, aus denen sich 
dann die zu analysierenden Tatbestände ab-
leiten. Durch dieses Verfahren wird der Ge-
dankengang nicht nur vom Bezug auf wirkli-
che Gegebenheiten freigehalten. Die Begriffe 
bringen auch, wenn sie nicht als Chiffren für 
ein außer ihnen existentes Wirkliches dienen, 
sondern eine eigene Realität beanspruchen, 
eine künstliche Prinzipienreinheit mit sich. 
Entspannung ist dann nicht mehr die Verbes-
serung eines Konfliktverhältnisses, die mit 
der Fortdauer von latenten Teilkonflikten und 
mit dem Erfordernis einer machtpolitischen 
Selbstbehauptung einhergehen kann, wenn 
die Umstände den Abbau aller Differenzen 
nicht zulassen. Vielmehr muß Entspannung 
als Grundsatz der Überwindung aller Span-
nungen und damit als Bekenntnis zur totalen 
Versöhnung begriffen werden, wobei kein 
Vorbehalt zulässig ist (der ja ideell eine Ne-
gation des erwählten Verständigungsprinzips 
wäre). Die Konzepte einer mit Rüstung ver-
bundenen Abschreckungspolitik müssen, weil 
sie sich auf den Gedanken einer potentiellen 
Rivalität oder sogar Gegnerschaft zu dem 
Entspannungspartner zurückführen lassen, als 
in Widerspruch zu dem Postulat einer unein-
geschränkten Entspannung stehend empfun-
den werden27). Damit ergibt sich eine genau 
abgezirkelte Dichotomie: Entweder man ver-
schreibt sich der Entspannung oder man un-
terstützt, wenn man sich dazu nicht wahrhaft 
verstehen will, deren Gegenprinzip. Das ist 
die Logik einer ideellen Welt. Ob sich auch 
die realen Verhältnisse nach den Regeln prin-
zipieller Hundertprozentigkeit und klarer Ge-

25) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 27 f.
26) Ebda, S. 29 f. (Anm. 1). — Ausgehend von der 
Prämisse eines Realgegensatzes von Sicherheits-
und Entspannungspolitik, bezeichnen die Autoren 
ein Nebeneinander von beidem in einem einzigen 
Konzept von Ost-West-Politik als gleichbedeutend 
mit der Ansicht, daß eine „effektive Entspannung 
für im Grunde unmöglich erklärt" werden müsse. 
Das wiederum ist für die Autoren mit dem Cha-
rakter der Entspannung als eines moralischen 
Postulats unvereinbar. Darum gilt ihnen — unab-
hängig von der Betrachtung aller für die Möglich-
keit einer Entspannung relevanten Gegebenheiten 
(wie beispielsweise der objektiven Interessenlage 
oder der subjektiven Einstellungen in Ost und 
West) — die These von der Unmöglichkeit einer 
umfassenden Entspannung als eine „militaristische

Ideologie", die nur dem Zweck diene, die Rü-
stungspolitik gegen eine Infragestellung durch die 
Entspannung zu schützen. Die Denunziation als 
bloße Rechtfertigungsideologie bietet eine zuver-
lässige Abschirmung der präkonzipierten Thesen 
gegen möglicherweise störende Wirklichkeitsbe-
funde; es bildet sich ein empirisch nicht mehr an-
greifbarer Argumentationskreis, dessen Aussagen 
auf der Basis der gewählten Prämissen logisch im-
mer wahr sind und damit auch jeder Relevanz für 
reale Verhältnisse entbehren.
27) Typischerweise wird auf S. 29 die These von 
der innengeleiteten Rüstungspolitik nur dann für 
widerlegt erachtet, wenn der „rein instrumentale 
Charakter" der Rüstung im Sinne außenpolitischer 
Ziele erwiesen wäre. Mit anderen Worten: Soweit 
nicht eine totale Außenleitung behauptet werden 
kann, erscheint der Schluß auf das Gegenteil, 
nämlich eine totale Innenleitung, berechtigt.



gensätzlichkeit richten, ist eine andere Fra-
ge28 ). Bevor darauf näher eingegangen 
wird, sollen jedoch zunächst die weiteren 
Prämissen erörtert werden, welche die zentra-
le Prämisse von Sicherheits- und Entspan-
nungspolitik als den einander widerstreiten-
den Prinzipien von Gut und Böse stützen.

28) Das ist von verschiedenen Kritikern verneint 
worden: D. Frei, Kriegsverhütung und Friedenssi-
cherung, Frauenfeld — Stuttgart 1970, S. 137—141; 
M. Pfüller, Besprechung von Büchern zur Friedens-
problematik, in: Futurum, 3/1970, S. 484; E. Forn-
dran, Abrüstung und Friedensforschung, Düssel-
dorf 1971 S. 47 f.
29) Sie wird ausführlich dargelegt in der grundle-
genden Abhandlung von Dieter Senghaas, Ab-
schreckung und Frieden, Frankfurt/Main 19722.

30) Da die Staaten das, was sie als ihre unver-
zichtbaren Lebensmöglichkeiten ansehen, fast aus-
nahmslos mit militärischen Mitteln schützen, wür-
den Aktionen, die auf eine Beeinträchtigung die-
ser Lebensmöglichkeiten abzielen, die Anwendung 
militärischer Gewalt bedeuten. Eine Ausnahme 
von dieser Regel stellt die Kuba-Krise in ihrer er-
sten Phase dar (was möglicherweise ihren Aus-
bruch erklärt): Die USA hatten sich zunächst 
nicht gegen die als existenzbedrohend empfunde-
ne Eventualität einer Stationierung sowjetischer 
Raketen auf Kuba militärisch abgesichert. Das 
dürfte die sowjetische Entscheidung, eine derarti-
ge Stationierung vorzunehmen, überhaupt erst 
möglich gemacht haben. Durch die folgende Er-
richtung einer Seeblockade rund um Kuba gaben 
die USA ihrem Interesse an der Freihaltung der 
Insel von sowjetischen Raketen einen militäri-
schen Schutz und konfrontierten die UdSSR mit 
der Wahl zwischen Stationierungsverzicht oder 
Zusammenstoß. — Zur Unterscheidung zwischen 
einer Abschreckungs- und einer Erzwingungsstrate-
gie vgl. J. Joffe, Abschreckung und Abschrek-
kungspolitik, in: Jahrbuch für Friedens- und Kon-
fliktforschung, Bd. 1 (1971), S. 136—138; Forndran, 
a. a. O., S. 34 f; L. Schulte, Abschreckung und 
Feindbild in der Phase der Entspannungspolitik, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur 
Wochenzeitung „Das Parlament", B 6/73, 10.2. 
1973, S. 13, 15, 17.

In dem Artikel wird eine wichtige Prämisse 
nicht ausdrücklich angesprochen, welche die 
vorgetragenen Gedankengänge mit verständ-
lich macht29 ). Danach ist Abschreckung ein 
Akt der Drohung, eine auf Erzwingung ge-
richtete Strategie, eine mittels Nicht-Krieg 
durchgeführte Gewaltanwendung. Gemeint 
ist, daß der gerüstete Akteur seinem Willen 
nicht mehr durch kriegerische Handlungen, 
sondern durch deren Androhung Geltung er-
zwinge. Die Sicherheitspolitik, die an der 
Vorstellung einer Abschreckung des poten-
tiellen Gegners orientiert ist, wird daher als 
friedensfeindliche „Drohpolitik" und als „or-
ganisierte Friedlosigkeit" bewertet. Dem liegt 
offensichtlich ein semantisches Verständnis 
zugrunde, das den Begriff der Abschreckung 
mit dem Vorgang eines In-Schrecken-Verset-
zens — also mit Einschüchterung — assozi-
iert.

Diese Auffassung wird dem sicherheitspoliti-
schen Konzept der Abschreckung nicht ge-
recht. Abschreckung wird wesentlich als ein 
Verhältnis praktiziert, in das zwei Staaten 
oder Staatengruppen zueinander treten. Inner-
halb dieses Verhältnisses soll die jeweils an-
dere Seite die Überzeugung gewinnen, daß sie 
sich aller Aktionen enthalten muß, die gegen 
unverzichtbare Lebensmöglichkeiten der eige-
nen Seite gerichtet sind, weil sie andernfalls 
mit einem unannehmbaren Schaden bei sich 
selbst zu rechnen hätte. Das läuft darauf hin-
aus, daß wechselseitige Herausforderungen, 
wie sie aus konfligierenden Interessen und 
Einstellungen erwachsen mögen, nur noch in 
einem Bereich unterhalb der Bedrohung vita-
ler Belange stattfinden. Die möglichen Bedro-
hungen werden also eingeschränkt und abge-
schwächt. Praktisch hat die Abschreckung 
wesentlich die Funktion, der abzuschrecken-

den. Macht oder Mächtegruppe militärische 
Aktionen gegen die abschreckende Seite zu 
einem unannehmbaren Risiko zu machen30 ). 
Soweit es zu einer Abschreckung im Sinne ei-
ner Aktion kommt (d. h. eine drohende Hand-
lung der einen Seite durch eine auf Unterlas-
sung abzielende bedingungsweise Gegendro-
hung beantwortet wird), zeigt das bereits ein 
gewisses Versagen der wechselseitigen Ab-
schreckung an (die im Falle eines umfassen-
den Funktionierens den Herausforderer von 
vornherein von der Unannehmbarkeit seines 
Risikos überzeugt hätte).

Das Kalkül, das einem Verhältnis wechselsei-
tiger Abschreckung zugrunde liegt, gibt dem 
Element der Einschüchterung keinen Raum. 
Es kommt darauf an, den Staat oder den Staa-
tenverband, von dem man möglicherweise 
eine Bedrohung erwartet, davon zu überzeu-
gen, daß ein derartiges Vorgehen nicht in sei-
nem Interesse wäre. Diesem Zweck dienen 
meist überwiegend negative Festlegungen: 
Wenn militärische Gewalt angewandt werden 
sollte, dann würde die eigene Seite mit Maß-
nahmen reagieren, die dem Bedroher einen 
unakzeptablen Schaden zufügen würden. Das 
Fazit der Inaussichtstellung ist, daß die nega-
tiven Folgen (Nachteile und Risiken) des 
Handelns größer wären als die positiven Er-
gebnisse (Vorteile und Chancen), die damit 
verbunden wären. Die Bilanz wäre also nega-



tiv. Die gleiche Logik läßt aber auch positive 
Festlegungen zu: Wenn die andere Seite auf 
militärische Bedrohungen verzichten und sich 
zu einem kooperativen Verhalten bereitfinden 
sollte, könnte sie mit einem Gegenverhalten 
rechnen, daß ihr größere Vorteile und Chan-
cen als die Gewaltpolitik bieten würde. Die 
Strategie der bedingungsweisen Versprechung 
wird selten in reiner Form verfolgt31 ). Mei-
stens fällt die Wahl auf eine gemischte Stra-
tegie, die für den Fall des Gewaltgebrauchs 
das Eintreten negativer Folgen und die Versa-
gung positiver Resultate verheißt und umge-
kehrt. Sehr oft werden Angebot und Versa-
gungseventualität nicht ausdrücklich an die 
Bedingung eines in gewissen Grenzen friedli-
chen Verhaltens geknüpft; denn es versteht 
sich von selbst, daß eine Zusammenarbeit 
(mit der die in Aussicht stehenden Vorteile 
und Chancen meistens verknüpft sind) ohne 
ein Minimum an friedlichen Beziehungen nicht 
möglich ist.

31) Bei ihr besteht unter bestimmten Vorausset-
zungen die Gefahr, daß sie zur einer Eskalation 
der potentiellen Bedrohung herausfordert, die 
dann mit einer immer weiterreichenden Steige-
rung der Versprechen beantwortet werden müß-
te.

32) Vgl. hierzu auch die Erwägungen von R. Väy-
rynen, Some Bases of Soviet Foreign Policy: A 
Review of Western Behavioral Literature, Tampe-
re Peace Research Institute, Offprint Series Nr. 3/ 
1972, S. 72; Schulte, a. a. O., S. 13 f. Ein Modell der 
politischen Zusammenarbeit auf der Grundlage der 
durch die Abschreckung gegebenen Sicherheit ist 
formuliert bei A. Etzioni, Das Kennedy-Experi-
ment, in: E. Krippendorff (Hrsg.), Friedensfor-
schung, Köln-Berlin 1968, S. 393—412. Auch Dieter 
Senghaas relativierte gelegentlich nachträglich 
seine ursprüngliche These von der wachsenden 
Verfeindung und Kommunikationsabschneidung 
zwischen den Abschreckungspartnern (ohne sie 
jedoch wirklich einzuschränken), vgl. z. B. 
D. Senghaas, Zur Pathologie organisierter Friedlo-
sigkeit, in: Krippendorff, a. a. O., S. 243.
33) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 49.

2. Theoretische Behauptung und empirischer 
Befund

Das Konzept der Abschreckung ist weit da-
von entfernt, ein Instrument der Spannungser-
zeugung zu sein. Es ist nicht nur das oft an-
geführte gemeinsame Interesse der Abschrek-
kungspartner an der Verhinderung der nu-
klearen Katastrophe, das zusammen- statt 
auseinanderführt. Das grundlegende Prinzip, 
daß der anderen Seite ein negatives Interesse 
an militärischen Auseinandersetzungen und 
ein positives Interesse an friedlichen Bezie-
hungen gegeben werden soll, zwingt zum Ein-
gehen auf die Bestrebungen der Gegenpartei 
und zur Betonung der wechselseitigen Inter-
essenkonvergenzen. Wenn tatsächlich, wie 
Dieter Senghaas zu behaupten nicht müde 
wird, das „Abschreckungssystem" zu einer 
Eskalation der Feindseligkeit führen würde, 
dann wäre es völlig unerklärlich, warum der 
Höhepunkt des Kalten Krieges Ende der vier-
ziger und Anfang der fünfziger Jahre lag, als 
sich Konzept und Instrumentarium der Ab-
schreckung noch in einem rudimentären Sta-
dium befanden. Es bliebe auch unverständ-
lich, wieso seitdem — und seit der vollen 
Ausbildung des Abschreckungsverhältnisses 

Anfang der sechziger Jahre — der antikom-
munistische Eifer in den westlichen Gesell-
schaften so außerordentlich stark abgenom-
men hat, die konfrontativ ausgerichteten 
Furcht- und Feindbilder zumindest in Westeu-
ropa verblaßt sind, das westliche Verständnis 
für die politischen Belange der osteuropäi-
schen Staaten sehr im Wachsen begriffen ist, 
die Möglichkeiten der Ost-West-Kommunika-
tion im Vergleich zu früher sich ausgeweitet 
haben und eine weitreichende wirtschaftliche, 
wissenschaftliche, technologische und kultu-
relle Zusammenarbeit zwischen beiden Teilen 
Europas auf der politischen Tagesordnung 
steht. Es ist kein Zufall, daß die beiden Super-
mächte, nachdem sie sich während der Kuba-
Krise des vollen Ausmaßes ihres gemeinsamen 
Risikos bewußt geworden waren, den Ent-
schluß zu einer Politik teilweiser kooperativer 
Rüstungssteuerung faßten, die zwar nicht die 
militärischen Anstrengungen beendete, wohl 
aber die Gefahren eines militärischen Kon-
fliktes kontrollieren sollte. Entgegen den Ver-
sicherungen von Dieter Senghaas und seinen 
Mitarbeitern war nicht die Eskalation, son-
dern die Deeskalation der Ost-West-Spannun-
gen die Folge des Abschreckungsverhältnis-
ses 32 ).

Wenn Senghaas/Rittberger/Luber die westli-
che Sicherheitspolitik, apostrophiert als „Poli-
tik der Stärke" (eine in den frühen fünfziger 
Jahren gebräuchliche Bezeichnung), als eine 
„Erzw 33ingungsstrategie" ) ansprechen, dann 
geht auch dies an den Tatsachen vorbei. Das 
Konzept der Abschreckung ist darauf ausge-
richtet, der Eventualität einer militärischen 
Gewaltanwendung durch die andere Seite mit 
der Fähigkeit und der Entschlossenheit zur 
Verursachung eines unannehmbaren Gegen-
schadens entgegenzuwirken. Das Ziel ist, daß 
ein gegen vitale eigene Belange verstoßendes, 



normalerweise gewaltsames Verhalten unter-
bleibt. Dagegen geht es nicht darum, das Ein-
treten eines bestimmten, den eigenen Interes-
sen dienenden Verhaltens der anderen Seite 
gegen deren Willen herbeizuführen34 ). Das 
militärische Instrumentarium der Abschrek-
kung läßt dies an seiner Struktur deutlich er-
kennen: Die NATO-Staaten haben sich darauf 
beschränkt, der UdSSR und ihren Verbünde-
ten eine mehrfache Vergeltungskapazität ge-
genüberzustellen; sie haben sich nicht darum 
bemüht, die Voraussetzungen für eine eng 
schadensbegrenzende und möglichst siegver-
heißende Durchführung der Kampfhandlungen 
im Ernstfall zu schaffen35 ). Das aber wäre 
die erste Vorbedingung dafür, daß eine auf 
Erzwingung ausgerichtete Drohpolitik glaub-
würdig wäre; denn keine Macht wird sich da-
von überzeugen lassen, daß die Gegenseite 
ihre rasche physische Vernichtung tatsäch-

34) Gegen Senghaas, der dies den erklärten Ab-
sichten der Abschreckungspolitik betreibenden 
Führungsgruppen zuwider behauptet, ist zu Recht 
eingewendet worden, er habe seine Thesen von 
ganz bestimmten einseitig ausgewählten und nicht 
repräsentativen strategischen Doktrinen abgelei-
tet: Forndran, a. a. O., S. 42—46; G. Schweigler, Ab-
schreckungspolitik, Friedensforschung und Gesell-
schaftskritik, in: Neue Politische Literatur, 3/1972, 
S. 283 f.
35) Nach allgemeinem militärischem Urteil würde 
im Konfliktfalle die Lage der NATO-Truppen in 
Europa kritisch werden können. Die Situation 
würde noch prekärer, wenn es zu Streitkräftever-
ringerungen käme, auch wenn diese wechselseitig 
vorgenommen würden: Das westliche Verteidi-
gungssystem ist einem absoluten militärischen Mi-
nimum ungleich näher als das östliche (das als 
stark „übersättigt" gelten kann). Der Abschluß ei-
nes MBFR-Abkommens kann daher von vornher-
ein nur dann sinnvoll für die westliche Seite sein, 
wenn diese sich nicht am möglichen Eintreten des 
Konfliktfalles, sondern an der Aufgabe einer 
Kriegsverhinderung durch Abschreckung orientiert. 
Die bestehende Unfähigkeit zu einer effizienten 
Kriegführung unterstreicht die Absicht, das eigene 
militärische Potential nur zum Zwecke der Kriegs-, 
Verhinderung bereitzuhalten. Die Abschreckungs-
wirkung wird dabei so lange nicht aufgehoben, 
wie die Staaten der westlichen Allianz über ein 
strategisches Vergeltungspotential und über den 
glaubwürdigen Willen zur gemeinsamen politi-
schen Selbstbehauptung verfügen. Die dichte Be-
siedlung Mittel- und Westeuropas, die im Falle 
der Austragung militärischer Auseinandersetzun-
gen Risiken überwiegend für die westliche Seite 
impliziert, verstärkt noch das westliche Interesse 
daran, jedem nicht absolut existenznotwendigen 
Kriegsrisiko aus dem Wege zu gehen. — Im Ge-
gensatz zur NATO betreibt die UdSSR heute eine 
Militärpolitik, die nicht auf das Minimum einer 
nuklearen Abschreckung, sondern auch auf die 
Eventualerfordernisse nuklearer Kriegführung ab-
gestellt ist: J. Erickson, Zum Frühstück in Mün-
chen, Düsseldorf-Wien 1972, S. 10—12, 86—88, 108.

lieh riskiert, solange nicht ihre politische Exi-
stenz, sondern nur irgendeine offensive Ambi-
tion auf dem Spiel steht. Die Leiter der sowje-
tischen Politik wissen sehr wohl, daß sie sich 
in Mitteleuropa keiner militärischen Bedro-
hung gegenübersehen. Bei den Verhandlun-
gen über den Moskauer Vertrag im Winter 
1969/70 erklärten die sowjetischen Vertreter 
den bundesdeutschen Unterhändlern, daß eine 
Übereinkunft über den wechselseitigen Ge-
waltverzicht für sie nicht annehmbar sei. Das 
laufe auf eine Unausgewogenheit der beider-
seitigen Verpflichtungen hinaus; denn der 
Gewaltverzicht bedeute, auch wenn er for-
mell wechselseitigen Charakter habe, in der 
Sache eine einseitige Zusage der UdSSR ge-
genüber der Bundesrepublik. Demnach konnte 
die erforderliche Ausgewogenheit nur durch 
eine bundesdeutsche Sanktionierung der be-
stehenden Grenzen hergestellt werden.

Wie wenig die Erlangung militärischer Vor-
teile über die Gegenseite dem Abschrek-
kungskonzept entspricht, läßt sich besonders 
deutlich an dem Problem der Zweitschlagska-
pazität aufweisen. Ende der fünfziger Jahre 
besaßen die USA und die UdSSR mit ihren 
Raketen und den dazu gehörigen Kernspreng-
köpfen eine „Fähigkeit zum ersten Schlag": 
Beide Mächte konnten jeweils die andere ent-
scheidend treffen, wenn sie vor dem gegneri-
schen Kernwaffenangriff zuschlugen. Die 
amerikanische Seite überwand dieses Stadium 
recht bald, indem sie ihre Vergeltungswaffen 
weitgehend unverwundbar machte und damit 
eine „Fähigkeit zum zweiten Schlag" — das 
heißt zu einem vernichtenden nuklearen An-
griff gegen die UdSSR auch nach einem vor-
herigen sowjetischen Kernwaffenschlag — er-
warb. Die Vereinigten Staaten hatten damit 
einen militärischen Vorteil gewonnen. Trotz-
dem erschien der amerikanischen Führung 
die Situation weiterhin unbefriedigend: Das 
Risiko, daß die Leiter der sowjetischen Politik 
irgendwelche zufälligen Umstände als Anzei-
chen eines unmittelbar bevorstehenden ameri-
kanischen Kernwaffenschlags deuten könnten 
und sich dann im Wissen um ihre Schwäche 
im Falle eines amerikanischen Erstangriffs 
schnell zu einem vorherigen Angriff von ihrer 
Seite entschließen würden, bereitete in Wa-
shington große Sorge.

Um dieser gefahrvollen Situation ein Ende zu 
machen, suchten die amerikanischen Ab-
schreckungspolitiker den sowjetischen Part-
ner dazu zu bewegen, auch seinerseits die 
Vergeltungswaffen unverwundbar zu machen. 
Mithin galt es der amerikanischen Seite poli-



tisch als ein Vorteil, wenn die UdSSR mit den 
USA gleichzog und einen militärischen Nach-
teil verlor. Als die Sowjetunion die „Fähig-
keit zum zweiten Schlag" gewonnen hatte, 
war die amerikanische Führung erleichtert. 
Sie konnte nun davon ausgehen, daß die Lei-
ter der sowjetischen Politik in der Gewißheit, 
auch im Falle eines amerikanischen Erst-
schlages keinen wesentlichen Nachteil zu er-
leiden, in aller Ruhe die Eventualität des An-
gegriffenseins an sich herankommen lassen 
konnten. Damit war die Gefahr eines Kriegs-
ausbruchs durch Mißverständnis entscheidend 
verringert. Der Argwohn auf beiden Seiten, 
die Amerikaner könnten ihre Überlegenheit 
vielleicht zu einem Überraschungsangriff aus-
nutzen bzw. die Russen könnten aus Furcht 
vor einem solchen ihrerseits losschlagen, 
machte der beruhigenden Überlegung Platz, 
daß der andere genau so wenig wie man 
selbst etwas Entscheidendes durch den Erst-
einsatz von Kernwaffen zu gewinnen habe. 
Der Gewinn an Friedensstabilität war den 
USA den Verlust an militärischem Vorteil 
wert. Die Verbesserung der Kriegsverhinde-
rung mittels Abschreckung war wichtiger als 
die Optimierung der Chancen für den Kriegs-
fall.

Eine weitere Prämisse, die den friedensfeind-
lichen Charakter der Abschreckung dartun 
soll, bringen Senghaas/Rittberger/Luber mit 
der These von der Lückenlosigkeit des militä-
rischen Instrumentariums ins Spiel36 ). Dabei 
werden verschiedene Ebenen genannt, die 
zwar der nicht-militärischen Auseinanderset-
zung oder dem Gewaltgebrauch in Bereichen 
außerhalb des Abschreckungsverhältnisses 
dienen mögen, aber ganz sicher kein geeigne-
tes Mittel zur Überredung des potentiellen 
Gegners darstellen, auf-das Mittel der bewaff-
neten Gewalt in den wechselseitigen Bezie-
hungen zu verzichten. Oder können sich die 
beiden Supermächte mit ihren jeweiligen 
Verbündeten

37

 durch den Einsatz von Geheim-
diensten, durch den Aufbau von Spezialorga-
nisationen zum Kampf gegen Guerillas oder 
durch die Aktivitäten eines Propagandaappa-
rates von der Riskantheit einer militärischen 
Auseinandersetzung zwischen ihnen überzeu-
gen? )  Die Faktoren, die der Gegenseite 

36) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 30.
37) Indirekt geben die Autoren, wenn sie derartig 
ungeeignete „Instrumente der Abschreckung" auf-
führen, zu erkennen, wie wenig ihnen die empi-
risch aufweisbaren Interaktionszusammenhänge ei-
nes Abschreckungsverhältnisses verständlich sind. 
Vor allem differenzieren sie nicht zwischen den

Erfordernissen der Abschreckung (die in bestimm-
ten Bereichen des Ost-West-Verhältnisses gelten) 
und den Erfordernissen politischer Konfliktaustra-
gung (wie sie sich außerhalb des unmittelbaren 
Ost-West-Verhältnisses auch mit militärischen 
Mitteln vollzieht und im Rahmen der Ost-West-
Beziehungen auf andere Instrumentarien verla-
gert).
38) Vgl. Joffe, a. a. O„ S. 136—138; Forndran, 
a. a. O., S. 37—39; G. Borst/F. Walter, Langfristige 
Tendenzen im Rüstungswettlauf USA-UdSSR, in: 
Osteuropa, 2/1972, S. 81—104.

den Verzicht auf ernstliche Herausforderun-
gen ratsam erscheinen lassen, sind doch wohl 
wesentlich in den gegeneinander aufgebote-
nen Instrumenten eines Großkrieges, vor al-
lem in den strategischen Kernwaffen, zu se-
hen. Die konventionellen Streitkräfte haben 
vor allem die Funktion, dem Gegner die Op-
tion handstreichartiger Faits accomplis zu neh-
men, bei denen er nicht auf größeren Wider-
stand und damit auf das Risiko einer nuklea-
ren Eskalation stoßen würde. Wie problema-
tisch der Versuch ist, unter allen Umständen 
den Anreiz zur Führung eines innerstaatli-
chen Guerillakrieges zu beseitigen, hat der 
Verlauf des Vietnam-Konflikts gezeigt. Was 
die militärische Balance zwischen Ost und 
West betrifft, so ist bereits wiederholt darauf 
hingewiesen worden, daß sich hier keineswegs 
lückenlose Instrumentarien gegenüberstehen, 
sondern es sich höchstens noch um ein 
Gleichgewicht der Ungleichgewichtigkeiten 
handelt38 ). Das weist deutlich darauf hin, 
daß von der behaupteten Totalität eines dro-
hungsweise geführten Krieges keine Rede 
sein kann.

3. Schlußfolgerungen

Als Schluß aus den angestellten Überlegun-
gen ergibt sich, daß die Grundthese von 
Senghaas/Rittberger/Luber, ein Kurs des mili-
tärischen Gleichgewichts und der politischen 
Entspannung zwischen Ost und West stelle 
einen Widerspruch in sich dar und sei als 
eine Sabotage des Entspannungsprozesses zu 
bewerten, weder einer methodologischen 
Überprüfung noch dem kritischen Vergleich 
mit den empirischen Fakten standhält. Ab-
schreckung und Entspannung können sehr 
wohl als miteinander vereinbare Konzepte 
auf gefaßt und betrieben werden. Mehr noch: 
Abschreckung und Entspannung erfordern 
sich geradezu wechselseitig. Wenn sich zwi-
schen zwei miteinander im Konflikt befindli-
chen, sich wechselseitig als Feinde betrach-
tenden Staaten oder Staatengruppen ein Ab-



schreckungsverhältnis herausbildet, wird 
nicht nur der beiderseitige Verzicht auf Er-
zwingungsziele, sondern auch ein Eingehen 
auf die Interessenlage der anderen Seite mit 
der Folge der allmählichen Anbahnung von 
Zusammenarbeit wahrscheinlich. Da die An-
wendung von militärischer Gewalt gegenein-
ander vernünftigerweise blockiert ist, liegt 
der Gedanke einer gemeinsamen Kontrolle 
des beiderseits gefürchteten Konfliktrisikos, 
einer wechselseitigen Motivierung zu nicht-
kriegerischen Optionen, eines Austauschs 
von Vorteilen in entspanntem Nebeneinander 
und schließlich eines Strebens nach allseits 
erträglichen Modus-vivendi-Regelungen nahe.

Diese Folge bildet natürlich einen langwieri-
gen Prozeß, wie das in Europa tatsächlich der 

Fall gewesen ist. Dabei treten verständlicher-
weise immer wieder starke Widerstände und 
Hemmnisse auf; aber das Bewußtsein, daß un-
ter den Bedingungen des Abschreckungsver-
hältnisses langfristig keine Alternative be-
steht, treibt schließlich die Akteure auf dem 
eingeschlagenen Weg weiter voran. Dabei 
bleibt das Empfinden des Gegensatzes auf un-
absehbare Zeit bestehen; es wird lediglich in 
seiner praktischen Wirksamkeit einge-
schränkt. Sollte das Abschreckungsverhältnis 
eines Tages nicht mehr funktionieren, stünde 
zu erwarten, daß die diesem vorausgehende 
und von ihm allmählich zurückgedrängte 
Feindseligkeit erneut zum vollen Ausbruch 
kommen würde.

III. Steuerung von Rüstungs- und Rüstungskontrollpolitik

1. Überprüfung der Prämissen und Schlüsse

Die These von Senghaas/Rittberger/Luber, die 
Rüstungsprozesse seien wesentlich durch in-
nerstaatliche Interessen bestimmt, hat eine 
entscheidende Funktion in der Gesamtanalyse 
der drei Autoren. Wie es zunächst in rhetori-
scher Hypothetik heißt, die sich dann aber 
rasch als unterliegende Prämisse entpuppt, 
folgt „Rüstungsdynamik weithin einer Logik", 
„die ungeachtet der jeweiligen internationa-
len Situation wirkt". Sie ist „im wesentlichen 
innengeleitet", das heißt „das Ergebnis natio-
naler und allianzgebundener politischer Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozesse, die 
ihrerseits unter den restriktiven Bedingungen 
einer Rüstun 39
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gsdynamik stehen." ) Noch 
drastischer ist von den „selbstinduzierten", 
„nicht ... von außen kommenden Impul-
sen" ) der Rüstungspolitik die Rede. Mit 
anderen Worten: Die Rüstungs- und damit 
auch die Rüstungskontrollpolitik eines Staa-
tes beziehungsweise einer Staatengruppe 
wird im Grunde nicht durch abzuwehrende 
Herausforderungen von außen, sondern durch 
das Drängen rüstungsprofitierender Kräfte im 
Innern bestimmt. Es sind die partikularen In-
teressen der Inhaber von innerstaatlichen 
Machtpositionen und nicht die gesamtgesell-
schaftlichen Selbstbehauptungserfordernisse 
des Landes, die nach dieser Ansicht die Ent-

Wicklung der Militärapparate steuern. Diese 
These soll nicht nur für den quantitativen 
und qualitativen Fortschritt der Rüstung (also 
für die einzelnen Modalitäten der Militärpoli-
tik), sondern auch für den Tatbestand des Rü-
stens schlechthin (also für den Entschluß zu 
militärischen Maßnahmen überhaupt) gelten. 
Dementsprechend versichern die drei Autoren 
mittelbar, daß es die Möglichkeit einer militä-
rischen und/oder politischen Bedrohung von 
außen, der gegenüber sich ein Staat, oder eine 
Staatengruppe mit Hilfe eines potentiell ein-
satzfähigen militärischen Instrumentariums 
behaupten müsse, prinzipiell nicht gebe. Die 
Vorstellung, daß die Verfügbarkeit militäri-
scher Mittel den Rückhalt einer unabhängi-
gen politischen Existenz darstelle, wird als 
Chimäre abgetan39). Es ist nur folgerichtig, 
wenn das Sich-Einrichten auf die Eventualität 
des „schlimmsten Falles", das heißt die Ein-
schätzung möglicher auswärtiger Herausfor-
derungen nach dem Kriterium der dazu dien-
lichen Kapazitäten, nur als innerstaatliche 

39) Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 29.
40) Ebda, S. 30.

41) Nur unter dieser Voraussetzung könnten die 
Forderung, eine Politik einseitiger Wehrreduktion 
zu betreiben, und die Versicherung, daß eine derar-
tige Politik eine Vergrößerung des „diplomatischen 
Spielraums" und der „diplomatischen Manövrierfä-
higkeit" zur Folge haben müßten, logisch sinnvoll 
sein (vgl. ebda., S. 49). Ebenso wird auch nur von 
daher verständlich, daß der herkömmliche Sicher-
heitsbegriff als irrelevant beiseite geschoben und 
durch einen „sehr viel weiteren, d. h. gesell-
schaftspolitischen Sicherheitsbegriff" im Sinne ei-
nes Konzepts der innerstaatlichen Investitionen 
und Reformen ersetzt wird (vgl. ebda., S. 52).



militärische Re
42

chtfertigungsideologie er-
scheint ).

Die These von der Innengeleitetheit der Rü-
stungsprozesse steht mit der bereits erörter-
ten Prämisse der Unvereinbarkeit von Sicher-
heits- und Entspannungspolitik in einem en-
gen Zusammenhang. Die „Kombination von 
unverminderter Aufrüstung und gleichzeiti-
gen Entspannungsbemühungen in den vergan-
genen Jahren", so heißt es, stelle die These 
von der außenpolitischen Bestimmtheit der 
Rüstungsprozesse in Frage43). Dieses Argu-
ment ist nur dann logisch, wenn man davon 
ausgeht, daß die zwischenstaatliche Entspan-
nung nicht mit den einzelstaatlichen Rüstun-
gen zusammenstimmt und darum im Falle ei-
nes Reagierens der Sicherheitspolitik auf die 
internationale Entwicklung eine Abrüstung 
nach sich ziehen müßte. Unter dieser Voraus-
setzung wäre das Nebeneinander von Rü-
stung und Entspannung, wie es Senghaas/Ritt-
berger/Luber als ausgemacht ansehen, eine 
Widerlegung der Annahme, daß die Sicher-
heitspolitik wesentlich durch die Herausfor-
derungen der zwischenstaatlichen Umwelt 
hervorgerufen worden sei. Wird die Prämisse 
der Unvereinbarkeit von Sicherheits- und 
Entspannungspolitik dagegen nicht akzeptiert 
(wie es die weiter oben angestellten Überle-
gungen erfordern), dann fällt der Beweis für 
die These von der Innengeleitetheit der Rü-
stungsprozesse an dieser Stelle in sich zusam-
me
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n. Einer „Entspannung in der internationa-
len Politik" braucht dann nicht mehr unter 
dem Gesichtspunkt der außenpolitischen Ver-
nunft notwendigerweise „eine das Rüstungs-
wachstum dämpfende Wirkung" )  zuzu-
kommen. Es hängt dann nicht von dem Ein-
treten der Entspannung als solchem, sondern 
von der Verbindung der Entspannung mit ei-
nem wechselseitigen und ausgewogenen Ab-
bau militärischer Kapazitäten — also von 

42) Vgl. ebda., S. 32. — Zur Kritik vgl. Forndran, 
a.. a. O., S. 36. Eine Einschätzung auf der Basis ver-
muteter Absichten ist im übrigen problematisch, 
weil 1, diese Vermutungen normalerweise mit einer 
mehr oder weniger großen Unsicherheit behaftet 
sind und 2. die Absichten sich im Gegensatz 
zu den Kapazitäten kurzfristig ändern lassen. Die 
Vorbereitung auf die schlimmstmögliche Eventua-
lität bedeutet freilich nicht, daß ausschließlich von 
den rein militärtechnischen Potenzen auszugehen 
wäre. Vielmehr beurteilt eine ausgewogene Ana-
lyse die militärischen Handlungsmöglichkeiten auf 
dem Hintergrund der zwischenstaatlichen Gesamt-
konstellation und der mit ihr verknüpften plausi-
blen Optionen.
43) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 29.
44) So in bezug auf ebda.

45) Es wäre eine lohnende Aufgabe für die sich 
formierende Friedens- und Konfliktforschung, hieb-
und stichfeste Konzepte für eine Aufrechterhal-
tung des militärischen Gleichgewichts bei wech-
selseitiger Verringerung des Rüstungsbemühens 
vorzuschlagen und dann die Bereitschaft der inter-
nationalen Akteure zum Eingehen hierauf zu te-
sten. Bisher gibt es derartige Entwürfe nur in all-
gemeiner, nicht konkretisierter Form; vgl. z. B. 
Ch. Osgood, An Alternative to War or Surrender, 
Urbana/Ill. 1965.
46) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 31 f.

dem Kriterium eines beiderseitig nicht nach-
teiligen militärischen Modus vivendi — ab, 
ob Rüstungsbeschränkungen der außenpoliti-
schen Vernunft entsprechen. Erst wenn sich 
ein beiderseits unschä
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dliches Arrangement 
hinsichtlich der militärischen Balance auf ei-
nem niedrigeren Rüstungsniveau als ein über-
zeugendes Konzept anbieten würde, das dann 
an innerstaatlichen Widerständen scheiterte, 
wäre dies ein Beweis dafür, daß in dem be-
treffenden Fall die Interessen rüstungsorien-
tierter Gruppen und nicht Erwägungen der in-
ternationalen Situation maßgebend gewesen 
wären ).

Die drei Autoren begründen weiterhin ihre 
These von der Innengeleitetheit der Rü-
stungsprozesse scheinbar ganz empirisch: Sie 
stellen fest, daß sich die Höhe der militäri-
schen Aufwendungen in Ost und West nicht 
genau entsprechend zueinander und zu dem 
Stand des wechselseitigen politischen Ver-
hältnisses entwickelt hat. Daraus ziehen sie 
den Schluß, die „Impulse" zum Wachstum der 
militärischen Apparate seien „kaum als Reak-
tion auf Vorgänge jenseits der eigenen Gren-
zen beim sogenannten potentiellen Gegner 
begreifbar", sondern müßten als „interessen-
theoretisch und organisationssoziologisch er-
klärbare Rüstungsdynamik dieser Apparate" 
verstanden werden46 ). Diese Folgerung ist 
jedoch logisch nicht schlüssig:

1. Die Annahme eines Zusammenhangs zwi-
schen dem Ausmaß der auswärtigen Heraus-
forderungen und dem Ausmaß der eigenen 
Rüstung erfordert keine völlige Entsprechung 
der quantitativen Größen. Auch wenn man 
ein analytisches Modell wählt, das die 
Entscheidungen der Rüstungspolitik primär 
auf Außenreize zurückführt, setzt dies keines-
wegs eine Leugnung der Wirksamkeit inner-
staatlicher Faktoren voraus. Es ist durchaus 
denkbar, daß letztlich den Anstoß gebende in-
ternationale Motivationen hinsichtlich ihrer 
Durchsetzungsmodalitäten innenpolitischen 
Bedingungen unterliegen und demgemäß ver-



stärkt oder abgeschwächt, übertrieben oder 
blockiert werden können.

2. Die internationale Umwelt, von der eine 
staatliche Führung Herausforderungen auf 
sich zukommen sieht, beschränkt sich nicht 
auf das Ost-West-Verhältnis. In der Zeit seit 
dem Zweiten Weltkrieg haben immer wieder 
auch andere Beziehungen stark auf den Um-
fang der Rüstungen in einzelnen Ländern ein-
gewirkt; man denke nur an die langdauern-
den kolonialen Verwicklungen Frankreichs 
oder an den gegenwärtigen sowjetisch-chine-
sischen Konflikt. Hinzu kommt, daß die Vor-
stellungen, die sich die Leiter der Politik ei-
nes Staates von den militärischen Kapazitäten 
und/oder von den politischen Absichten ande-
rer Mächte machen, ganz erheblich von den 
tatsächlichen Gegebenheiten abweichen kön-
nen ). Den militärpolitischen Entscheidun-
gen liegen natürlich die subjektiven Einschät-
zungen und nicht die objektiven Fakten zu-
grunde.
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3. Die Logik des Entweder-Oder führt, wenn 
sie einseitig angewandt wird, zu Fehlschlüs-
sen. Die Feststellung, daß sich der jeweilige 
Umfang der Rüstungen nicht durch den jewei-
ligen Umfang der Außenreize zureichend er-
klären läßt, ist noch kein Beweis für die 
Richtigkeit der Gegenthese, der zufolge der 
Umfang der Rüstungen durch den Umfang des 
Rüstungsinteresses bestimmter gesellschaftli-
cher Gruppen beziehungsweise durch den 
Umfang der innerstaatlichen Durchsetzung 
dieser Gruppen vollständig zu erklären sei. 
Da die beiden Behauptungen nicht die einzi-
gen logischen Möglichkeiten darstellen, kann 
aus dem Umstand, daß die eine von ihnen 
sich nicht voll bewährt, nicht die Richtigkeit 
der anderen hergeleitet werden. Auch die 
These von der Innengeleitetheit von Rü-
stungsprozessen müßte im Sinne einer Gegen-
probe empirisch überprüft werden — und 
zwar so, daß nur diejenigen Interessen und 
Aktionen der für militärische Aufwendungen 
plädierenden Gruppen berücksichtigt würden, 

47) Ein treffendes Beispiel war in den ausgehen-
den fünfziger Jahren die amerikanische Sorge, 
daß die UdSSR in den Trägersystemen für strate-
gische Kernwaffen eine große Überlegenheit ge-
wonnen haben könnte. Diesem Eindruck hatte die 
sowjetische Führung systematisch Vorschub gelei-
stet, um mittels des Bluffs politische Vorteile zu 
erlangen. Die Folge waren allerdings große mili-
tärtechnologische Anstrengungen der USA, wel-
che die UdSSR im Rüstungswettlauf weit zurück-
warfen. Vgl. A. Horelick/M. Rush, Strategie Power 
and Soviet Foreign Policy, Chicago/London 1966.

48) Eine empirische Überprüfung unter der Frage-
stellung, ob die Aufrüstungsentscheidungen eines 
Staates auf bestimmte innerstaatliche Gruppen zu-
rückzuführen sind, die sich dafür einsetzen, wird 
mit logischer Notwendigkeit zu einer positiven 
Antwort führen und nichts über die Außen- und 
Innengeleitetheit der untersuchten Entscheidungen 
aussagen. Denn es ist eine logische Tautologie, 
daß Entscheidungen auf innerstaatlicher Ebene 
von den sie befürwortenden innerstaatlichen Kräf-
ten initiiert werden müssen. Das Kriterium dafür, 
ob Außen- oder Innengeleitetheit vorliegt, kann 
nur in den dabei maßgebenden Motiven (den Ge-
sichtspunkten der zwischenstaatlichen Selbstbe-
hauptung und/oder des innerstaatlichen Gruppen-
vorteils) liegen. Insofern haben die wiederholten 
Hinweise von Senghaas/Rittberger/Luber darauf, 
daß sich die rüstungspolitischen Entscheidungen 
als innerstaatliche Willensbildungsprozesse analy-
sieren ließen (unter Pkt. 2 auf S. 31 f., unter Pkt. 1 
auf S. 33, unter Pkt. 3 auf S. 37), keinen Beweis-
wert für die These von der Innengeleitetheit von 
Rüstungspolitik.
49) Wenn auf S. 33 von einer „vielfältigen" Ver-
ursachung der Rüstungspolitik die Rede ist, dann 
ist dies nicht in dem Sinne gemeint, daß neben 
den innerstaatlichen Bestimmungsfaktoren auch 
die zwischenstaatlichen Einwirkungen eine Rolle 
spielen würden. Vielmehr sind damit „vielfältig 
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itisch bedingten Motiven 
entspringen ).

4. Auch wenn es zutreffen würde, daß inner-
staatliche Faktoren den jeweiligen Umfang 
der Rüstung in einem Ausmaß bestimmen 
würden, der keine klare Beziehung zu dem 
gleichzeitigen Umfang der Außenherausforde-
rungen erkennen ließe, wäre daraus noch 
nicht logisch zwingend abzuleiten, daß die 
Existenz von Rüstung nichts mit der Existenz 
von Außenherausforderungen zu tun hätte. Es 
wäre vielmehr lediglich bewiesen, daß der be-
treffende Staat nicht über die Flexibilität ver-
fügte, die Quantität der auf ihn eindringenden 
Reize mit einer entsprechenden Quantität rü-
stungspolitischer Reaktion zu quittieren. Es 
könnte sein, daß er zwar grundsätzlich von 
dem Erfordernis ausginge, den Eventualitäten 
der internationalen Umwelt eine Rüstung ge-
genüberzustellen, aber aus bestimmten Grün-
den — beispielsweise durch das Bewußtsein 
einer ohnehin bereits optimalen militärischen 
Kapazität, durch das Mißtrauen bezüglich der 
Dauerhaftigkeit auswärtiger Konzilianz oder 
durch eine innenpolitische Patt-Situation — 
an einem Reagieren auf die Zu- oder Abnah-
me auswärtigen Drucks gehindert wäre.

Insgesamt ist das Denkschema, mit dem Seng-
haas/Rittberger/Luber operieren, zu sehr auf 
prinzipielle Monokausalität und zu wenig auf 
die vielfältigen Möglichkeiten der politischen 
Wirklichkeit abgestellt49 ). Das führt dazu,
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daß die Rüstungspolitik der Staaten sehr 
stark an sich selbst betrachtet wird, statt auf 
die außerhalb ihrer selbst liegenden Bedin-
gungen und Akteure im einzelnen zurückge-
führt zu werden. Die Rüstungspolitik er-
scheint als etwas, das aus sich selbst heraus 
da ist; die innerstaatlichen Triebkräfte, von 
denen gelegentlich die Rede ist, werden nicht 
konkret aufgewiesen und bleiben daher De-
klamation 50).  Verräterisch sind häufig wie-
derkehrende Ausdrücke wie „Dynamik des 
Rüstungswettlaufs" oder „Dynamik der Rü-
stungsprozesse''. Man bekommt den Eindruck, 
daß sich hier Prinzipien aus sich selbst her-
aus und unabhängig von menschlicher Kon-
trolle entfalten. Die These von der Innenge-
leitetheit der Rüstung entspricht genau die-
sem Denkschema. Das Bild rundet sich ab 
durch die weitere These, daß, was immer sich 
an einzelnen innerstaatlichen Antriebsimpul-
sen der Rüstungspolitik ändern sollte (insbe-
sondere im Sinne einer Abschwächung), der 
Gesamtkomplex doch immer gleichbleiben 
müsse. Durch den Wandel würden die militä-
rischen „Apparate nur marginal berührt, 
wenn nicht sogar bestimmte Kompensationen 
bei anderen Antriebsimpulsen (wie z. B. bei 
den Ausgaben für Forschungs- und Entwick-
lungsprogramme) zu beooachten sind" 51 ). 
Mit anderen Worten: Das bestehende System 
der Rüstungen, so wird postuliert, ist eine in 
sich ruhende Welt von sich selbst gleichblei-
benden prinzipiellen Wirklichkeiten, eine 
Welt prästabilierter Harmonie — negativen 
Charakters natürlich. Das ist ein philosophi-
scher Glaube, nicht das Ergebnis einer empi-
rischen Analyse.

Die Vorstellung, daß die Rüstung sich aus ih-
rem eigenen innerstaatlichen Zusammenhang 
heraus entfalte, zieht die These von dem nur 
scheinbar zwischenstaatlichen Charakter der 
Rüstungskontrollabkommen nach sich. In 
Wirklichkeit, so heißt es, werden die Resulta-
te derartiger Abkommen gar nicht während 
der ihnen vorausgehenden Verhandlungen 
entschieden. Der Entschluß zum Verzicht auf 

gewisse militärtechnologische oder militäror-
ganisatorische Optionen sei im innerstaatli-
chen Rahmen gefallen, bevor die Verhandlun-
gen darüber begonnen hätten. Es handele sich 
um „bestimmte überfällige Selbstkorrekturen 
in den Rüstungsapparaten", die sich nur „mit 
Hilfe derartiger Abkommen eher" innerstaat-
lich durchsetzen ließen. Die eigenständige 
Wirksamkeit der Rüstungskontrollabkommen 
sei dementsprechend bisher „im großen und 
ganzen Null" gewesen. Die diplomatischen 
Gespräche werden als ein bloßes „Ritual" be-
wertet, dessen sich die Verhandlungspartner 
bedienen, um den Optionsverzichten, die sie 
aus autonomen Zweckmäßigkeitserwägungen 
ohnehin vorhaben, den Schein einer echten 
internationalen Übereinkunft über Rüstungs-
beschränkungen zu geben. Wenn man sich 
von diesem Schein nicht täuschen lasse, erwei-
se sich die behauptete Rüstungskontrolle als 
ein Vehikel einzelstaatlicher Um- und Aufrü-
stung52). Eine derartige These leuchtet ein, 
wenn man die These von der Innengeleitet-
heit aller Rüstungspolitik akzeptiert: Dann 
kann natürlich auch die Rüstungskontrollpoli-
tik, die auf die Rüstungspolitik bezogen ist, 
keine Ausnahme machen.

verursachte gesellschaftliche Erscheinungen", also 
ausschließlich Faktoren des innerstaatlichen Be-
reichs, anvisiert.
50) Die Ausklammerung der gesellschaftlichen 
Komponente im Konzept von Senghaas ist schon 
verschiedenen Kritikern in anderem Zusammen-
hang aufgefallen: vgl. Pfüller, a. a. O., S. 484 f; 
Forndran, a. a. O., S. 53—56; Schweigler, a. a. O., 
S 284—289.
51) Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 33. Dazu 
die empirische Kritik von Schweigler, a. a. O., 
S. 285—290.

52) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 36.
53) Zu dieser Behauptung paßt allerdings nicht, 
daß die drei Autoren trotzdem von einem „Rü-
stungswettlauf" sprechen — also einen Begriff be-
nutzen, der einen wechselseitigen Bezug der mili-
tärischen Anstrengungen impliziert.

Es ergeben sich noch weiterreichende Konse-
quenzen. Geht man von der Existenz eines in 
sich selbst ruhenden einzelstaatlichen Rü-
stungsprozesses aus, der weder durch die mi-
litärischen und politischen Relationen im zwi-
schenstaatlichen Bereich 53)  noch durch 
mehrseitige Entschlüsse zur Steuerung der 
wechselseitigen Militärpotentiale zu verän-
dern ist, dann kann die Rüstungspolitik auch 
keine Bedeutung für das Verhältnis der Staa-
ten zueinander besitzen. Daraus leitet sich die 
These ab, daß die Verfügung über militäri-
sche Macht etwas völlig Unnützes ist. Der 
Gedanke geht einher, daß man einseitig abrü-
sten könne, ohne daß dies' irgend etwas We-
sentliches an dem Verlauf der internationalen 
Politik ändern werde, wenn man einmal von 
der positiven Folge eines Abbaus bestehender 
Argwohns- und Furchtvorstellungen beim 
potentiellen Gegner absehe.

Diese Annahme ist freilich nicht ganz konse-
quent: Rüstung soll eben doch nicht so irrele-
vant für die internationalen Beziehungen sein, 



wie es zunächst schien. Die Autoren leugnen, 
daß der Rückhalt an einem Militärpotential 
irgendwie für die politische Selbstbehauptung 
eines Staates von positiver Wichtigkeit sein 
könnte, aber sie behaupten zugleich, daß die 
Verfügung eines anderen Landes über ein 
derartiges Potential den staatlichen Selbstbe-
hauptungswillen in psychologischer und da-
mit auch politischer Hinsicht negativ berüh-
ren könnte. Ob ein Staat rüstet oder nicht, 
soll zwar Konsequenzen nicht für seine 
Machtposition, wohl aber für sein Image ha-
ben. Wie aber kann es dazu kommen, daß ein 
Staat als Bedroher der Machtbasis von ande-
ren Staaten auf Grund der Verfügung über ein 
militärisches Potential gilt, dem doch angeblich 
gar keine machtpolitische Bedeutung (für die 
eigene Selbstbehauptung nämlich) eignet? Um 
logisch konsistent zu argumentieren, müßten 
sich Senghaas/Rittberger/Luber entscheiden, 
ob sie den Besitz militärischen Potentials als 
machtpolitisch relevant oder irrelevant anse-
hen wollen. Im ersten Fall wäre das Gleichge-
wicht der Rüstungen ein Erfordernis der poli-
tischen Selbstbehauptung; im zweiten Fall 
könnte die Existenz einzelstaatlicher Rüstung 
zwar nicht als vorteilhaft, aber auch nicht als 
nachteilig in den internationalen Beziehungen 
gelten54 ). Die Thesen der drei Autoren las-
sen das eine wie das andere nicht zu.

54) Es ist nicht möglich, zwischen einer „objekti-
ven", machtpolitischen Szenerie (für welche die 
Verfügung über militärisches Potential irrelevant 
wäre) und einer „subjektiven", perzeptuellen Ebe-
ne (auf der die Existenz militärischen Potentials 
bei anderen Mächten durchaus die Vorstellungen 
der staatlichen Führer beeinflußte) zu unterschei-
den: 1. Die politischen Beziehungen und auch die 
wirksamen Machtverhältnisse zwischen den Staa-
ten werden durch die Einschätzungen der Ent-
scheidungsträger bestimmt (d. h. die objektive 
Lage wird in subjektiver Vermitteltheit zur opera-
tiven Wirklichkeit); 2. man müßte in diesem Fall 
davon ausgehen, daß die Entscheidungsträger bis-
lang ein „falsches Bewußtsein" besitzen, das allein 
von den drei Autoren und ihren weltanschauli-
chen Gefährten überwunden worden ist. Die ent-
scheidende Bedeutung der Vermittlung objektiver 
Tatbestände in subjektive Auffassungen wird de-
tailliert untersucht bei R. Jervis, The Logic of 
Images in International Relations, Princeton/N. J. 
1970.

55) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 36 
bis 39.
56) Vgl. ebda. S. 46 f.
57) In diesem Zusammenhang wird auf S. 51 f. die 
verderbliche Wirkung von „Fehlwahrnehmungen", 
„Selbsttäuschungen" und „lernpathologischen" 
Prozessen beim Ausbruch von Kriegen herausge-
stellt. Es trifft aber kaum zu, daß, wie die Darstel-
lung zu suggerieren scheint, alle Kriegsdynamik auf 
entstellte Bilder von Mitakteuren zurückzuführen 
ist. Im übrigen läßt sich nachweisen, daß derartige 
Verzerrungen wenig oder gar nichts mit der Höhe 
bestehender Rüstungen zu tun haben. Das gilt so-
gar für den Verlauf akuter Krisen, während des-
sen die Entscheidungsträger natürlich einem be-
sonderen Streß unterliegen. Der Ausbruch des Er-
sten Weltkriegs ist sicherlich ein Fall, bei dem fa-
tale Entscheidungen auf verzerrte Umweltein-
schätzungen von Akteuren zurückgehen, für wel-
che die Existenz bedrohlicher Militärapparate auf 
der potentiellen Gegenseite zu den zentralen Pro-
blemen gehörte. Demgegenüber ist es bei der 
Kuba-Krise nicht dazu gekommen, daß die Kon-
frontation hochgerüsteter Mächte zu einem ent-
stellten Bild der Akteure von ihrer Lage geführt 
hat. Außerdem sollte nicht übersehen werden, daß 
nicht nur die Verteufelung, sondern auch die Ver-
harmlosung auswärtiger Mitakteure den Frieden

Aus der Ansicht, die Rüstung eines Staates 
trage zwar nichts zu seiner internationalen 
Selbstbehauptung, wohl aber viel zu seinem 
Ruf als Bedroher fremder Selbstbehauptung 
bei, ergibt sich das Postulat eines rücksichts-
los einzuschränkenden Verteidigungsaufwan-
des. Es kommt demnach nur auf die Reduktion 
selbst an; die Frage nach den Auswirkungen 

eines einseitigen Vorgehens dieser Art auf die 
Entwicklung der internationalen Verhältnisse, 
insbesondere auch der Machtrelationen, er-
scheint von vornherein in dem Sinne beant-
wortet, daß nur günstige Resultate denkbar 
seien. Die Aufgabe einer Friedenspolitik, die 
sich an den dargelegten Prämissen orientiert, 
kann eo ipso nur darin bestehen, die Wehr-
ausgaben des eigenen Staates so rasch und so 
umfassend wie möglich zu verringern 55 ). Dem-
entsprechend erklären die drei Autoren die 
Unwiderruflichkeit und die Totalität einzel-
staatlicher, einseitiger Wehrverzichte zu den 
Kriterien „echter Rüstungskontrollpolitik" 56 ). 
Dabei können und müssen alle Gesichts-
punkte, die nicht den Einschränkungsprozeß 
an sich selbst im Auge haben, außer acht blei-
ben; denn es steht ja von vornherein durch 
die gewä
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hlten Prämissen fest, daß ein Maxi-
mum an Reduktion unter allen Umständen 
keine Nachteile, wohl aber Vorteile nach sich 
ziehen kann. Vergegenwärtigt man sich, was 
diese Annahme besagt, dann muß ihr zugleich 
auch die Vorstellung zugrunde liegen, der Be-
reich der internationalen Beziehungen kenne 
keine grundlegenden Konflikte in dem Sinne, 
daß aus ihnen der Wille zu militärischen Ak-
tionen erwachsen könnte. Der bisherige Aus-
bruch von Kriegen, so muß man demnach an-
nehmen, ist lediglich eine Folge von „Rü-
stungsdynamik" — also eine Art systembe-
dingten Verkehrsunfalls der zwischenstaat-
lichen Gesellschaft )  — gewesen.



2. Theoretische Behauptung und empirischer 
Befund

Neben methodologischen Überlegungen über 
Prämissen und Schlüsse fordern die Thesen 
von Senghaas/Rittberger/Luber auch den Ver-
gleich mit empirischen Gegebenheiten heraus. 
Wenn es richtig wäre, daß die Rüstungspro-
zesse nicht mit der internationalen Umwelt 
Zusammenhängen, müßte sich dies an dem 
Verlauf der Ost-West-Beziehungen nach dem 
Zweiten Weltkrieg durchgehend aufweisen 
lassen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die 
Entwicklung der Militärhaushalte zeitweilig 
auf den Wandel der außen- und militärpoliti-
schen Geschehnisse auf der anderen Seite 
nicht oder nur wenig reagiert hat. Das gilt 
beispielsweise für die Periode von 1947 bis 
Mitte 1950, in welcher der Kalte Krieg zuerst 
zum vollen Ausbruch kam und dann zu einer 
Serie schwerer Krisen führte. Die westlichen 
Staaten beantworteten das sowjetische Vor-
gehen, das sie als ein einseitiges Bedrohungs-
verhalten ansahen, noch nicht mit einem um-
fassenden Aufrüstungsprogramm. Die Quellen 
zeigen allerdings auch, daß die Führungen 
der westlichen Staaten — und zwar weit über 
den Kreis der möglichen Rüstungsinteressen-
ten wie der Militärs und der Vertreter schwer-
industrieller Produktionszweige (die damals 
im übrigen keineswegs an Nachfragemangel 
und damit an Profitnöten litten) hinaus — 
vermehrte Verteidigungsmaßnahmen zuneh-
mend für notwendig erachteten. Das Problem 
bestand — und das widerspricht den Thesen 
der drei Autoren — allerdings darin, daß die 
innenpolitischen Interessen der staatlich und 
gesellschaftlich bestimmenden Schichten und 
damit zugleich das innenpolitische Interesse 
der führenden Männer an der Fortdauer ihres 
Herrschaftsmandats auf längere Sicht der au-
ßenpolitisch für richtig gehaltenen Militärpo-
litik zuwiderliefen. Es hatte sich innerstaat-
lich ein Gleichgewichtszustand der Interessen 
herausgebildet, den im Sinne vermehrter Rü-
stung wesentlich ändern zu wollen politisch 
existenzgefährdend erschien. Es bedurfte ei-
nes überwältigenden Anstoßes von außen, daß 
maßgebliche innerstaatliche Gruppen zu der 
Überzeugung gelangten, sie müßten um der

bedrohen kann. Die Vorgeschichte des Zweiten 
Weltkrieges, vor allem während der Jahre 1936 
bis 1938, läßt dies deutlich werden. Hitlers Ag-
gressionspotential hätte sich nicht entfalten kön-
nen, wenn die Regierungen anderer Staaten seine 
expansionistische und kriegstreiberische Politik 
klar erkannt und danach gehandelt hätten. 

außenpolitisch erforderlichen Rüstungsvermeh-
rung willen innenpolitische Interessen zurück-
stellen 58 ).

58) Nach dem Denkschema, das Dieter Senghaas 
in seinen Abhandlungen entworfen hat, läßt sich 
dieser empirische Befund freilich ignorieren: Man 
erklärt den Außenanstoß zu einem Vorwand, des-
sen sich irgenwelche rüstungsinteressierten und 
folglich kriegstreibenden Gruppen bedienten, um 
einer widerwilligen Gesellschaft die erhöhten Mi-
litärlasten plausibel zu machen. Solange die an-
geblich rüstungsinteressierten Gruppen weder ge-
nau identifiziert noch hinsichtlich der innenpoliti-
schen Motivation ihres Rüstungsinteresses empi-
risch dingfest gemacht werden und solange nicht 
die objektive wie subjektive Unbegründetheit des 
auswärtigen Anlasses nachzuweisen ist, muß dies 
freilich als eine apriorische Behauptung ohne em-
pirischen Gehalt gelten.
59) Der Umstand, daß diese Einschätzung den so-
wjetischen Absichten nicht gerecht wurde, ändert 
nichts an ihrer motivierenden Wirksamkeit.
60) Vgl. G. Wettig, Entmilitarisierung und Wie-
derbewaffnung in Deutschland 1943—1955. Interna-
tionale Auseinandersetzungen um die Rolle der 
Deutschen in Europa, München 1967, S. 306—487.
61) Vgl. Horelick/Rush, a. a. O.

Der Außenanstoß erfolgte mit der nordkore-
anischen Attacke auf Süd-Korea. Diese militä-
rische Aktion erschien den Leitern der westli-
chen Politik und in weitem Umfang auch der 
westlichen Öffentlichkeit nicht nur als Über-
fall seitens eines kommunistischen Staates, 
sondern auch als möglicher Auftakt zu einem 
globalen sowjetischen Angriffskrieg, dessen 
Schwerpunkt in Europa liegen werde59). 
Von da an begannen die Staaten des atlanti-
schen Bündnisses in hektischer Eile ihre Mi-
litärbudgets zu erhöhen, eine kollektive Ver-
teidigungsorganisation aufzubauen und — 
konterkariert durch mannigfaltige, sich als 
unüberwindlich erweisende antideutsche Res-
sentiments — den Aufbau westdeutscher 
Truppenkontingente zu betreiben60 ). Eine 
weitere Phase westlicher Rüstungseskalation 
setzte seit 1957 ein. Nach dem Schock über 
den technologischen Vorsprung, den die 
UdSSR mit dem Start des ersten Erdsatelliten 
errungen hatte, sah sich die amerikanische 
Seite ab Ende 1958 einer auf Erzwingung ge-
richteten sowjetischen Drohpolitik gegenüber, 
die den Eindruck von der sowjetischen Über-
legenheit in den strategischen Waffensyste-
men konsequent auszubeuten suchte. In 
Wirklichkeit arbeitete die sowjetische Füh-
rung mit einem Bluff. Die westlichen Regie-
rungen beugten sich zwar nicht in der er-
hofften Weise, waren aber doch lange Zeit 
von der sowjetischen Militärmacht beein-
druckt und verunsichert61 ). Die amerikani-



sehe Regierung reagierte — nicht zuletzt 
auch auf Drängen der sich bedroht fühlenden 
Öffentlichkeit hin — mit drastischen Anstren-
gungen der technologischen Innovation im 
strategischen Rüstungsbereich. Die offensive 
sowjetische Politik richtete sich vor allem ge-
gen West-Berlin. Als sich die Krise im Som-
mer 1961 zuspitzte, ordnete der amerikanische 
Präsident eine Reihe von Gegenmaßnahmen, 
darunter Verstärkungen der konventionellen 
Streitkräfte, zur Warnung der Gegenseite an. 
Das war ein weiterer Sprung des Verteidi-
gungsbudgets nach oben. Mitte der sechziger 
Jahre ließ unter dem Eindruck sowjetischer 
Entspannungsparolen die Bereitschaft der 
NATO-Mitglieder zur uneingeschränkten 
Fortsetzung ihrer Rüstungen allmählich nach. 
Es fand wenig Beachtung, daß die UdSSR und 
andere Warschauer-Pakt-Staaten nicht nur ihr 
strategisches, sondern auch in konventionel-
les Potential laufend quantitativ wie qualita-
tiv verstärkten. Der sowjetische Einmarsch in 
die ÖSSR veranlaßte sie dann jedoch, diesem 
Umstand mehr Augenmerk zuzuwenden und 
dementsprechend die eigenen Anstrengungen 
zu vermehren.

Die Zusammenhänge und Motive auf sowjeti-
scher Seite sind weniger gut überschaubar als 
im Westen. Es fallen jedoch zeitweilig Ver-
haltensstrukturen ins Auge, die zwar nicht 
dem Parallelitätspostulat der drei Autoren für 
die These einer rüstungspolitischen Außenge-
leitetheit entsprechen, trotzdem eine deutli-
che Beziehung zwischen Außen- und Rü-
stungspolitik erkennen lassen. Stalin versuchte 
in der Spätphase des Zweiten Weltkrieges auf 
dem europäischen Kontinent einen Zustand 
festzulegen,
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 bei dem nur die UdSSR und die 
jeweils prospektiv an sie gebundenen Staaten 
über ein großes Militärpotential verfügen 
sollten, alle anderen Länder dagegen unter 
den verschiedensten Vorwänden so weit wie 
möglich zur Entmilitarisierung verpflichtet 
und der Aktionsfähigkeit beraubt sein wür-
den ).

Diesem Konzept entsprechend, folgte die So-
wjetunion nach Kriegsende nicht dem Bei-
spiel der westlichen Staaten, die ihre Streit-
kräfte auf dem europäischen Kontinent in 
weitem Umfang abbauten63). Eine weitere 

62) Vgl. Wettig, a. a. O., S. 28—35, 63—71.
63) Diese Tendenz wurde schon sichtbar, bevor 
die sowjetische Führung von der Existenz der 
amerikanischen Atombombe wußte. Die Aufrecht-
erhaltung einer sehr großen Armee durch die 
UdSSR ist um so bemerkenswerter, als das wei-
testgehend verwüstete Land seine relativ geringen

Ressourcen besonders dringend für den zivilen 
Wiederaufbau benötigt hätte. — Nach dem Ende 
des pazifischen Krieges erstreckten die USA ihre 
Politik des weitgehenden Abzuges auch auf Asien; 
die nach Amerika zurückkehrenden Soldaten wur-
den zum allergrößten Teil demobilisiert.
64) Vgl. G. Wettig, Der sowjetische Entschluß zur 
Wiederbewaffnung der Sowjetzone 1947, in: Zeit-
schrift für Politik, 4/1969, S. 446—464.
65) Vgl. Erickson, a.a.O., S. 19—31, 81—195; Kolko-
wicz, a. a. O., S. 433—450; D. Holloway, The Role of 
the Military in Societ Politics, in: The Soviet 
Union in Europe and in the Near East. A Report 
from a Seminar at Milford-on-Sea, 23—25 March 
1970, Royal United Service Institution, London 
1970, S. 9—12.

rüstungspolitische Entscheidung fiel im Spät-
sommer 1947, kurz nachdem der Bruch zwi-
schen der UdSSR und den Westmächten in 
den Fragen Deutschlands und Europas perfekt 
geworden war: Die sowjetischen Besatzungs-
behörden begannen, die Aufstellung deut-
scher Truppenverbände in ihrer Zone vorzu-
bereiten. Alle Anzeichen deuten darauf hin, 
daß diese Maßnahme im Zusammenhang mit 
der von Stalin den SED-Führern übertragenen 
Aufgabe des Kampfes um die Macht in Ge-
samtdeutschland zu sehen ist64 ). Die westli-
chen Rüstungen nach Ausbruch des Korea-
Krieges veranlaßten die sowjetische Seite, 
auch ihre militärischen Aufwendungen zu er-
höhen — was allerdings in Anbetracht der 
weitgehenden vorherigen Angespanntheit der 
Wirtschaft für militärische Zwecke nur be-
grenzt möglich gewesen zu sein scheint. Die 
Verringerungen bei den konventionellen 
Streitkräften der UdSSR während der 
Chruschtschow-Zeit stehen in einem engen 
Zusammenhang mit den Wandlungen der 
herrschenden Militärdoktrin, die den Akzent 
von der konventionellen Kriegführung zum 
Vorrang der strategischen Waffensysteme 
verschob. Nach der Kuba-Krise entschied sich 
die sowjetische Spitze für das Konzept 
eines defensiven Abschrec
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kungsminimums. 
Chruschtschows Nachfolger trafen dagegen 
Vorsorge für den militärischen Einsatzfall 
und leiteten daher konventionell und nuklear 
den Aufbau eines überlegenen Potentials 
ein ).

3. Schlußfolgerungen

Der historische Befund ergibt keine einfache 
Zuordnung von außen- und machtpolitischen 
Gegebenheiten einerseits und Rüstungsaus-
maß andererseits im Sinne einer Parallelität. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß keine klaren 
Wechselbeziehungen bestünden. Es dürfte 



vielmehr ein realistisches Denkmodell sein, 
wenn man grundsätzlich die Rüstungsent-
scheidungen als weithin außenreizbedingt an-
sieht, zugleich aber bei der Reaktion auf die 
Außenreize mit den innerstaatlichen Bedin-
gungen (die je nach Art der inneren Herr-
schaftsstrukturen sehr verschieden sein kön-
nen) rechnet. Die jeweiligen innenpolitischen 
Verhältnisse bestimmen, in welchem Umfang 
und auf welche Weise Außenreize in eigene 
militärpolitische Aktivität umgesetzt werden. 
Dabei besteht eine gewisse Wahrscheinlich-
keit für Trägheit, das heißt, ein einmal etab-
liertes innerstaatliches Gleichgewicht von 
Zielprioritäten und Mittelfestlegungen läßt 
sich nicht ohne weiteres verändern, weil sich 
mit dem jeweiligen Zustand „investierte In-
teressen" verbunden haben.

Die Art der Reaktion auf Außenreize hängt 
mit davon ab, mit welchen Zielen der betref-
fende Staat seiner internationalen Umwelt 
entgegentritt. Wenn machtpolitische Verän-
derungen zu den eigenen Gunsten angestrebt 
werden, sind die operativen Konsequenzen, 
die aus einer gegebenen Sicht der Lage zu 
ziehen sind, notwendigerweise anders, als 
wenn die bloße Erhaltung des bestehenden 
Zustandes an visiert wird. Die subjektive Ein-
schätzung einer bestimmten objektiven Situa-
tion kann stark differieren und damit un-
terschiedliche, ja gegensätzliche Reaktionen 
begründen. Auch der Gesichtspunkt der Anti-
zipation ist zu berücksichtigen. Bei der heuti-
gen langen Anlaufzeit von rüstungstechni-
schen Entwicklungen kann eine staatliche 
Führung nicht nur auf das reagieren, was die 
potentielle Gegenseite bereits in ihrer Verfü-
gung hat; dann wäre es nämlich schon zu 
spät. Sie muß daher überlegen, welchen mili-
tärtechnologischen Herausforderungen sie 
sich vermutlich gegenübersehen wird, wenn 
ihre gegenwärtigen Entscheidungen Wirklich-
keit werden66 ). Selbstverständlich prägen 

66) Diesen Prozeß beschreiben Senghaas/Rittber-
ger/Luber auf S. 31. Man kann aber daraus nicht 
den Schluß ziehen, daß es sich um einen innenge-
leiteten Verlauf handele. Vielmehr geht es um die 
Abschätzung von Wahrscheinlichkeiten der künf-
tigen internationalen Umwelt. Daß dabei Fehlpro-
gnosen möglich sind und daß hier ein ernstes Pro-
blem wechselseitiger Rüstungseskalation liegt, soll 
nicht bestritten werden. Insofern verdient dieser 
Prozeß eine ausführliche Untersuchung mit dem 
Ziel, den Aufschaukelungseffekt zu verhindern. 
Die gedankliche Vorausnahme künftiger Entwick-
lungen kann, wie unsicher die resultierenden Ver-
mutungen manchmal auch sein mögen, nicht als 
ein Erweis für die These von der Innengeleitetheit 
der Rüstungspolitik dienen.

67) Es wird weithin angenommen, daß das ameri-
kanische Atombombenmonopol (das niemals zu ei-
ner Erzwingungspolitik gegenüber der UdSSR be-
nutzt worden ist) Stalin von einer militärischen 
Aktion gegen Westeuropa abgehalten habe. Dieser 
— einleuchtenden, aber an den bisherigen Quellen 
nicht überprüfbaren — These zufolge, sah sich der 
sowjetische Führer durch die ihm in diesem Fall 
drohenden amerikanischen Atomschläge (denen 
eine allmähliche Mobilisierung des weit überlege-
nen latenten konventionellen Potentials der USA 
gefolgt wäre) am Einmarsch in Westeuropa gehin-
dert. — Zur Entwicklung des militärischen Kräfte-
verhältnisses in Europa nach 1945 vgl. F. O. Mik-
sehe, Rüstungswettlauf, Stuttgart 1972, S. 276 f.

auch die innenpolitischen und wirtschaftlich-
sozialen Voraussetzungen und die bürokrati-
schen Entscheidungsbahnen in einem Land 
wesentlich die Reaktionsmuster dieses Landes 
auf auswärtige Reize. Es sollte weiterhin 
nicht erstaunen, daß innerstaatliche Interes-
senten eine ihnen günstige Gesamtlage (z. B. 
die Disposition der Entscheidungsträger für 
einen bestimmten Typ von Militärpolitik) für 
ihre partikularen Belange auszunutzen su-
chen.

Die Thesen, die sich an die Grundthese von 
der Innengeleitetheit der Rüstungen anschlie-
ßen, sind ebensowenig empirisch haltbar. Es 
ist beispielsweise durchaus zutreffend, daß 
die Rüstungskontrollabkommen bisher den in 
sie gesetzten Erwartungen nicht gerecht ge-
worden sind und weithin nur periphere Be-
reiche des militärischen Instrumentariums be-
rührt .haben. Das dürfte jedoch gerade auf 
den unglückseligen Wettbewerbscharakter 
der Rüstungspolitik zurückzuführen sein, der 
angesichts der Unsicherheit aller Prognosen 
bei allzu weitreichenden Regelungen jede 
Seite einen großen Vorteil der anderen be-
fürchten läßt. Außerdem hemmt die Verschie-
denheit der politischen Ziele, die in einem 
Unterschied der Abrüstungskriterien ihren 
Ausdruck findet, eine weitreichende Überein-
kunft. Einer Überprüfung hält die Ansicht 
nicht stand, daß die kriegsträchtigen Konflik-
te in den zwischenstaatlichen Beziehungen 
stets mit der Existenz von Rüstungen bei den 
beteiligten Seiten zusammenhingen. Der Ost-
West-Konflikt verschärfte sich entscheidend 
Mitte 1947, als die westlichen Staaten weitge-
hend demobilisiert hatten. Der amerikanische 
General Lemnitzer bemerkte noch zwei Jahre 
später sarkastisch, die sowjetische Armee be-
nötigte für einen Vormarsch bis zum Atlantik 
wenig mehr als Schuhe 67 ).

Auch alle sonstigen Erfahrungen der Ge-
schichte deuten darauf hin, daß man die Mög-



lichkeit echter — das heißt nicht durch Selbst-
läufigkeiten außerhalb des Willens beider be-
teiligter Seiten entstandener — militärischer 
Konflikte nicht von vornherein ausschließen 
kann, wie Senghaas/Rittberger/Luber dies tun. 
Es läßt sich nicht von vornherein ausschlie-
ßen, daß Politiker, die an den Gebrauch nack-
ter Gewalt gewöhnt sind, bei günstiger Gele-
genheit militärische Aktionen als ein geeig-
netes, weil relativ risikoloses und allein er-
folgversprechendes Mittel zur Durchsetzung 
ihrer Absichten ansehen könnten. Ist Hitler 
etwa, getrieben von den Zwängen einer „Rü-
stungsdynamik'1, wider Willen zu seinen Er-
oberungszügen aufgebrochen? Der Fall Hitler 
weist darauf hin, daß es nicht darum gehen 
kann, unter allen Umständen Feindschafts-
und Bedrohungseinschätzungen abzubauen. 
Der Zweite Weltkrieg wäre wahrscheinlich 
verhindert worden, wenn die nicht-faschisti-
schen Staaten in klarer Erkenntnis ihrer Be-
drohtheit in politischer Gemeinschaft ange-
messene Verteidigungskräfte aufgebaut hät-
ten, welche die Aggression von vornherein zu 
einem tödlichen Risiko gemacht hätte. Wor-
auf es ankommt, ist allein, daß die Einschät-
zungen der Wirklichkeit entsprechen.

In der jetzigen Ost-West-Situation erstaunt 
den distanzierten Beobachter das von Seng-
haas/Rittberger/Luber problematisierte Neben-
einander von Entspannung und Rüstung wenig. 
Für eine Erklärung der gegebenen Tatbestände 
braucht man keine „Rüstungsdynamik" zu be-
mühen; das Wettrüsten läßt sich plausibler-
weise auf die weltpolitische Rivalität zwischen 
den großen Mächten und auf das Bewußtsein 
wechselseitiger ideologischer Herausforderung 
zurückführen. Wenn man nicht in Unkennt-
nis der Entwicklungen des Ost-West-Verhält-
hisses seit 1917 und vor allem seit 1945 und 
unter Absehung von den sowjetischerseits 
festgelegten politischen Leitlinien annehmen 
will, daß der Entspannungsprozeß die Rivali-
tät der beiden Lager und damit den Zwang zur 
militärischen Absicherung gegeneinander be-
seitigt habe und daß folglich ein von latenter 
Gewalt völlig freies, nur durch die Bindung 
an eine gemeinschaftliche Rechtsordnung be-
stimmtes assoziatives Verhältnis zwischen den 
Staaten in Europa entstanden sei, dann beste-
hen die prinzipiellen Gegensätze aus der Zeit 
des Kalten Krieges in veränderter Form wei-
ter.
Es ist zweifellos ein großer Fortschritt, wenn 
die Gegensätze nicht mehr mit allen Mitteln 
des politischen Niederzwingens ausgetragen 
werden, wenn sich ein Konsens über den 

Nicht-Gebrauch militärischer Gewalt anbahnt, 
wenn es zu Modus-vivendi-Regelungen kommt 
und wenn hoffnungsvolle Ansätze zur Über-
windung von Völkerfeindschaften offizielle 
Verstärkung erfahren. Aber das alles bedeutet 
doch auf absehbare Zeit noch nicht, daß die 
politischen Zielkonflikte, die zwischenstaat-
lichen Machtrivalitäten und die ideologischen 
Feindbilder überwunden wären. Gerade auf so-
wjetischer Seite macht man gegen derartige 
Vorstellungen mit äußerster Entschiedenheit 
Front. Der bloße Gedanke, daß . eine Versöh-
nung der Gesellschafts- und Herrschaftssyste-
me, eine geistige Annäherung zwischen West-
und Osteuropa oder ein Ausgleich der ideolo-
gischen Differenzen eines Tages zustande kom-
men könnte, gilt als perfide Insinuation des 
„Klassenfeindes", welche die „sozialistische 
Ordnung subversiv bedrohe. Dahinter zeigt 
sich das Bestreben, die Identität des sowjetisch 
geprägten Kommunismus mit dem Anspruch 
auf die schließliche Beseitigung des „Kapita-
lismus" zu stützen. Das stark betonte ideolo-
gische Gegenbewußtsein zum Westen nimmt 
in Osteuropa zunehmend die Funktion eines 
Ersatzes für die bislang gepflegten Feindbil-
der an, den die regierenden Kreise augen-
scheinlich für unerläßlich halten.

Der gegenwärtige Zustand der Entspannung 
in Europa bedeutet, daß die unterschiedlich 
orientierten Staaten die politische Ausein-
andersetzung am Rande des Krieges als zu ge-
fährlich ansehen und auch eine wechselseitige 
wirtschaftliche Blockade (wie sie im Kalten 
Krieg weithin angestrebt wurde) für unvor-
teilhaft erachten. Sie müssen sich darum mit-
einander arrangieren, auch wenn dies, wie die 
Verhandlungen der letzten Jahre in Europa 
gezeigt haben, teilweise mit erheblichem Wi-
derwillen geschieht. Man braucht hier nur auf 
verschiedene westdeutsche Unmutsregungen 
gegenüber dem Moskauer Vertrag, auf die 
zeitweilig starke sowjetische Opposition gegen 
Breshnejws Entspannungspolitik, auf das so-
wjetische Widerstreben gegen eine ausgewo-
gene Berlin-Regelung und auf das Ringen der 
beiden deutschen Staaten um die Geschäfts-
grundlage ihres wechselseitigen Verhältnisses 
hinzuweisen. Aber so lange die Hemmnisse 
gegen einen Gewaltgebrauch vorherrschen, 
sind auf lange Sicht hin alle Regierungen zu 
Kompromissen des Miteinander-Auskommens 
genötigt. Das schließt gleichzeitige Regungen 
der Ablehnung und des Mißtrauens nicht aus. 
Das begrenzte wechselseitige Zusammenwir-
ken, das wir als Entspannung bezeichnen, ba-
siert nicht auf Wunsch und Neigung der Be-



teiligten, sondern auf den durch die Situation 
der Abschreckung geschaffenen objektiven 
Notwendigkeiten, die den Spielraum für die 
gegensätzlichen Strebungen eingrenzen. Es 
fehlt daher keineswegs an beiseite gedrängten 
Spannungen, die, wenn die ihr entgegenwir-
kenden Kräfte einmal ausfallen sollten, erneut 
in den Vordergrund rücken könnten. Der Ge-
brauch militärischer Gewalt (in der Form der 
Anwendung oder der Androhung) bleibt prin-
zipiell möglich. Die Existenz eines politischen 
Gleichgewichts, das durch ausreichende mili-
tärsche Potentiale auf den betreffenden Seiten 
abgesichert ist, entzieht dieser Möglichkeit 
die Wahrscheinlichkeit.

Die Entspannung hat die politischen Probleme 
zwar eingedämmt und eingefroren, teilweise 
auch entschärft, aber sie hat sie nicht gelöst. 
Als Beispiel mag die Berlin-Frage dienen: Das 
Viermächte-Abkommen vom 3. September 1971 
hat die Lage West-Berlins zwar erleichtert und 
entstört, aber es konnte die Anomalie einer 
geteilten Stadt, deren westliches Fragment als 

Insel mit allen damit verbundenen Belastun-
gen und Nachteilen existiert (und dementspre-
chend künstlicher Lebenshilfen bedarf), nicht 
in die Normalität zurückführen; denn das 
hätte ein wiedervereinigtes Deutschland oder 
ein freundschaftliches Einvernehmen zwischen 
beiden deutschen Staaten vorausgesetzt. Die 
Ungelöstheit vieler Probleme ließe die Option 
des Gewaltgebrauchs, wenn sie einmal weni-
ger riskant erscheinen sollte, vielleicht wieder 
als Methode der Konfliktlösung attraktiv wer-
den. Es besteht daher aller Anlaß, die Verfü-
gung potentieller Konfliktpartner über Mittel 
der militärischen Gewaltanwendung durch die 
Verfügung über ausreichende militärische Ge-
geninstrumente auszubalancieren, um die 
Möglichkeit gewaltweiser Erzwingungen im 
internationalen Bereich denkbar gering zu hal-
ten. Auch im derzeitigen Stadium der Entspan-
nung ist der Rückhalt der Politik an ausglei-
chender militärischer Macht keineswegs über-
flüssig; er ist vielmehr eine unerläßliche Vor-
aussetzung für das weitere Funktionieren der 
Entspannung.

IV. Probleme eines Abbaus von Streitkräften und Rüstungen in Europa

1. Vorschläge für eine wechselseitige Abrü-
stung vor dem MBFR-Konzept

Senghaas/Rittberger/Luber.messen die Ostpo-
litik der westlichen Staaten an den bereits er-
örterten Hauptpostulaten, daß eine Entspan-
nungspolitik nicht mit Sicherheitspolitik ver-
bunden sein dürfe und daß ein wahres Frie-
densstreben unter allen Umständen den Wil-
len zur Abrüstung voraussetze. Nach diesen 
Kriterien kann die westliche Ostpolitik nicht 
vor dem Urteil der drei Autoren bestehen, 
denn die Regierungen der Staaten außerhalb 
des sowjetischen Machtbereichs haben den 
Gesichtspunkt des machtpolitischen und mili-
tärischen Gegengewichts zur UdSSR niemals 
außer acht gelassen. Die Kritik am westlichen 
Verhalten wird unversehens zu einem Plä-
doyer für östliche Projekte: Die Westmächte 
hätten, so lautet der Vorwurf, im Falle eines 
wirklichen Interesses an Entspannung auf die 
„entspannungsdiplomatische Aktivität der so-
zialistischen Staaten" eingehen müssen. Es 
kennzeichnet die einseitige Betrachtungswei-
se der Autoren, daß sie die beiden gegen den 
Westen geltend gemachten Kriterien — den 
Verzicht auf Sicherheitspolitik um der Ent-

spannungspolitik willen und die Unbedingt-
heit des Willens zur Abrüstung — keines-
wegs auch auf die UdSSR und ihre Verbünde-
ten anwenden. Weder die Entspannungs- und 
Sicherheitskomponenten der östlichen Euro-
pa-Politik im allgemeinen noch die Voraus-
setzungen und Motivationen für östliche rü-
stungsrelevante Vorschläge im besonderen 
werden irgendwie untersucht. Anders als den 
westlichen — vor. allem den atlantischen — 
Staaten wird den Mitgliedern des Warschauer 
Paktes von vornherein zugute gehalten, daß 
ihre Politik den Vorstellungen der drei Auto-
ren, wenn auch vielleicht nicht voll entspro-
chen habe, so doch wenigstens am nächsten 
gekommen sei. Hier seien, so heißt es, 
„Schritte zur Entspannung der Ost-West-Be-
ziehungen" unternommen worden, auf welche 
die westliche Seite nur mit „Vorsicht und Wi-
derstreben", mit diesem oder jenem „Instru-
ment der Blockierung" und mit einer „zuneh-
mend steriler" werdenden Haltung reagierte, 
statt die Vorschläge positiv aufzugreifen. Die 
Autoren sprechen von einer „Tradition der 
Entspannungsdiplomatie der sozialistischen 
Staaten", der die NATO-Staaten wenig entge-
genzustellen hatten, weswegen sie sich immer 



mehr „in Zugzwang
68

 versetzt" fühlen muß-
ten ).

Die westlicherseits ausgeschlagene Entspan-
nungs- und Abrüstungschance wird vor allem 
in den östlichen Vorschlägen für militärisch 
verdünnte Zonen in Mitteleuropa gese-
hen69). Ein Urteil setzt voraus, daß die Vor-
gänge näher beleuchtet werden. Die ersten 
Vorschläge für rüstungsbeschränkte Gebiete 
kamen 1955 von westlichen Regierungen70 ) 
und basierten auf amtlichen bundesdeutschen 
Vorstudien. Die sowjetische Führung ging 
nicht darauf ein. Statt dessen operierte sie 
mit Projekten wechselseitiger vertraglicher 
Sicherheitszusagen und mit Entwürfen für 
eine weltweite Beseitigung der Kernwaffen. 
Beides war zugleich Propaganda und Sicher-
heitspolitik: Der damals sehr beeindrucken-
den politischen Stärke der NATO, die durch 
die sich anbahnende westdeutsche Wiederbe-
waffnung auch in militärischer Hinsicht ein 
zunehmendes Gewicht beanspruchen konnte, 
wurden ebenso wie dem gewaltigen nukle-
aren Übergewicht der USA Alternativparolen 
entgegengestellt; sollten die westlichen Re-
gierungen auf die Vorschläge eingehen, erga-
ben sich Ansatzpunkte, die Existenzberechti-
gung des atlantischen Bündnisses in Frage zu 
stellen und die politische Relevanz des ameri-
kanischen Kernwaffenpotentials zu neutrali-

68) Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O., S. 39, 41. 
Die als Nachweis auf S. 40 abgedruckte Tabelle, 
die eine größere Zahl östlicher als westlicher Vor-
schläge an die andere Seite aufführt, stützt die 
vorgetragenen Behauptungen nicht: Solange über 
Art und Zusammenhang der Vorschläge nichts 
ausgesagt ist, können sie nicht als Belege für die 
Qualität der hinter ihnen stehenden Politik die-
nen. Das bloße Etikett der „Entspannung", das die 
Autoren ihnen anheften, ist allzu willkürlich (weil 
nicht argumentativ begründet) und allzu vage 
(wegen der Verschwommenheit eines nicht näher 
festgelegten Entspannungsbegriffes), um mehr als 
eine inhaltsleere Wortmagie darzustellen.
69) Wiedergabe der wichtigsten Dokumente zwi-
schen 1955 und 1967 bei Schramm/Riggert/Friedel, 
a.a. O., S. 384—402, 410—435, 440—444. Es trifft 
nicht zu, daß es zwei getrennte Entspannungspoli-
tiken im Warschauer-Pakt-Bereich gegeben hätte — 
eine sowjetische (die auf ein politisches Arrange-
ment ausgerichtet gewesen wäre) und eine polni-
sche (mit dem Akzent auf Rüstungsbeschränkun-
gen). Bei genauerem Hinsehen zeigt sich, daß die 
polnischen Initiativen entsprechenden sowjeti-
schen Stellungnahmen folgten und genau auf der 
jeweiligen Linie der sowjetischen Diplomatie la-
gen. Vgl. die oben angeführten Dokumente sowie 
die Materialien in: Dokumente zur Deutschlandpo-
litik, hrsg. von E. Deuerlein unter Mitwirkung von 
H. Schierbaum, Bd. III/3, S. 2030—2069, 2110—2117, 
Bd. III/4, S. 27—85.
70) Vgl. Schramm/Riggert/Friedel, a. a. O., S. 5—9.

71) Vgl. A. Buchan/Ph. Windsor, Eine Strategie 
für Europa, Frankfurt/Main/Berlin 1963, S. 43—57; 
H. Volle/C.-J. Duisberg, Probleme der internationa-
len Abrüstung, Bd. 1/1, Frankfurt/Main/Berlin 1964, 
S. 94—182; Chr. Planck, Sicherheit in Europa, Mün-
chen 1968, S. 107—131.

sieren. Im Londoner Fünfmächte-Ausschuß 
von 1955 bis 1957 verhandelten die Führungs-
mächte beider Lager miteinander über Abrü-
stungsfragen. Die sowjetische Delegation leg-
te dabei Wert auf Maßnahmen, welche die 
noch bestehende militärische Unterlegenheit 
der westlichen Seite in Europa verewigen 
würden und die globalstrategische nukleare 
Überlegenheit der Amerikaner beeinträchti-
gen könnten. Die westlichen Unterhändler da-
gegen waren vor allem an einem Rüstungsbe-
schränkungsarrangement in weltweitem Rah-
men interessiert. Auf beiden Seiten war man 
jedoch zu Zugeständnissen bereit. Ende Au-
gust 1957 brachte der sowjetische Vertreter 
die Verhandlungen plötzlich zum Scheitern — 
kurz nachdem sein Land einen wichtigen 
Durchbruch bei der Erprobung von Kernwaf-
fen und Raketen erzielt hatte 71 ).

Der sowjetischen Führung waren anscheinend 
die restriktiven Wirkungen unangenehm ge-
worden, die von der prospektiven Vereinba-
rung für ihre sich verstärkende globalstrate-
gische Position ausgehen konnten. Zugleich je-
doch erschien es nach wie vor zweckmäßig, 
durch Abrüstungsmaßnahmen in Mitteleuropa 
das transatlantische Verhältnis negativ zu be-
einflussen und den amerikanischen Abschrek-
kungsschirm so weit wie möglich vom euro-
päischen Kontinent abzuziehen. In sowjeti-
scher Sicht war es sogar noch dringlicher als 
bisher geworden, daß die Entwicklung inner-
halb des westlichen Bündnisses gehemmt 
wurde. Die Umorientierung der amerikani-
schen Militärstrategie von einem Schwerge-
wicht auf konventionellen Streitkräften zu 
einem Schwergewicht auf nuklearen Schlägen 
hatte in der NATO die Frage aufgeworfen, 
welche Rolle nunmehr die Truppen der euro-
päischen Mitgliedsstaaten zu spielen hätten 
und wie das westeuropäische Verteidigungs-
system mit der entscheidenden amerikani-
schen Abschreckungskapazität zu verkoppeln 
sei. Aus den sich anschließenden Überlegun-
gen erwuchs das Konzept der Ausrüstung der 
NATO-Streitkräfte mit taktischen Kernwaf-
fen, die freilich unter amerikanischer Verfü-
gungsgewalt blieben. Als die UdSSR ab 
Herbst 1957 begann, ihr Raketenpotential ge-
gen den Westen geltend zu machen, reagier-
ten die USA und die NATO mit Diskussionen 



über eine Stationierung amerikanischer Mit-
telstreckenkernwaffenträger am Rand des so-
wjetischen Machtbereichs, also auch in West-
und Südeuropa. Dahinter stand die sowje-
tischerseits genährte Vorstellung von einer 
amerikanischen „Raketenlücke". Die ange-
nommene amerikanische Unterlegenheit hin-
sichtlich weittragender Kernwaffenträger soll-
te danach kompensiert werden, indem die 
Stützpunkte, von denen aus die UdSSR nuk-
lear bedroht werden konnte, nahe an das so-
wjetische Gebiet heranrückten. Politisch ge-
sehen, liefen die erwogenen Maßnahmen dar-
auf hinaus, Westeuropa zu einem integrieren-
den Bestandteil des amerikanischen Ab-
schreckungssystems zu machen und es damit 
unlöslich mit den USA zu verkoppeln. Weder 
die militärischen noch die politischen Folgen 
einer Nuklearisierung des europäischen 
NATO-Bereichs lagen im sowjetischen Inter-
esse — ganz im Gegenteil. Die Führer der 
UdSSR wollten die militärische Unterlegen-
heit der westlichen Seite in Europa konser-
vieren, die Vorstellung von der amerikani-
schen „Raketenlücke" zu der Vorstellung von 
einer westlichen Abschreckungslücke fortent-
wickeln und den Rückhalt Westeuropas, ins-
besondere der Bundesrepublik, an den USA 
nicht stärken, sondern schwächen.

Das geeignete Mittel hierfür mußte eine Re-
gelung bilden, die den Abrüstungsgedanken 
in doppelter Weise einschränkte: erstens auf 
den zentralen Abschnitt des europäischen 
Schauplatzes und zweitens entscheidend auf 
ein Verbot der nuklearen Komponenten. Bei-
des mußte überwiegend, ja fast ausschließlich 
zu westlichen Ungunsten wirken. Während 
Ostmitteleuropa für die UdSSR nuklearstrate-
gisch ein entbehrliches Vorfeld darstellte, 
von dem die Wirksamkeit der sowjetischen 
Kernwaffenmacht in den europäischen Ver-
hältnissen nicht abhing, war die Bundesrepu-
blik eine unverzichtbare Basis für das militä-
rische und politische Engagement der USA 
auf dem Kontinent und damit zugleich ein 
entscheidender Faktor für den Bestand des at-
lantischen Bündnisses. Die amerikanische 
Kernwaffenabschreckung, so schien es, könn-
te ihre Glaubwürdigkeit einbüßen, wenn das 
sowjetische Gebiet nicht mehr hinlänglich 
nuklear erreichbar sein würde und wenn sich 
die amerikanischen Stationierungstruppen in 
Europa ohne eigene Kernwaffenausstattung 
im Zugriffsbereich sowjetischer Kernwaffen 
befänden. Verschiedentlich wurde darüber 
hinaus befürchtet, daß sich Washington dann 
zu einem Abbau seiner militärischen Anwe-

senheit in Europa veranlaßt sehen könnte. 
• Für die Bundesrepublik kam die Sorge hinzu, 
ihr Einschluß in eine besondere Beschrän-
kungs- und Überwachungszone könne einen 
politisch trennenden und einen rechtlich dis-
kriminierenden Effekt auf ihr Verhältnis zu 
den westlichen Verbündeten haben und im 
übrigen den mitteleuropäischen Status qtio, 
also auch die Teilung Deutschlands, indirekt 
sanktionieren. Alle diese Erwägungen spiel-
ten eine Rolle, als die westlichen Regierun-
gen die verschiedenen polnischen Vorschläge 
für eine kernwaffenfreie Zone (die von der 
UdSSR nachdrücklich unterstützt wurden) 
zwischen Herbst 1957 und Herbst 1958 ab-
lehnten. Der gleichwohl in Gang gekomme-
nen Diskussion in der westlichen Öffentlich-
keit entzog die sowjetische Führung mit ih-
rem Berlin-Ultimatum vom 27. November 1958 
den Boden, das die politische Konfrontation 
statt irgendwelcher Übereinkünfte auf die 
europäische Tagesordnung setzte. Die UdSSR 
und ihre Verbündeten machten zwischen 1962 
und 1967 Vorschläge, die wiederum deutlich 
den Zweck einseitiger sicherheitspolitischer 
Vorteile erkennen ließen 72 ).

72) Immer wiederkehrendes Element ist das Be-
streben, eine nukleare Entkopplung zwischen den 
USA und Westeuropa einzuleiten. Die Deklaration 
der Warschauer-Pakt-Staaten vom 20. 1. 1965 dien-
te darüber hinaus dem spezifischen Zweck, das — 
im Westen bereits angefochtene —• atlantische 
MLF-Projekt endgültig zu Fall zu bringen. Die 
Vorschläge der DDR an die Bundesrepublik von 
1966, wechselseitig die Militärstärken zu halbie-
ren, stellten das Truppen-Minimum der westeuro-
päischen Verteidigung in Frage, ohne daß der 
Warschauer Pakt — in Anbetracht seiner konven-
tionellen Überlegenheit und des geringeren Um-
fangs der DDR-Streitkärfte — davon ernste Einbu-
ßen zu befürchten gehabt hätte.

Der Befund läuft darauf hinaus, daß eine Ab-
rüstung im mitteleuropäischen Abschnitt zu-
nächst von westlicher Seite vorgeschlagen 
wurde und auf sowjetische Ablehnung stieß, 
später aber in veränderter Form (Ziel der De-
nuklearisierung) von östlicher Seite ins politi-
sche Spiel kam und dann für die westlichen 
Regierungen unannehmbar war. Wenn man 
nicht annehmen will, daß der Umstand, daß 
die Initiative von der jeweils anderen Seite 
ausging, das negative Verhalten provoziert 
hat, können nur die jeweiligen politischen 
Rahmenbedingungen für die jeweilige positi-
ve oder negative Einstellung zu dem gerade 
aktuellen Vorschlag bestimmend gewesen 
sein. Tatsächlich spricht alles für eine solche 
Deutung. Die westlichen Projekte von 1955 
waren als Instrumente gedacht, die der 



UdSSR ein Nachgeben in der Deutschland-
Frage, also die Zustimmung zu einer westlich-
demokratischen Wiedervereinigung, sicher-
heitspolitisch annehmbar machen sollten. Die 
östlichen Vorschläge von 1957/58 und spora-
disch von 1962-67 dagegen zielten — in einer 
veränderten militärpolitischen Konstellation 
und mit veränderten propagandistisch-diplo-
matischen Mitteln — darauf ab, die westliche 
Abschreckungs- und Allianzpolitik zu treffen. 
Es handelt sich also keineswegs um Entspan-
nungs- und Abrüstungspolitik an sich, son-
dern um die Benutzung der propagandisti-
schen Publikumswirksamkeit und der diplo-
matischen Überredung, die von den Vorstel-
lungen einer Entspannung und Abrüstung 
ausgeht, zu handfesten außen- und sicherheits-
politischen Zwecken. Mit anderen Worten: 
Die Vorschläge für Entspannung und Abrü-
stung erweisen sich als Funktionen der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. Sie müssen daher 
auch in diesem Zusammenhang gesehen und 
bewertet werden. Entspannung und Abrü-
stung existieren nicht unabhängig von den je-
weiligen gesamtpolitischen Bedürfnissen und 
Zielen der Staaten — weder bei den westli-
chen Ländern noch bei den Mitgliedern der 
„sozialistischen Gemeinschaft".

2. Die MBFR-Politik der NATO-Staaten

Inneratlantische Entwicklungen führten in 
den sechziger Jahren dazu, daß der sowje-
tischerseits angestrebte Zustand eines aus 
dem nuklearstrategischen Kräfteverhältnis 
ausgesparten Westeuropa in einem gewissen 
Umfang eintrat. Während die UdSSR 700 ge-
gen die westeuropäischen Länder gerichtete 
Mittelstreckenraketen in Dienst stellte, bau-
ten die USA ihre entsprechenden Waffensy-
steme in Europa wieder ab, nachdem sie als 
strategische Abschreckungsinstrumente durch 
die Entwicklung amerikanischer Interkonti-
nentalraketen überflüssig geworden schienen. 
Das bedeutete in militärischer Hinsicht, daß 
zu der niemals überwundenen östlichen Trup-
penüberlegenheit in Europa noch ein sowjeti-
sches Übergewicht bezüglich strategischer 
Mittelstreckenwaffen hinzukam. Der amerika-
nische Rüstungskontroll-Bilateralismus mit 
der UdSSR nahm den Westeuropäern in der 
zweiten Hälfte der sechziger Jahre zudem die 
Option einer Teilhabe an nuklearstrategi-
schen Waffensystemen der NATO. Politisch 
verlor Westeuropa weithin die Bedeutung 
einer unerläßlichen Komponente des amerika-
nischen Abschreckungspotentials gegenüber 

der Sowjetunion. Das konnte eine Entkoppe-
lung Westeuropas von den USA einleiten, vor 
allem, wenn auch die taktischen Kernwaffen 
der NATO und ein großer Teil der amerikani-
schen Streitkräfte aus Europa abgezogen wer-
den sollten73 ). Die abnehmende strategische 
Wichtigkeit Westeuropas einerseits und 
wachsende politische, wirtschaftliche und so-
ziale Schwierigkeiten der USA andererseits 
begannen Mitte der sechziger Jahre allmäh-
lich amerikanische Tendenzen zu einer Ver-
ringerung der Stationierungsstreitkräfte auf 
europäischem Boden zu wecken. Da gleichzei-
tig auch in den westeuropäischen Führungs-
gruppen der Wille zu einem größeren militä-
rischen Aufwand mehr und mehr nachließ, er-
öffnete sich die Aussicht auf eine immer wei-
tergehende Verschiebung des militärischen 
Kräfteverhältnisses in Europa zu sowjetischen 
Gunsten. Schließlich, so ließ sich befürchten, 
würde ein militärischer Minimalschutz nicht 
mehr gegeben sein.

73) Vgl. U. Nerlich, Zur Struktur und Dynamik 
europäischer Sicherheitspolitik, in: Europa-Archiv, 
14/1971, S. 482 f.
74) Schramm/Riggert/Friedel, a. a. O., S. 736.

Es lag nahe, das Problem nicht allein unter 
militärischen Gesichtspunkten zu betrachten, 
sondern auch politische Lösungen zu erwä-
gen. Derartige Studien wurden schon vor dem 
Harmel-Bericht vom 14. Dezember 1967, in 
dem der NATO-Rat erstmals die „Möglichkeit 
ausgewogener Truppenverminderungen" 74)  ins 
Auge faßte, ausgearbeitet. Das Motiv war, 
die Tendenzen, die einen einseitigen militäri-
schen Abbau bei der NATO herbeiführen 
konnten, auf das Ziel einer wechselseitigen 
Streitkräftereduzierung in Ost und West um-
zuorientieren. Kurzfristig ging es vor allem 
um eine Abwehr drohender amerikanischer 
Truppenrückzüge aus Europa. Zugleich ent-
wickelte sich, teilweise ausgehend von Vor-
stellungen, welche die britische Labour Party 
und führende westdeutsche Sozialdemokraten 
in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre for-
muliert hatten, ein langfristiges Konzept mili-
tärischer Stabilitäts- und Friedenssicherung in 
Europa. Auch wenn in den Jahren 1965 bis 
1968 zunächst noch viele Einzelheiten unbe-
rücksichtigt oder unausgeführt blieben und 
manche Punkte im Lichte späterer Studien 
und Erfahrungen einer Modifikation unterla-
gen, änderten sich die Grundgedanken der 
westeuropäischen Befürworter nur wenig.

Das militärische Kräfteverhältnis soll auf 
einem niedrigeren Niveau verbindlich fixiert 



werden. An das Arrangement hierüber soll 
sich eine Zusammenarbeit in den Fragen der 
wechselseitigen Rüstung anschließen mit dem 
Ziel, das vereinbarte Gleichgewicht durch ge-
meinschaftliche Steuerung aufrechtzuerhalten. 
Dies wiederum soll dem Aufbau politisch sta-
biler Strukturen in Europa dienen. Dabei ge-
hen die Verfechter des MBFR-Konzepts davon 
aus, das atlantische Bündnis dürfe im Ver-
hältnis zum Warschauer Pakt nicht ge-
schwächt werden und die Erzielung einer 
Ost-West-Übereinkunft erfordere eine koordi-
nierte Politik bei den NATO-Mitgliedern. Als 
die politische Planung — vor allem seit 1970 
— fortschritt, differenzierten sich die Vorstel-
lungen über Ansatz und Vorgehen zuneh-
mend. Man erwägt seither eine zeitlich ge-
staffelte Serie von Verhandlungen und Ab-
kommen und faßt verschiedene Teilnehmer-
kreise für verschiedene Problembereiche (wie 
beispielsweise die Abfassung von Prinzipien 
der militärischen Sicherheitsgewähr, die Ver-
einbarung militärischer Bewegungsbeschrän-
kungen oder die Festlegung militärischer Re-
duktionen) ins Auge. Studien ergaben, daß 
eine MBFR-Regelung unter militärischen Ge-
sichtspunkten für die westliche Seite nicht 
unproblematisch ist75 ). Trotzdem scheint 
dieses Risiko vertretbar, wenn das Arrange-
ment die politische Stabilität verbessern und 
die strukturellen Hemmnisse gegen den Aus-
bruch militärischer Konflikte erhöhen würde. 
Fragen der militärischen Struktur spielten bei 
der Konzipierung des MBFR-Vorschlages noch 
keine Rolle; sie sorgen auch mittlerweile 
höchstens für eine sekundäre Motivation76 ).

75) Verschiedene Probleme sind öffentlich disku-
tiert worden; vgl. z. B. E.-A. Klepsch, Abrüstung 
und Sicherheit, in: Zukunfts- und Friedensfor-
schung, 4/1971 S. 162—167; Chr. Bertram, Mutual 
Forces Reductions in Europe. The Political 
Aspects, Adelphi Papers Nr. 84, London, Januar 
1972; U. Nerlich, Die Rolle beiderseitiger Truppen-
verminderungen in der europäischen Sicherheits-
politik, in: Europa-Archiv, 5/ 1972, S. 161—168; W. 
von Raven, Hie Machtminderung — dort Macht-
mehrung, in: Die politische Meinung, 1/1972, S. 47 
bis 58.
76) Die Wehrstrukturdiskussion (Wehrpflichtigen-
oder Berufsarmee) ist in Bonn separat von der Er-
örterung der MBFR-Problematik geführt worden. 
Die These, daß die Militärs um der optimalen Or-
ganisation ihres Apparates willen eine professio-
nelle Struktur der Bundeswehr und damit einen 
personellen Abbau entsprechend dem MBFR-Kon-
zept befürwortet hätten, hält einer Überprüfung 
nicht stand: Gerade in militärischen Kreisen wird 
die Wirksamkeit einer verkleinerten Spezialisten-
armee sehr bezweifelt. Vgl. Miksche, a. a. O., 
S. 26—33. Als 1968 der NATO-Rat erstmals einen 
MBFR-Vorschlag unterbreitete, war das mittler-

weile problematische Verhältnis zwischen militäri-
schen Personal- und Investitionskosten im Westen 
(das nur wenig Modernisierung zuläßt) noch nicht 
so ungünstig wie heute. Es würde sich übrigens 
im Falle eines Übergangs zur kleinen Spezialisten-
armee noch sehr viel ungünstiger entwickeln.
77) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, a. a. O. ,S. 41 f.
78) Vgl. G. Wettig, Europäische Sicherheit, Düs-
seldorf 1972, S. 62—81.

Wenn vermutet worden ist, daß die sowjeti-
sche Kampagne unter der Parole der „euro-
päischen Sicherheit" die NATO zur Vorlage 
des MBFR-Projekts — sozusagen im Sinne ei-
ner politischen Entlastungsoffensive — genö-
tigt habe77 ), so hat diese Annahme wenig 
Wahrscheinlichkeit für sich. Seit Winter 
1966/67 war die aktive Europa-Politik der 
UdSSR zunehmend auf äußere wie innere 
Schwierigkeiten gestoßen. Sie verlor immer 
mehr an Stoßkraft und nahm im Zeichen er-
schütterter Blockdisziplin allmählich defensi-
ve Züge an. Die Tendenzen dazu lassen sich 
schon an der Karlsbader Erklärung vom 
26. April 1967 auf weisen; im Frühjahr 1968 
propagierte Moskau nur noch die Stärkung 
des Warschauer Paktes als grundlegendes Er-
fordernis der „europäischen Sicherheit" 78 ).

Die Regierungen der USA und der westeuro-
päischen Staaten stimmen darin überein, daß 
das militärische und politische Gleichgewicht 
in Europa während jeder Entspannungsphase 
erhalten bleiben muß und daß etwa vorge-
nommene Abrüstungsmaßnahmen rückgängig 
zu machen sind, falls die östliche Seite sich 
ihnen nicht anschließt. Im Verlauf der MBFR-
Diskussion ist immer klarer das dominierende 
Interesse des westlichen Bündnisses daran 
hervorgetreten, das noch bestehende Mini-
mum an Militär- und Machtbalance in Europa 
dauernd zu sichern. Im prozeduralen Heran-
gehen bestehen freilich Differenzen zwischen 
denjenigen westeuropäischen Regierungen, 
die MBFR als Teilstück eines großen Ost-
West-Arrangements in Europa befürworten, 
und der amerikanischen Führung, die MBFR 
in erster Linie als eine Aushilfe betrachtet, 
durch die sich das innenpolitisch Wünschens-
werte (ein teilweiser Truppenabzug aus 
Europa) mit dem bündnispolitisch Erforderli-
chen (einer relativen Wahrung amerikani-
scher Stärke in Europa) und dem sicherheits-
politisch Gebotenen (einer Aufrechterhal-
tung des Kräfteverhältnisses auf dem europä-
ischen Schauplatz) in Übereinstimmung brin-
gen läßt. Aus amerikanischer Sicht sollten 
sich die Verhandlungen über MBFR vor allem 
auf das Problem der Stationierungstruppen in 



Europa konzentrieren, eine möglichst kurze 
Dauer haben und auf alle Grundsätzlichkeiten 
verzichten. Eine enge Bindung an Zusammen-
tritt und Verlauf der Europa-Konferenz er-
scheint daher wenig zweckmäßig. Demgegen-
über streben die westeuropäischen Befürwor-
ter eine vielstufige, umfassende MBFR-Rege-
lung an, die in engstem Zusammenhang mit 
den multilateralen Verhandlungen über die 
politischen Probleme der Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa stehen soll und mut-
maßlich einen sehr langen Dialog erfordern 
wird. Im Rahmen der NATO ist es immer 
wieder gelungen, diese unterschiedlichen An-
sichten zu gemeinsamen Positionen zu verei-
nen, wobei die Amerikaner den Zusammen-
hang zwischen Europa-Konferenz und MBFR-
Arrangement prinzipiell akzeptiert haben.

Im einzelnen ergeben sich noch Differenzierun-
gen. Verschiedene westeuropäische NATO-
Partner, darunter die Bundesrepublik Deutsch-
land, sind von der großen Kompliziertheit und 
Problematik der durch eine MBFR gestellten 
Fragen beeindruckt. Natürlich erschiene ein 
verminderter Umfang der militärischen Organe 
und Aufwendungen aus verschiedenen innen-
politischen Motiven heraus grundsätzlich wün-
schenswert. Verteidigungslasten sind bei den 
Wählern normalerweise ungleich weniger po-
pulär als Ausgaben, die einen unmittelbaren, 
sichtbaren Nutzen verheißen. Unter den Ge-
sichtspunkten der Sicherheit jedoch sind ange-
sichts des großen militärischen Übergewichts 
des Warschauer Paktes auf dem europäischen 
Schauplatz alle symmetrischen Reduzierungs-
modelle, die sich rasch ohne flankierende Maß-
nahmen beschließen und durchführen ließen, 
mit außerordentlichen Risiken behaftet. Asym-
metrische Lösungen dagegen, welche die mili-
tärische Übersättigung auf östlicher Seite und 
die Nähe der NATO zu minimalen Abdek-
kungserfordernissen berücksichtigen würden 
und darüber hinaus die geographischen Un-
gleichheiten, das heißt die unterschiedlichen 
Distanzen Europas zur Heimatbasis der Ameri-
kaner und der Russen, ausgleichen könnten, 
sind von sowjetischen Sachverständigen wie-
derholt unmißverständlich abgelehnt worden. 
Daher wird ein langer Diskussions- und Klä-
rungsprozeß über die Voraussetzungen, Bedin-
gungen, Ziele und Mittel der militärischen 
Sicherheit für Europa als notwendig angese-
hen, ehe an konkrete Regelungen zu denken 
ist. Diese könnten nicht allein ein Arrange-
ment über Truppen- und Bewaffnungsstärken, 
sondern auch Rahmenvereinbarungen über ein-
gegrenzte Verwendungsmöglichkeiten ein-

schließen. Solange eine derartige Übereinkunft 
praktisch gelten würde, wäre damit vielleicht 
in anderer Form militärische Sicherheit gege-
ben. Ein Bruch des Abkommens käme einer 
Krise gleich, die, wie man hofft, im Zuge der 
Entspannung keiner der Beteiligten mehr wün-
schen könnte.
Andere Vorstellungen stehen für die britischen 
Führer im Vordergrund. Sie halten es für vor-
rangig, das Verhältnis zwischen Westeuropa 
und den Vereinigten Staaten neu zu regeln. 
Als wünschenswert erscheint die Reihenfolge 
von Arrangements zuerst in währungspoliti-
scher, dann in kommerzieller und schließlich 
in verteiligungsmäßiger Hinsicht. Damit soll 
den deutlich angewachsenen sowjetischen Hoff-
nungen, daß sich die „zwischenimperialisti-
schen Widersprüche" namentlich zwischen den 
USA und der EG immer weiter entfalten wür-
den und schließlich die beiderseitige Gemein-
samkeit paralysieren könnten, der Boden ent-
zogen werden. Zugleich soll Westeuropa der 
weitere politische und militärische Rückhalt 
an der westlichen Supermacht gewährleistet 
sein. Diese Regelungen werden nach britischer 
Meinung mehrere Jahre beanspruchen, und es 
erschiene zudem erwünscht, wenn Westeuropa 
in dem abschließenden Stadium bereits zu 
einer gemeinschaftlichen Außenpolitik gefun-
den hätte. Erst wenn das westliche Lager sich 
wieder konsolidiert und eine einheitliche Ver-
teidigungspolitik formuliert habe, kann, wie 
man in London betont, ein Ost-West-Rüstungs-
kontrollabkommen für Europa sinnvoll sein.
Die französische Staatsführung hat es bisher 
immer abgelehnt, an MBFR-Gesprächen teilzu-
nehmen. Sie hat darüber hinaus ihrer Skepsis 
gegenüber dem ganzen Konzept Ausdruck ver-
liehen. Einer der Gründe ist, daß Frankreich 
wegen seiner nuklearmilitärischen Ambitionen 
bei einem absoluten Truppenminimum ange-
kommen ist und daher nichts mehr zu reduzie-
ren hat. Paris hält auch am Prinzip der unein-
geschränkten nationalen Souveränität fest und 
sucht sich daher allen übernationalen Bindun-
gen bezüglich einer Rüstungskontrolle zu ent-
ziehen. Präsident Pompidou und seine Berater 
sind auch zunehmend von dem erdrücken-
den militärischen Übergewicht der UdSSR in 
Europa beeindruckt und fürchten, daß die so-
wjetische Überlegenheit durch ein MBFR-
Arrangement noch zusätzlich verstärkt werden 
könnte. Besonders lebhaft ist die Sorge, daß 
MBFR die NATO-Verteidigung im Abschnitt 
Europa-Mitte militärisch ausdünnen würde 
und daß damit ein militärisches Vakuum öst-
lich von Frankreich entstünde. Frankreich ist, 



nicht zuletzt auf Grund seines Austritts aus der 
Militärorganisation der NATO im Jahre 1966, 
von vornherein an den MBFR-Überlegungen 
der atlantischen Allianz nicht beteiligt gewe-
sen. Auch Breshnejws Bemühen in Minsk An-
fang Januar 1973, den französischen Staats-
präsidenten zu einer positiveren Einstellung 
zu den MBFR-Verhandlungen zu bewegen, ist 
ohne Erfolg geblieben.

Die Motive der NATO-Staaten bei MBFR sind 
also keineswegs auf einen Nenner zu bringen. 
Nur teilweise (wie im Falle der USA und teil-
weise auch der Bundesrepublik) haben innere 
Antriebe größeres Gewicht. Sie sind jedoch 
keineswegs eindeutig und stehen mit außen-
beziehungsweise sicherheitspolitischen Moti-
vationen in Konflikt. Für Länder wie Großbri-
tannien und Frankreich steht außenbestimmte 
Skepsis oder sogar Ablehnung im Vorder-
grund. Auch wo — wie in der Bundesrepu-
blik — dem Gesichtspunkt der innenpolitischen 
Entlastung teilweise ein gewisses Gewicht zu-
kommt, besteht über die Wirksamkeit von 
Reduzierungen für die militärische Effizienz 
der übrig bleibenden Streitkräfte keine Klar-
heit. Eine Änderung der Wehrstruktur bei-
spielsweise (die vielleicht psychologische Vor-
teile bieten würde) wäre wahrscheinlich mit 
einer Verschärfung des Investitionskostenpro-
blems gleichbedeutend, weil eine reine Frei-
willigenarmee höher besoldet werden müßte 
und damit einen noch höheren Personalkosten-
anteil bekäme. Auch erscheint es vielen zwei-
felhaft, ob eine zahlenmäßig verringerte 
Truppe, auch wenn sie besser ausgebildet und 
ausgerüstet wäre, ihren Auftrag weiter erfül-
len könnte, weil ihr ein Mindestumfang ab-
gehen würde. Allen unterschiedlichen innen-
politischen Situationen und verteidigungspoli-
tischen Vorstellungen ungeachtet haben die 
atlantischen Staaten mit der Ausnahme Frank-
reichs bisher ihre MBFR-Politik gemeinsam 
formuliert und koordiniert. Im Bündnisrahmen 
scheinen die einzelnen Länder weitgehend 
nicht die Spezifik ihrer jeweiligen (mehrfach 
auch wechselnden) Vorstellungen forciert zu 
haben. Vielmehr scheint im Vordergrund ge-
standen zu haben, daß die Allianz eine einheit-
liche Antwort auf die Fragen finden müsse, 
die sich mit der Entspannung stellen. Beson-
ders bemerkenswert ist, daß sich die NATO 
nicht etwa auf ein reaktives Verhalten be-
schränkt hat: Gerade im Sommer 1968, als die 
UdSSR mit ihren Entspannungsparolen allen 
Elan eingebüßt hatte, setzte sie mit einer neu-
artigen Initiative den Anfang für eine zu-
kunftsweisende Ost-West-Entwicklung.

3. Die sowjetische Militärpolitik in Europa

Unter den Nachfolgern Chruschtschows hat 
die UdSSR ihre nuklearstrategische Rüstung 
stark forciert mit dem Erfolg, daß der ameri-
kanische Rivale teilweise bereits überholt ist 
und insgesamt seine frühere Überlegenheit 
eingebüßt hat79 ). Für den europäischen 
Schauplatz hatte dies die Konsequenz, daß die 
sowjetische Überlegenheit auf dem Kontinent 
nicht länger durch einen amerikanischen Vor-
sprung auf globaler Ebene wettgemacht wur-
de80 ). Die sowjetischen Anstrengungen gal-
ten auch dem Ausbau der konventionellen 
Militärmacht in Europa — und das, obwohl 
hier bereits ein sowjetisches Übergewicht be-
stand und die NATO ihre Streitkräfte allmäh-
lich schwächte. Seit 1966 verminderten sich 
die NATO-Landstreitkräfte Europa-Mitte 
durch das Ausscheiden der französischen 
Verbände, das amerikanische Doppel-Basen-
Konzept und durch kanadische Abzüge um 
fast ein Viertel des früheren Bestandes. Wäh-
renddessen vermehrte die UdSSR von 1966 
bis 1972 ihre Streitkräfte in Ostmitteleuropa 
um 5—6 vorverlegte Divisionen in der ÖSSR 
und um beträchtliche Mannschaftsverstärkun-
gen in der DDR, in Polen und in Ungarn. Da-
mit standen 5—6 amerikanischen Divisionen 
30—31 sowjetische Divisionen in Zentraleuropa 
gegenüber. In den westlichen Militärbezirken 
der UdSSR standen weitere 29 Divisionen be-
reit. Die Verbündeten der USA verfügten 
über 20 Divisionen (bzw. 22 Divisionen unter 
Einbeziehung der französischen Stationie-
rungstruppen in Deutschland, die der NATO 
nicht assigniert sind) gegenüber 31 Divisio-
nen der kleineren Warschauer-Pakt-Staaten. 
Die westlichen Divisionen sind zwar wesent-
lich größer, haben aber eine geringere Feuer-
kraft als die östlichen Divisionen. Gegen 
14 000 Kampfpanzer des Warschauer Pakts 
konnte die NATO in Europa-Mitte nur 6 600 
Kampfpanzer aufbieten. Bei den taktischen 
Kampfflugzeugen betrug das Verhältnis 7 150 
zu 2 950. In der Luftverteidigung besaß die 
westliche Seite ein geringes Übergewicht. 
Auf der Ostsee war das östliche Bündnis um 
ein Vielfaches überlegen. Hinzu kommt, daß 
die Ausrüstung zumindest der sowjetischen

79) J. Erickson, Soviet Military Power, Royal Ser-
vices Institute, London 1971, S. 41—52; Weißbuch 
1971/72, hrsg. vom Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung im Auftrag des Bundesmini-
steriums der Verteidigung, Bonn, Dezember 1971, 
S. 13—15.
80) Vgl. C. Gasteyger, Das zerbrechliche Gleich-
gewicht, in: Europa-Archiv, 4/1971, S. 134.



Truppen sehr viel rascher ausgewechselt und 
modernisiert wird als die der NATO-Streit-
kräfte. Als einen gewissen Ausgleich für all 
ihre Nachteile ka
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nn die westliche Seite ledig-
lich eine Überlegenheit in den taktischen 
Kernwaffen für sich verbuchen ).

Seit Spätherbst 1972 hat die sowjetische Füh-
rung ihre militärische Überlegenheit auf dem 
mitteleuropäischen Schauplatz weiter vergrö-
ßert. Ende des Jahres gelangten Nachrichten 
in den Westen, denen zufolge die Führungen 
ostmitteleuropäischer Länder der UdSSR er-
hebliche Verstärkungen ihrer Stationierungs-
streitkräfte zugestanden hatten. Bald darauf 
mehrten sich die Anzeichen dafür, daß in Po-
len, in der CSSR und in der DDR mit der zu-
sätzlichen Heranführung sowjetischer Truppen 
begonnen wurde82). Die alte sowjetische Prä-
senz in Ungarn erlangte wachsende Bedeu-
'tung im Hinblick auf die Lage in Jugoslawien 
und auf die rumänische Haltung83 ). Im Win-
ter ersetzte die sowjetische Armee in Po-
len, in der DDR und in der CSSR wenig-
stens 1 000 Panzer des Typs T 55 durch die 
neueste Version T 62. Die außer Dienst ge-
stellten Panzer wurden jedoch nicht abgezo-
gen, sondern in den drei Ländern eingela-
gert84 ). Auffälligerweise fallen alle diese 
Maßnahmen zeitlich mit der Vorverlegung 
des Hauptquartiers der Warschauer-Pakt-
Truppen von Moskau nach Lemberg (L'viv) 
zusammen85 ). Noch mehr überrascht den 

81) Vgl. J. Erickson, Military Balance, London 
1971, S. 65—74; Weißbuch 1971/72, a.a.O., S. 16—18; 
The Military Balance 1972/73, hrsg. vom Interna-
tional Institute for Strategie Studies, London 1972, 
S. 86—92; Raven, a. a. O., S. 48—52; J. Erickson, 
Zum Frühstück in München, Düsseldorf/Wien 1972, 
S. 14, 230—236, 241 f.; Miksche, a. a. O. ,S. 197—204, 
277—286, 297 f.
82) Vgl. Bericht in: Bonner Rundschau, 30. 12. 
1972; Bericht in: Quick, 13. 12. 1972; P. Hornung 
in: Deutsches Monatsblatt 3/1973; Aussagen von 
Bundeskanzler W. Brandt in einem Interview mit 
„US News and World Report", wiedergegeben in: 
General-Anzeiger, 24. 4. 1973; Bericht in: FAZ, 
25. 4. 1973.
83) Vgl. Bericht in: Quick, 4. 1. 1973.
84) Vgl. Aussage von Bundesverteidigungsmini-
ster G. Leber im Verlauf eines Interviews in der 
Sendung „Magazin" des ZDF, 11.4. 1973; Meldung 
in: FAZ, 9.4. 1973 (1t. amtlichen amerikanischen 
Quellen); P. Hornung in: Deutsches Monatsblatt, 
3/1973; Meldung in: Bonner Rundschau, 13. 12. 
1973; Bericht in: FAZ, 25. 4. 1973; Bericht von W. 
Schmidt über ein Interview mit General J. Ben-
necke, in: Bonner Rundschau, 30. 4. 1973.
85) Vgl. P. Hornung in: Deutsches Monatsblatt, 
11/1972 (unter Hinweis auf bestätigende Informa-
tionen westlicher Diplomaten in Moskau); Mel-
dung in: Bonner Rundschau, 27. 1. 1973.

86) Das sowjetische Verhalten könnte beispiels-
weise den Zweck haben, für eine spätere wechsel-
seitige Truppen- und Rüstungsverringerung mög-
lichst große Ausgangswerte auf der eigenen Seite 
zu schaffen. In diesem Falle würde die UdSSR ge-
gebenenfalls vielleicht anbieten, wieder auf den 
Stand von Mitte 1972 zu „reduzieren", wenn die 
NATO dafür erhebliche Gegenleistungen erbrin-
gen würde. Auch das würde auf eine Maximierung 
sowjetischer Militärüberlegenheit hinauslaufen. 
Eine andere Vermutung geht dahin, die Manöver 
im Herbst 1972 hätten der sowjetischen Militär-
führung gezeigt, daß z. B. ihre Streitkräfte in der 
CSSR für einen raschen Doppelvorstoß durch Öster-
reich nach Bayern und Jugoslawien nicht ausreich-
ten.

westlichen Beobachter der Umstand, daß sich 
alle diese Anzeichen, die auf einen härteren 
militärpolitischen Kurs gegenüber der NATO 
hinzudeuten scheinen, gerade während einer 
Periode bemerkbar machen, in der die sowje-
tische Führung auf Entspannungs- und Abrü-
stungsverhandlungen mit den Regierungen 
der nicht-kommunistischen Staaten zusteuert. 
Augenscheinlich bedingen derartige Verhand-
lungen nach sowjetischer Ansicht keineswegs 
ein Stehenbleiben bei dem erreichten Stand 
an militärischer Macht, von Gesten einer Ver-
ringerung eigener Stärke gar nicht erst zu

86

 re-
den. Der unvermeidliche Hinweis in allen so-
wjetischen Ausführungen über das Thema der 
„europäischen Sicherheit", daß allein der 
Wandel des Kräfteverhältnisses in Europa zu-
gunsten der „sozialistischen Gemeinschaft" 
Fortschritte in dieser Hinsicht herbeigeführt 
habe und weiter herbeiführen werde, hat of-
fenbar auch einen massiven militärischen 
Sinn. Mit anderen Worten: Eine militärische 
Überlegenheit muß da, wo sie besteht, syste-
matisch weiter ausgebaut werden ).

Fast unbemerkt von der westeuropäischen 
Öffentlichkeit hat sich in den letzten Monaten 
auf dem mitteleuropäischen Schauplatz ein 
verändertes militärisches Kräfteverhältnis her-
ausgebildet. Statt 14 000 Panzer stehen der 
NATO, die ihre Stärke nicht verändert hat, 
nunmehr 20 000 Panzer gegenüber. Davon sind 
etwa 1 800 als Materialreserven in vorgescho-
benen Depots gelagert; die Besatzungen wer-
den weiterhin verfügbar gehalten und können 
innerhalb kürzester Zeit in den Einsatzräumen 
bereitstehen. Wie der NATO-Oberbefehls-
haber Europa-Mitte, Jürgen Bennecke, Ende 
April 1973 in einem Interview (dessen An-
gaben auch durch andere öffentlich zugängliche 
Quellen bestätigt worden sind) weiter aus-
führte, machten die sowjetischen Truppenver-
mehrungen etwa drei Devisionen aus, zu de-
nen noch zusätzliche Kampfflugzeuge kamen.



Insgesamt liegt die östliche Überlegenheit in 
Mitteleuropa je nach Vergleichsbereich zwi-
schen 1 : 2 und 1 : 3.

Anders als die westlichen Staaten, in denen 
die Regierungen periodischen Wahlen unter-
liegen und daher auf die Konsumwünsche der 
breiten Bevölkerung Rücksicht zu nehmen ha-
ben, kann die UdSSR auf Grund ihrer straffen 
Herrschaftsstruktur ohne allzu große Schwie-
rigkeit einen sehr beträchtlichen Teil des So-
zialprodukts für die Zwecke einer militäri-
schen Machtentfaltung abzweigen. Dement-
sprechend betrug der Anteil der Militärausga-
ben am Sozialprodukt 1971 in der Sowjet-
union über das Doppelte wie in den USA (die 
in der westlichen Welt einen ungewöhnlich 
hohen Verteidigungsetat besitzen und zudem 
ein volles Drittel ihres Militärbudgets für den 
Vietnam-Krieg aufwendeten) 87 ). Wenn man 
von den Vietnam-Ausgaben absieht, liegt der 
sowjetische Militärhaushalt (unter Zugrunde-
legung des sogenannten „Verteidigungsru-
bels") sogar absolut über dem amerikani-
schen. Dabei sind die unteren Schätzungen 
der Fachleute zugrunde gelegt. Man ist auf 
derartige Berechnungen angewiesen, weil nur 
ein Teil der Militärausgaben amtlich als sol-
cher ausgewiesen wird 88).

87) Vgl. The Military Balance 1972/73, a. a. O., 
S. 73. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Perso-
nalkosten für die sowjetische Seite unvergleichbar 
niedriger liegen; sie betragen nur etwa ein Drittel 
im Gegensatz zu etwa zwei Dritteln bei den USA 
(vgl. ebda., S. 9). — Das sowjetische Bruttosozial-
produkt ist etwa ein Drittel des amerikanischen. 
Vgl. zur Problematik des sinkenden Investitions-
anteils bei den westlichen Militärausgaben auch 
P. Carrell in: Dialog, 7/1972, S. 36—38.
88) Vgl. z. B. Miksche, a. a. O., S. 218 f. Dabei 
wird geschätzt, daß zu dem offiziellen Verteidi-
gungsaufwand noch etwa ein weiteres Drittel ver-
steckter Militärausgaben kommt. Es gibt aber 
auch Berechnungen, nach denen mehr als zusätzli-
che 50 % anzunehmen wären.

89) D. Proektor, Das Problem der militärischen 
Entspannung in Europa, in: Sowjetunion heute, 1/ 
1973, S. 27, 26, 27, 28. Die UdSSR appellierte schon 
in den vorausgegangenen Jahren immer wieder an 
die Westeuropäer, daß ihre Suche nach Sicherheit 
im Bündnis mit den USA zum Scheitern verurteilt 
sei und daß nur die überlegene sowjetische Mili-
tärmacht ihnen Schutz zu bieten vermöge. Daher 
sollten sie, statt sich in der NATO um eine Ab-
schreckung zu bemühen, sich lieber dem Arrange-
ment mit der UdSSR anvertrauen (vgl. G. Wettig, 
Die gegenwärtige sowjetische Politik der europäi-
schen Sicherheit, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te, Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament", 
B. 10/71, 6. 3. 1971, S. 23; G. Wettig, Europäische 
Sicherheit, Düsseldorf 1972, S. 131—135).
90) Kommentator Sacharov in einer Sendung von 
Radio Moskau für Deutschland, 11. 12. 1972.

Die militärische Macht ist für die sowjetische 
Führung offensichtlich ein Instrument zu poli-
tischem Zweck. Derselbe Zweck wird gleich-
zeitig auch mittels der sowjetischen Entspan-
nungspolitik verfolgt. Seit 1969/70 bietet Mos-
kau den Westeuropäern eine Gewaltver-
zichtsregelung als „Alternative zur imperia-
listischen Konzeption der ,Abschreckung'" an. 
Sie sollen sich von der „Aussichtslosigkeit 
einer Politik der Stärke" und von dem fiktiven 
Charakter einer sowjetischen Aggressionsge-
fahr überzeugen und ihre Sicherheit durch 
Verhandlungen mit der UdSSR, das heißt 
durch vertragliche sowjetische Zusagen, ge-

währleistet sehen. Das zielt ausgesprochener-
maßen darauf ab, „die militärisch-politische 
Doktrin der NATO, die auf der Konzeption 
der ,Abschreckung' beruht", als „veraltet" 
hinzustellen und die westeuropäische Öffent-
lichkeit gegen die „Konzeption der ,Abschrek-
kung' und des .Gleichgewichts des Schrek-
kens'" zu mobilisieren. In diesem Zusammen-
hang wird der „Befreiung Europas vom Kern-
waffenpotential" durch die „Bildung von 
kernwaffenfreien Zonen" entscheidende Be-
deutung beigemessen, denn die „Streitkräfte 
der USA" in Europa, vor allem aber ihre nu-
kleare Komponente, bildeten die „Grundlage 
dieses [atlantischen] Systems" 89 ). Wenn 
man diese Aussagen auf ihren politischen 
Kern zurückführt, dann heißt das nichts ande-
res, als daß den westlichen Versuchen zur Er-
haltung eines militärischen und politischen 
Machtgleichgewichts in Europa nach Mög-
lichkeit keine Chance bleiben soll. Die sowje-
tische Seite gibt zu erkennen, daß nach ihrer 
Ansicht nur ein sowjetisch dominiertes euro-
päisches Sicherheitssystem einen stabilen Zu-
stand herbeiführen kann. Den Westeuropäern 
wird empfohlen, sich diesen machtpolitischen 
Gegebenheiten endlich anzupassen. Mit dem 
Kampf gegen die atlantische „Strategie des 
Gleichgewichts" möchte die sowjetische Füh-
rung gern das Ziel erreichen, der „außenpoli-
tischen Funktion dieser Doktrin" entgegenzu-
wirken und den von den „herrschenden Grup-
pen der Monopolbourgeoisie" unter dem 
„Schirm des Gleichgewichts" beanspruchten 
„Spielraum" zu beseitigen 90 ).

Die sowjetischen Eventualabsichten lassen 
sich nicht mit dem Grundgedanken des west-
lichen MBFR-Konzepts vereinbaren, daß eine 
militärische und politische Balance in Europa 
dauernd festgelegt werden soll. Es über-
rascht darum nicht, wenn die sowjetische Po-



litik dem westlichen Drängen nach MBFR-Re-
gelungen bisher hinhaltenden Widerstand 
entgegengesetzt hat und sich nur so weit zu 
formalen Zugeständnissen bereit fand, wie es 
um der Europa-Konferenz willen unerläßlich 
schien.

4. Die UdSSR in der Auseinandersetzung mit 
dem MBFR-Konzept

Der NATO-Vorschlag für einen wechselseiti-
gen Truppenabbau in Europa vom 24./25. Juni 
1968 blieb jahrelang ohne jedes Echo aus der 
Sowjetunion. Auf die detaillierten Anregun-
gen hin, die der NATO-Rat am 26./27. Mai 
1970 unterbreitete, nahmen die Außenminister 
der Warschauer-Pakt-Staaten am 22. Juni 1970 
in ihr Budapester Memorandum einen Passus 
auf, daß die Frage einer Reduzierung der aus-
ländischen Streitkräfte auf europäischem Bo-
den in einem nach der erstrebten gesamteuro-
päischen Konferenz zu bildenden Organ disku-
tiert werden könnte. Die Kommentatoren in 
den außenpolitischen Fachorganen der UdSSR, 
die sich bis dahin gegen Truppenabbau-Ge-
spräche als einen Versuch der „Imperialisten" 
zur Verhinderung einseitiger amerikanischer 
Abzüge gewandt hatten, betonten von da an 
die Notwendigkeit, daß die Europa-Konferenz 
nicht mit den unabsehbaren Komplikationen 
militärischer Probleme belastet werden dürfe. 
Zugleich hieß es, daß die europäische Sicher-
heitsproblematik ausschließlich mit politischen 
Mitteln — nämlich durch den Austausch von 
Gewaltverzichtszusagen zwischen den euro-
päischen Staaten und durch den Aufbau eines 
kollektiven Sicherheitssystems in Europa — zu 
lösen sei. Das deutet darauf hin, daß der Hin-
weis auf eine später mögliche Erörterung einer 
wechselseitigen Streitkräftereduzierung in 
einem nach der Europa-Konferenz zu bilden-
den Organ wesentlich taktischen Bedürfnissen 
diente. Es kam den Leitern der sowjetischen 
Politik zunächst darauf an, einer Diskussion 
des Themas vor und während der Europa-
Konferenz auszuweichen. Die NATO-Staaten 
sollten augenscheinlich mit der Aussicht, daß 
ihr Verlangen anschließend berücksichtigt 
werde, für einen baldigen Zusammentritt der 
Konferenz gewonnen werden, ohne daß sie auf 
einem gleichzeitigen oder vorausgehenden Ge-
spräch über die militärischen Aspekte der 
Sicherheit bestanden. Wenn die UdSSR erst 
einmal mit der Europa-Konferenz ihre Ziele 
erreicht hatte, brauchte sie nicht mehr um die 
Geneigtheit der westlichen Länder zu werben 
und war demzufolge auch der Nötigung zu jed-

wedem Eingehen auf atlantische MBFR-Vor-
stellungen enthoben.

Die Mitgliedsstaaten der NATO machten je-
doch, von der sowjetischen Gegenpropaganda 
unbeirrt, während des folgenden Jahres im-
mer wieder deutlich, daß sie die Einbeziehung 
der militärischen Sicherheitsprobleme in den 
Kreis der zu erörternden Ost-West-Fragen als 
eine unerläßliche Voraussetzung für den wech-
selseitigen Dialog ansahen. Daraufhin deutete 
schließlich Parteichef Breshnejw am 30. März 
1971 vor dem XXIV. Kongreß der KPdSU an, 
es könne über eine „Verringerung der Streit-
kräfte und Rüstungen in Europa" gesprochen 
werden. Als dieser Hinweis im Westen wenig 
Aufmerksamkeit hervorrief, äußerte sich der 
sowjetische Führer am 14. Mai 1971 in Tiflis 
etwas ausführlicher zu dem Thema. Dabei for-
derte er die westliche Seite dazu auf, in Ver-
handlungen einzutreten. Einige weitere öffent-
liche Aussagen im gleichen Sinne folgten. 
Sowjetische Kommentatoren und Diplomaten 
gaben jedoch zu erkennen, daß der Stand-
punkt ihres Landes unverändert Truppenab-
bau-Gespräche erst nach erfolgter Europa-
Konferenz zulasse. Erst wenn die Konferenz 
zustande gekommen sei, könne anschließend 
über militärische Angelegenheiten verhandelt 
werden — und zwar separat, am besten in 
einem Folgegremium.

Die sowjetischen Politiker und Diplomaten 
verhielten sich weiterhin höchst reserviert, 
wenn es darum ging, westlichen Partnern hin-
sichtlich MBFR konkrete Zusagen zu machen. 
Parteichef Breshnejw erklärte Bundeskanzler 
Brandt während seines Besuches vom 16. ois 
18. September 1971 in Oreanda seine Ge-
sprächsbereitschaft in allgemeiner Form, ver-
mied aber zugleich bindende Festlegungen 
und meldete Vorbehalte gegen das Kon-
zept der Ausgewogenheit an. Statt dessen 
sprach der sowjetische Führer davon, daß 
keiner der Beteiligten einen Schaden er-
leiden solle. Dem Emissär der NATO, Manlio 
Brosio, der in Moskau die sowjetischen Vor-
stellungen zu MBFR sondieren sollte, wurde 
die Einreise von den sowjetischen Behörden 
verweigert. In dem Kommunique der Außen-
minister der Warschauer-Pakt-Staaten vom 
1. Dezember 1971 fehlte jede Bezugnahme auf 
das Problem der Streitkräfteverminderung. 
Erst in der Prager Deklaration vom 26. Januar 
1972 war ein Hinweis enthalten. „Auch die 
Erzielung einer Übereinkunft über eine Ver-
ringerung der Streitkräfte und Rüstungen in 
Europa", so hieß es, würde den „Interessen 



der Festigung der europäischen Sicherheit" 
entsprechen. In welchem prozeduralen Zusam-
menhang diese Frage aufgegriffen werden 
sollte, war nicht gesagt. Die Formel von 
Oreanda fand sich erneut. Außerdem sollte, 
wie betont wurde, die Regelung dieser Frage 
keine Angelegenheit der Bündnisse bilden. 
Das gleichzeitige sowjetische Verhalten läßt 
den Schluß zu, daß es der sowjetischen Füh-
rung unter anderem darum ging, die NATO 
aus dem Entspannungsprozeß herauszuhalten, 
um sie weiter als „aggressive Gruppierung" 
denunzieren und behandeln zu können. Das 
würde auch die Brüskierung Brosios erklären. 
In den sowjetischen Stellungnahmen wurde 
die Koordinierung der Europa-Politik im Rah-
men des Warschauer Paktes als unerläßliches 
Erfordernis der „europäischen Sicherheit" hin-
gestellt, zugleich jedoch jede westliche Ab-
sprache im NATO-Verband unabhängig von 
ihrem Inhalt für entspannungsfeindlich erklärt, 
weil sie dem überleben des Bündnisses diene.

Nach einem Jahr, nachdem Breshnejws Äuße-
rungen von Tiflis das Interesse der westlichen 
Regierungen auf sich gezogen hatten, wußte 
man in den Hauptstädten der NATO-Staaten 
immer noch nichts genaueres über die sowjeti-
sche Gesprächsbereitschaft bezüglich MBFR. 
Der amerikanische Präsident Nixon drängte 
während seines Moskau-Besuchs in der zweiten 
Maihälfte 1972 den sowjetischen Parteichef zu 
genaueren Aussagen. Dabei gab er zu erken-
nen, daß eine sowjetische Bereitschaft zu 
Truppenabbau-Gesprächen parallel zur Europa-
Konferenz unerläßlich sei, wenn die USA sich 
für die sowjetischerseits angestrebten multi-
lateralen europäischen Verhandlungen erwär-
men sollten. Breshnejw scheint seinem Gast 
daraufhin sein Einverständnis versichert 
zu haben. Die vorläufige Übereinkunft, die 
damit zustande kam, wurde in der Folgezeit 
von amerikanischer Seite als ungleich ver-
bindlicher aufgefaßt, als es dem sowjetischen 
Verständnis entsprach. Äußerungen sowjeti-
scher Diplomaten, die irgendeine bindende 
Absprache leugneten, riefen in Washington 
Überraschung und Ärger hervor. Die Ameri-
kaner demonstrierten daraufhin, daß sie die 
zum 22. November 1972 in Helsinki vorge-
sehenen Vorgespräche über die Europa-Kon-
ferenz keineswegs akzeptiert hätten und daß 
mithin deren Zustandekommen noch höchst 
zweifelhaft sei. Im September 1972 reiste der 
Präsidentenberater Kissinger nach Moskau 
und überbrachte Breshnejw einen Brief Nixons, 
in dem dieser den engen Zusammenhang zwi-
schen Truppenabbau-Gesprächen und Europa-

Konferenz unterstrich. Kissinger nahm als Ant-
wort einen Vorschlag entgegen, in dem — 
allerdings offenbar verfahrensmäßig wenig 
konkretisiert — der Dialog über die Streit-
kräftereduzierungen mit der Europa-Konfe-
renz in einen Zusammenhang gebracht war.

Das amerikanisch-sowjetische Einvernehmen 
hatte zum Inhalt, daß, wenn die Vorgespräche 
in Helsinki wie vorgesehen am 22. November 
1972 anliefen, Ende Januar 1973 auch Erkun-
dungsgespräche über einen wechselseitigen 
Truppenabbau stattfinden könnten. Zwischen 
beidem sollte eine Parallelität bestehen. Am 
6. November 1972 bestätigte die sowjetische 
Regierung diese Übereinkunft in einer Note, 
die sie der amerikanischen Regierung über-
mittelte. Daraufhn erklärte sich Washington 
offiziell mit dem Beginn der multilateralen 
Vorbereitungsrunde in Helsinki zum 22. No-
vember einverstanden. Das Einvernehmen ent-
hielt keine bindenden Festlegungen über den 
Ort der Sondierungen und über den Kreis der 
Teilnehmer.

Im Westen herrschte jedoch — möglicherweise 
auf der Basis vager mündlicher Zusagen aus 
Moskau — allgemeine Zuversicht, daß die 
Vorstellungen der NATO-Staaten angenom-
men werden würden. Danach sollten die Er-
kundungsgespräche in Genf stattfinden (was 
Wien als wünschenswerten Ort für den Zu-
sammentritt der Europa-Konferenz nach Ab-
schluß der Vorberatungen in Helsinki freiließ). 
Als Beteiligte waren alle Staaten vorgesehen, 
die auf dem europäischen Kontinent auswär-
tige Stationierungstruppen entweder unter-
hielten oder akzeptierten (mit Ausnahme des 
teilnahmeunwilligen Frankreich) — also die 
NATO-Mitglieder USA, Kanada, Großbritan-
nien, Belgien, Niederlande, Luxemburg und 
Bundesrepublik und die Warschauer-Pakt-
Staaten UdSSR, Polen, DDR, Tschechoslowakei 
und Ungarn. Der Kreis der Teilnehmer war 
insofern von besonderer Wichtigkeit, als er 
das Gebiet absteckte, auf das sich die zu tref-
fenden Regelungen beziehen konnten. Die Re-
gierungen der NATO-Staaten luden die anvi-
sierten östlichen Gesprächspartner am 15. No-
vember 1972 formell zu der vereinbarten Vor-
bereitungsrunde nach Genf ein. Die Mitglieder 
des Warschauer Paktes antworteten erst am 
18. Januar 1973 — also unmittelbar vor dem 
vorgesehenen Gesprächsbeginn. Statt Genf 
schlugen sie Wien vor; teilnehmen sollten 
alle interessierten Länder. Wegen der vorge-
rückten Zeit kam der Gegenvorschlag einer 
Art ultimatumsähnlicher Vorbedingung nahe.



Die westlichen Regierungen,' die dem sowjeti-
schen Wunsch nach den Vorgesprächen zur 
Europa-Konferenz längst nachgekommen wa-
ren, hatten kein Mittel zur Einflußnahme auf 
die sowjetische MBFR-Bereitschaft mehr in der 
Hand und entschlossen sich daher, auf das 
Verlangen der UdSSR und ihrer Gefolgschafts-
staaten einzugehen.

In aller Hast wurden in Wien die technischen 
Vorbereitungen für die MBFR-Vorgespräche 
getroffen. Es gelang mit äußerster Mühe, einen 
Beginn am 31. Januar 1973 zu ermöglichen 
und damit die Vereinbarungen bezüglich eines 
Januartermins gerade noch einzuhalten. Das 
Fehlen einer Übereinkunft über den Teilneh-
merkreis verzögerte den Beginn der Ge-
sprächsrunde bis in den Mai hinein. Die so-
wjetische Delegation machte sich zum Fürspre-
cher aller Länder, die nach westlicher Vorstel-
lung nicht beteiligt sein sollten. Der Einwand 
der NATO-Vertreter lautete, daß eine der-
artige Entgrenzung der künftigen MBFR-Ver-
handlungen endlose Diskussionen und Kom-
plikationen ohne absehbare praktische Resul-
tate befürchten lasse. Als Alternative ließ die 
sowjetische Seite daraufhin die Möglichkeit 
gelten, daß der von der NATO vorgesehene 
Teilnehmerkreis tage, aber ohne Ungarn (das 
zur Beantragung eines bloßen Beobachtersta-
tus für diesen Fall veranlaßt wurde). Das aber 
hieß, daß die sowjetischen Stationierungen in 
Ungarn nicht in eine künftige Regelung wech-
selseitiger Streitkräfteverringerungen einbezo-
gen sein würden und bedeutete eine Aus-
nahmeregelung für einen Teil der Sowjettrup-
pen im Ausland. Die Funktion Ungarns als 
einer strategischen Drehscheibe zwischen Mit-
teleuropa und dem Balkan ließ den westlichen 
Regierungen ein derartiges Arrangement auch 
unter militärischen Gesichtspunkten sinnwidrig 
erscheinen. Der Druck und die Gefahr, wie sie 
vor allem gegenüber Jugoslawien künftig ein-
mal akut werden könnten, verringerten die 
Sorgen (die auch bei den Neutralen und teil-
weise sogar im Warschauer-Pakt-Bereich auf-
lebten) nicht. Außerdem machten die sowjeti-
schen Repräsentanten in Wien deutlich, daß 
sie keinesfalls daran dachten, das Kriterium 
der militärischen Ausgewogenheit zu akzep-
tieren. Mit anderen Worten: Nicht das Ziel 
eines weiterhin ausgeglichenen Kräfteverhält-
nisses, sondern entstehende Realitäten einsei-
tiger Übergewichte sollten bestimmend sein.

Die sowjetische Diplomatie lehnte in Wien 
eine Einbeziehung Ungarns nicht unter allen 
Umständen ab, sondern forderte gegebenen-

falls dafür Gegenleistungen, welche die 
NATO-Seite in neue Schwierigkeiten stürzten. 
So könne, hieß es, die Teilnahme Ungarns 
durch eine gleichzeitige Beteiligung Italiens 
honoriert werden. Das aber hätte einen 
andersartigen Problembereich in die Ver-
handlungen eingebracht, nämlich die militä-
rischen Fragen des Mittelmeerraums. Nach 
westlicher Ansicht mußten daraus wieder 
außerordentliche große Weiterungen resultie-
ren, die einer Konzentration auf die vorrangi-
gen Angelegenheiten Mitteleuropas hinder-
lich wären. Im übrigen stellte sich die Frage, 
wieso Italien hinzukommen sollte, das aus-
wärtige Stationierungstruppen weder stellte 
noch aufnahm. Die Kontroverse legte die Vor-
gespräche lahm: Keine multilaterale Ge-
sprächsrunde konnte stattfinden; statt dessen 
kam es nur zu informellen und meist zweisei-
tigen Kontakten, die sich vor allem um das un-
gelöste Problem des Teilnehmerkreises dreh-
ten. Anfang Mai 1973 fanden sich die Regierun-
gen der NATO-Staaten schließlich bereit, der 
sowjetischen Seite entgegenzukommen. Sie 
nahmen es hin, daß die Vertreter Ungarns wäh-
rend der Vorbereitungsrunde nur Beobachter-
status erhielten. Das sollte jedoch eine spä-
tere Beteiligung an den MBFR-Verhandlungen 
nicht negativ präjudizieren. Die sowjetische 
Diplomatie betrachtete jedoch die getroffene 
Regelung als gleichbedeutend mit einer Ent-
scheidung über die Nicht-Teilnahme Ungarns 
an der künftigen MBFR-Konferenz. Im sowje-
tischen Zentralorgan „Pravda" fand diese Auf-
fassung am 16; Mai 1973 ihren Niederschlag. 

Die neutralen Staaten zeigten sich teilweise 
sehr interessiert daran, aus der Diskussion 
über die militärische Sicherheit des europä-
ischen Kontinents nicht ausgeschlossen zu wer-
den. Als geeignete Möglichkeit hierzu erschien 
ihnen meist nicht so sehr eine Teilnahme an 
den MBFR-Erörterungen als vielmehr eine 
breite Behandlung aller Sicherheitsfragen auf 
der Europa-Konferenz, die nach übereinstim-
mender östlicher wie westlicher Ansicht den 
Problemen der Sicherheit und der Zusammen-
arbeit in Europa gewidmet sein soll. Während 
verschiedene NATO-Staaten einem Einschluß 
militärischer Sicherheitsaspekte in die Tages-
ordnung der Europa-Konferenz nicht abgeneigt 
waren und die Gesamtheit der atlantischen 
Mächte immerhin dem Gespräch über soge-
nannte „vertrauensbildende Maßnahmen" im 
militärischen Bereich (wie einen Austausch 
von Manöverbeobachtern oder der Anmel-
dung beziehungsweise Einschränkung von 
Truppenbewegungen) zustimmte, verhielt sich 



die UdSSR ablehnend gegen alle wesentlichen 
militärischen Diskussionen in diesem Rahmen. 
Die sowjetischen Kommentatoren wurden nicht 
müde, immer und immer wieder zu erklären, 
daß militärische Fragen in keinem irgendwie 
gearteten Zusammenhang zu den Problemen 
der „europäischen Sicherheit" gesetzt werden 
dürften. Wer dies versuche, so hieß es, habe 
nichts änderes im Sinn, als die Regelungen 
der Europa-Konferenz durch endlose Kompli-
kationen militärischer Spezialangelegenheiten 
(mit denen sich ausschließlich die Experten 
befassen sollten) hinauszuzögern und lahm-
zulegen. Die Sicherheit der Länder Europas, 
so wurde der Öffentlichkeit suggeriert, habe 
nichts mit dem militärischen Potential der ver-
schiedenen Staaten und den damit verbunde-
nen Kräfteverhältnissen zu tun. Der Umstand, 
daß die UdSSR zugleich allergrößten Wert auf 
eine Verschiebung der militärischen Relatio-
nen zu ihren Gunsten legte, läßt den Verdacht 
von Zweckpropaganda aufkommen.

Das sowjetische Verhalten gegenüber den 
westlichen MBFR-Vorstellungen war minde-
stens bis weit in das Jahr 1972 hinein von 
Reserviertheit, wenn nicht gar von feindseli-
ger Ablehnung bestimmt. Je mehr sich die 
Führung aus taktischen Erfordernissen heraus 
westlichen Erwartungen anpaßte, desto stär-
ker suchte sie das Konzept für andere Zwecke 
zu instrumentalisieren — beispielsweise dazu, 
der NATO kein Verhandlungsmandat zuzuge-
stehen und den in ihr erreichten Konsens in 
Frage zu stellen. Auffällig ist auch, daß Mos-
kau eine deutliche Vorliebe dafür hat, MBFR-
Angelegenheiten mit dem amerikanischen 
Partner abzumachen. Es überrascht den unvor-
eingenommenen Beobachter, wie wenig die 
UdSSR bisher die großen militärpolitischen 
Vorteile, die eine MBFR-Regelung angesichts 
östlicher militärischer „Überversicherung" und 
bloßer Minimalabdeckung im Westen (die 
leicht durch geeignete Vorschläge fraglich ge-
macht werden könnte) zu bieten geeignet 
wäre, ernstlich erwogen zu haben scheint. Vor-
erst scheint in Moskau die Auffassung vorzu-
herrschen, daß die NATO-Staaten aus ihren 
Dilemmas heraus auf MBFR-Arrrangements 
angewiesen seien und daß folglich die UdSSR 
nur sich Zeit zu lassen brauche, um ihren Vor-
teil daraus zu ziehen. Offensichtlich ist der 
Stand der Überlegungen und Vorbereitungen 
zur MBFR-Problematik noch sehr wenig ent-
wickelt — auch dies ein Hinweis auf das ge-
ringe originäre Interesse auf sowjetischer 
Seite. Nicht zu übersehen ist freilich, daß das 
sowjetische Interesse in eine andere Richtung 

als das der NATO-Länder weist: Eine Dyna-
mik der Machverlagerung in Europa ist das 
erwünschte Ziel.

Bei den Vorgesprächen in Helsinki haben die 
sowjetischen Vertreter darauf gedrängt, daß 
Zusammentritt und Verlauf der Europa-Konfe-
renz nicht von den Diskussionsfortschritten in 
einer so komplizierten und schwierigen Mate-
rie wie den Streitkräfte- und Rüstungsfragen 
abhängig gemacht werden dürften. Sie erklä-
ren, daß sich nach einem Erfolg der Europa-
Konferenz auch die militärischen Probleme 
leichter lösen lassen würden. Das deutet auf 
eine Absicht der sowjetischen Führer hin, zu-
nächst bestimmte politische Rahmenregelun-
gen für Europa zu forcieren und erst dann 
auch über die militärischen Angelegenheiten 
zu sprechen. Die westlichen und die neu-
tralen Staaten sollen anscheinend im Ver-
trauen auf die Ost-West-Entspannung ein ver-
ändertes politisches Verhältnis zur UdSSR ak-
zeptieren, bevor im militärischen Bereich die 
sowjetische Bereitschaft zu einer Entspan-
nung im Sinne von Beziehungen wechselseiti-
ger Ausgewogenheit und Unabhängigkeit ge-
testet wird. Wenn diese Annahme richtig ist, 
dann könnte die UdSSR nach Erfolgen auf der 
Europa-Konferenz zwar durchaus zu Regelun-
gen einer wechselseitigen Verringerung von 
Streitkräften und Rüstungen in Europa bereit 
sein; aber diese Wechselseitigkeit würde auf 
die Fixierung einer erheblichen Unausgewo-
genheit zu sowjetischen Gunsten hinauslau-
fen.

5. Schlußfolgerungen

Die These von Senghaas/Rittberger/Luber 
trifft nicht zu, daß durch Kostendruck beding-
te Umrüstungsbestrebungen die Staaten in 
Ost und West an einem MBFR-Arrangement 
interessiert sein ließen. Die Motive sind we-
sentlich anderer Art. Für einige Regierungen 
der NATO-Staaten stellt sich das Problem, wie 
sie die notwendige militärpolitische Reaktion 
auf auswärtige Herausforderungen gegen 
starke innerstaatliche Gegentendenzen ge-
währleisten sollen. Mit dem MBFR-Projekt 
wird der Versuch gemacht, eine stabile Ba-
lance zwischen fremden Herausforderungen 
und eigenen Gegenbemühungen zu schaffen, 
die möglichst eine Verringerung des militäri-
schen Potentials und damit eine gewisse Be-
schwichtigung der rüstungsfeindlichen Kräfte 
in der eigenen Gesellschaft zulassen soll. 
Dagegen machen sich aber auch vielfältige 
sicherheitspolitische Bedenken und Gegenten-



denzen bemerkbar. MBFR erweist sich als ein. 
Vorschlag, dessen Beweggründe in die Katego-
rie nicht der Innen-, sondern der Außengelei-
tetheit gehören. Wenn die westlichen Regie-
rungen sich nur an ihrem innenpolitischen In-
teresse orientieren würden (wie es die drei 
Autoren annehmen), dann wäre der einseitige 
Abbau der Militärlasten die einfache und mühe-
lose Konsequenz aus ihrer Lage. Da die Leiter 
der westlichen Politik jedoch gleichzeitig im 
Blick auf auswärtige Herausforderungen wei-
terhin angemessene Verteidigungsausgaben 
für unerläßlich halten, geraten sie in ein Di-
lemma zwischen innenpolitischen Wünsch-
barkeiten und außenpolitischen Erfordernis-
sen. Wenn es nun mittels MBFR gelänge, die 
angemessenen Verteidigungsausgaben zu re-
duzieren, brächte diese zugleich eine außen-
politische Entspannung und eine innenpoliti-
sche Entlastung.

Die sowjetische Führung sieht sich demge-
genüber keinem starken inneren Druck ausge-
setzt, die militärischen Kosten zu vermindern. 
Sie kann daher ihre Streitkräfte und Rüstun-
gen so weit ausbauen, wie sie dies im Sinne 
ihrer außenpolitischen Ziele für zweckmäßig 
hält. Allem Anschein nach strebt sie gegen-
wärtig ein entscheidendes militärisches Über-
gewicht in Europa an, um möglichst auch die 
westeuropäischen Staaten allmählich in ihren 
Einflußbereich zu ziehen. Das würde ver-
ständlich werden lassen, daß Moskau offen-
bar nicht daran interessiert ist, den westli-
chen Regierungen ihr Dilemma zu erleichtern, 
sondern sich im Gegenteil darum bemüht, die-
ses Dilemma zum Ansatzpunkt einer weiteren 
militärischen Schwächung der NATO-Staaten 
mittels einer Mobilisierung verteidigungs-
feindlicher Gruppen im Westen zu machen.

V. Auswirkungen der geforderten einseitigen 
westlichen Abrüstungsmaßnahmen

Würden sich, wie Senghaas/Rittberger/Luber 
es verlangen, wichtige westliche Staaten 
ohne Rücksicht auf die zwischenstaatliche 
Umwelt zu einer Reduzierung des Militärbud-
gets verstehen, würde dies das militärische 
Kräfteverhältnis in Europa entscheidend zu 
sowjetischen Gunsten verschieben. Wenn bei-
spielsweise die Bundesrepublik einseitig ihre 
Streitkräfte abbauen würde, wären damit zu-
nächst die atlantischen Verteidigungsdisposi-
tionen am entscheidenden Abschnitt Europa-
Mitte langfristig in Frage gestellt, weil das 
Truppenminimum in Gefahr geriete. Das 
würde das Vertrauen der kontinental-euro-
päischen NATO-Mitglieder in den politi-
schen und militärischen Schutz des Bündnis-
ses erschüttern; ihr Austritt aus der atlanti-
schen Allianz wäre die wahrscheinliche Fol-
ge. Beides — die bundesdeutsche Reduktion 
und der westeuropäische Abfall — würden 
die Position der amerikanischen Stationie-
rungsstreitkräfte in der Bundesrepublik mili-
tärisch und politisch unhaltbar machen. Ein 
Abzug der amerikanischen Truppen wiederum 
würde die Westeuropäer endgültig davon 
überzeugen, daß sie ihre Existenz ausschließ-
lich auf ein Arrangement mit der UdSSR — 
und folglich auf einen sowjetischerseits aus-
gesprochenen Bedrohungsverzicht — zu be-
gründen hätten. Ein derartiges Arrangement 

hätte, wie das Beispiel Finnlands zeigt91 ), 
seinen außen- und innenpolitischen Preis. 
Dieser Preis brauchte nicht einmalig festgelegt 
zu sein, sondern könnte im Laufe des macht-
politischen Veränderungsprozesses zuneh-
mend erhöht werden. Aller Wahrscheinlich-
keit nach wäre bereits vorher ein multilatera-
les europäisches Gewaltverzichtsabkommen 
abgeschlossen. Wenn man davon ausgeht, daß 
die sowjetische Vormacht sich strikt daran 
hielte und niemals in offener oder versteckter 
Form politische Zwecke mittels Androhung 
von Gewalt gegenüber einem anderen Staat 
verfolgte, wäre doch klar, daß allen anderen 
Regierungen die sowjetische Option eines völ-
lig risiko- und nachteillosen Gewaltgebrauchs 
gegenwärtig wäre. Das würde sie dazu veran-

91) Vgl. N. Orvik, Sicherheit auf finnisch, Stutt-
gart 1972. Finnland profitiert — anders als in dem 
hier angenommenen Fall die westeuropäischen 
Staaten — auch in seiner abhängigen Lage noch 
von der Existenz eines machtpolitischen Gegenge-
wichts zur UdSSR auf dem europäischen Schau-
platz. Es ist kaum zufällig, wenn in der sowje-
tisch-finnischen Erklärung vom 6. 4. 1973 (Pravda, 
8. 4. 1973) der grundlegende Vertrag zwischen bei-
den Staaten aus dem Jahr 1948 als relevant und 
beispielhaft für das anzustrebende Ost-West-Ver-
hältnis in Europa überhaupt hingestellt wird. Er 
sei, so heißt es, „in allen seinen Bestimmungen 
ein wichtiges Element des [entstehenden] Sy-
stems der europäischen Sicherheit".



lassen, der sowjetischen Führung keinen An-
laß zu einem möglichen Gewaltgebrauch zu 
geben und sich dementsprechend durch eine 
antizipatorische Anpassung an die sowjeti-
sche Politik des Moskauer Wohlwollens zu 
versichern.

Die Friedensordnung, die auf diese Weise im 
Sinne eines Hegemonialverbandes auf dem 
europäischen Kontinent entstehen würde, 
wäre wahrscheinlich keineswegs stabiler als 
der gegenwärtige Zustand. Mit dem Zusam-
menbruch des europäischen Abschreckungs-
verhältnisses zwischen Ost und West würden, 
vom zwischenstaatlichen System her gesehen, 
für die UdSSR die bisherigen Hemmnisse im 
Gebrauch militärischer Gewalt entfallen. Der 
Gewaltgebrauch könnte ausgesprochen oder 
unausgesprochen latent (das heißt mittels 
Androhung) zum wesentlichen Element der 
intereuropäischen Beziehungen werden. Er 
könnte darüber hinaus, soweit die sowjeti-
sche Führung auf diese Weise ihre Ziele 
nicht erreichen sollte, auch in der Form mili-
tärischer Aktionen erfolgen. Die Leiter der 
sowjetischen Politik haben in Fällen, auf die 
sich das Ost-West-Verhältnis wechselseitiger 
Abschreckung nicht erstreckte und in denen 
ein als unverzichtbar bewertetes Interesse auf 
dem Spiel stand, ihre Entschlossenheit zur 
Anwendung militärischer Gewalt deutlich ge-
macht, beispielsweise im Sommer 1968 hin-
sichtlich des tschechoslowakischen Reform-
kommunismus. Der Umstand, daß es in dem 
kleinen, einer strikten kommunistischen Dis-
ziplin unterworfenen ostmitteleuropäischen 
Vorfeld der UdSSR seit 1945 wiederholt zu 
gewaltsamen Konflikten und militärischen 
Aktionen gekommen ist, läßt nicht erwarten, 
daß ein ungleich schwerer zu kontrollieren-
der, ideologisch nicht mit der Vormacht ver-
bundener gesamteuropäischer Hegemonialbe-
reich der Sowjetunion eine gewaltfreie Ent-
wicklung durchmachen würde. Eher im Ge-
genteil: Solange in Westeuropa westlich-de-
mokratische Regime bestehen, die unkontrol-
liert-spontanen gesellschaftlichen Kräften ei-
nen wesentlichen politischen Einfluß ermögli-
chen, kann immer wieder die Gefahr eintre-

ten, daß der Widerstreit zwischen den von 
oben her geltend gemachten
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 sowjetischen 
Auflagen und den von unten her spürbar wer-
denden Massentendenzen in gewaltsame Kon-
flikte ausmündet ).

Mit ihrem Verlangen nach einseitiger westli-
cher Abrüstung leisten Senghaas/Rittberger/ 
Luber, auch wenn sie sich dabei von ganz an-
deren Erwägungen und Zielvorstellungen lei-
ten lassen, faktisch den sowjetischen Wün-
schen nach einer gesamteuropäischen Hege-
monialrolle Vorschub. Gleichzeitig wenden 
sie sich gegen die Entspannungspolitik der 
sozialliberalen Bundesregierung, die einen 
durch 'wechselseitige Abschreckung gesicher-
ten Friedenszustand in Europa und eine durch 
militärische Mindestkapazitäten ermöglichte 
Selbstbehauptung der NATO-Staaten voraus-
setzt. Darüber hinaus würde der Kampf gegen 
die westliche Abschreckungs- und Sicherheits-
politik, wenn er zum Erfolg führte, generell 
die zwischenstaatliche Situation beseitigen, in 
der ein gewisses Maß an Entspannung mög-
lich geworden ist. Denn nur die Aussichtslo-
sigkeit des Versuchs, unter den Bedingungen 
wechselseitiger Abschreckung die Gegenseite 
niederzuzwingen, und die besseren Erfolgs-
chancen, die eine Politik der teilweisen Zusam-
menarbeit mit dem anderen Lager bietet, ha-
ben die sich erbittert bekämpfenden Parteien 
des Kalten Krieges schließlich von der Nütz-
lichkeit einer Entspannung überzeugt. Wenn 
die UdSSR nunmehr die Gelegenheit zu einer 
einseitigen Durchsetzung ihres politischen 
Willens in ganz Europa erhielte, würde sie 
nicht mehr auf die Wünsche anderer Staaten 
einzugehen haben, um ihren eigenen außen-
politischen Zielen näherzukommen. Der im 
MBFR-Konzept enthaltene Grundsatz der 
wechselseitigen Ausgewogenheit zielt darauf 
ab, dieser Gefahr für die Entspannung ent-
gegenzuwirken.

92) Diese Initialzündung eines militärischen Kon-
flikts mit der UdSSR ließ sich 1968 bei der ÖSSR 
besonders deutlich erkennen. Die nationale Füh-
rung kontrollierte ihre Gesellschaft zu wenig, um 
die UdSSR beschwichtigen zu können.



VI. Einseitige Rüstungsverringerung als allgemein befolgtes
Verhaltensmodell?

Senghaas/Rittberger/Luber rechnen damit, daß 
ein einseitiger Verzicht auf militärische Macht 
bei den anderen Staaten Nachahmung finden 
und auf diese Weise schließlich den gesamten 
zwischenstaatlichen Bereich verwandeln wer-
de. Das müßte, um für die Bundesrepublik 
und andere westliche Staaten bedeutsam zu 
sein, in erster Linie bei der UdSSR Wirklich-
keit werden. Wenn sich die sowjetische Füh-
rung, so wäre die Logik, durch sich verrin-
gernde westliche Militärpotentiale weniger 
als bisher bedroht sähe, würde sie schließlich 
keinen Anlaß zu eigener Rüstung mehr sehen 
und die bislang dem Militär zugewandten 
Ressourcen lieber für produktivere zivile 
Zwecke benutzen. Das würde voraussetzen, 
daß die sowjetische Führung an zwischen-
staatlicher Macht nur negativ (das heißt unter 
dem Gesichtspunkt der Abwehr auswärtiger 
Angriffe), nicht aber positiv (das heißt unter 
dem Gesichtspunkt der Einflußnahme auf an-
dere Länder) interessiert wäre.

Das aber ist offensichtlich nicht der Fall. Die 
UdSSR hat seit Mitte der sechziger Jahre, als 
die westliche Seite sich auf dem europäischen 
Schauplatz in eine nuklear unterlegene Posi-
tion begeben hatte und ihre seit jeher schwä-
chere konventionelle Position weiter zu de-
montieren begann, ihr militärisches Potential 
in Europa energisch weiter verstärkt. Im 
Winter 1972/73 quittierte sie die Anzeichen 
für ein wachsendes westliches Interesse an 
Abrüstungsmaßnahmen mit einer aufsehener-
regenden Verstärkung der Stationierungstrup-
pen in der DDR, in der ÖSSR und in Polen. 
Das alles deutet nicht darauf hin, daß die so-
wjetische Führung mit zunehmender militäri-
scher Überlegenheit verstärkt den Wunsch 
hegen könnte, auf ihre militärischen Macht-
mittel zu verzichten. Im Gegenteil: Man ge-
winnt den Eindruck, daß eine militärische 
Überlegenheit dort, wo sie entsteht, vorrangig 
weiter ausgebaut wird. Gegenüber einem 
Gegner (als welcher die westlichen Staaten 

auf Grund der gängigen ideologischen Defini-
tionen von vornherein gelten) erscheint es 
angebracht, einen sich herausbildenden 
Machtvorteil immer weiter zu maximieren, 
bis seine Macht gebrochen ist. Folglich ist da-
mit zu rechnen, daß eine einseitige westliche 
Abrüstung in Europa die UdSSR nicht zur 
Nachahmung dieses Beispiels, sondern zu ei-
ner entschiedenen Fortsetzung ihrer Militär-
politik veranlassen würde. Die zunehmende 
militärische Schwäche der westlichen Staa-
ten, so dürfte die Vorstellung sein, erhöht den 
politischen Wert der sowjetischen Streitkräf-
te: Je mehr die Abschreckung ihre Wirksam-
keit verliert, desto ungehinderter läßt sich 
das militärische Instrumentarium als ein be-
stimmender Faktor in der politischen Ausein-
andersetzung zur Geltung bringen.

Soll das Militärpotential im Warschauer-Pakt-
Bereich seinem Umfang und seinem Gewicht 
nach eingeschränkt werden, so ist eine einsei-
tige Abrüstung innerhalb der NATO kein 
Weg zu diesem Ziel. Nur wenn die westli-
chen Staaten ihre militärische Macht uneinge-
schränkt aufrechterhalten und auf dieser Ba-
sis mit der UdSSR über ausgewogene wech-
selseitige Streitkräfteverringerungen verhan-
deln, könnte sich die sowjetische Führung 
schließlich zu der Einsicht bereitfinden, daß 
sie auf keine einseitigen westlichen Maßnah-
men des militärischen Abbaus hoffen kann, 
für die sie keinerlei Gegenleistungen zu er-
bringen hätte. Erst dann wird sie erwägen, in-
wieweit es sich für sie lohnen könnte, mit 
den NATO-Staaten ein Geschäft teilweiser 
Abrüstung auf Gegenseitigkeit abzuschließen. 
Der MBFR-Vorschlag ist ein geeignetes Mit-
tel, um die Leiter der sowjetischen Politik im-
mer wieder vor die Frage zu stellen, ob sie 
mit der Entspannung tatsächlich vollen Ernst 
machen wollen und daher auch einem Arran-
gement des machtpolitischen Ausgleichs und 
der kriegsverhütenden Stabilität in Europa 
nicht ausweichen.



Gerhard Wettig: MBFR: Motor der Aufrüstung oder Instrument der Friedens-
sicherung?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24/73

-
Die Untersuchung setzt sich mit den Thesen auseinander, die drei Vertreter der „kriti-
schen Friedensforschung", D. Senghaas, V. Rittberger und B. Luber, unter dem Titel 
„MBFR: Aufrüstung durch Rüstungskontrolle?", in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/73, 
veröffentlicht haben. Der Autor stellt dazu folgende Fragen:

1. Dient die Aufrechterhaltung eines machtpolitischen Gleichgewichts mit Hilfe militäri-
scher Macht der Verhinderung des Krieges oder der Erzeugung von Spannung?
2. Sind Rüstungen auf auswärtige Herausforderungen oder auf übermächtige Innen-
interessen zurückzuführen?
3. Sind das Bemühen um Rüstungskontrolle im allgemeinen und die MBFR-Politik im 
besonderen als Versuche zu einer internationalen Rüstungsbeschränkung oder als Manö-
ver innerstaatlicher Umrüstung zu bewerten?
4. Welche politischen Auswirkungen hätte eine einseitige Rüstungsverringerung west-
licher Staaten?
5. Würden einseitige Militärreduktionen die Staaten des anderen Bündnisses zur Nach-
ahmung des damit gesetzten Beispiels herausfordern?

Die Analyse der Thesen von Senghaas/Rittberger/Luber ergibt, daß die drei Verfasser 
in weitem Umfang von prinzipiellen Vorstellungen ausgehen. Daher nimmt die Über-
prüfung der Prämissen und Schlüsse einen wesentlichen Teil der Untersuchung in An-
spruch. Daneben wird ein Vergleich der vorgetragenen Behauptungen mit empirischen 
Vorgängen durchgeführt. Schließlich werden die aktuellen Entwicklungen der internatio-
nalen Politik, die mit MBFR in Zusammenhang stehen, ausführlich erörtert. Das Ergebnis 
der Analyse ist, daß die Thesen von Senghaas/Rittberger/Luber der kritischen Prüfung 
nicht standhalten. Die operativen Empfehlungen, welche die drei Autoren formuliert 
haben, stellen nicht nur die Entspannungspolitik der sozialliberalen Bundesregierung in 
Frage und leisten bestimmten bedenklichen Eventualtendenzen der sowjetischen Europa-
Politik Vorschub, sondern bedrohen auch insgesamt die Grundlagen des eingeleiteten 
Entspannungsprozesses und die Stabilität eines Zustandes erreichter Kriegsverhütung.
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